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 (Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie recht herzlich zur heutigen Sitzung des Gemeinderats begrüßen und diese Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf Frau GRin Dipl Ing Gretner, Herrn GR Mag Gudenus und Frau GRin Korosec entschuldigen.

Ich darf zeitweise Frau GRin Mag Ringler entschuldigen und darf, nachdem wir uns jetzt einige Wochen in diesem Saal nicht gesehen haben, bei dieser Gelegenheit noch rückblickend Frau GRin Ringler zur Geburt von Lea Luna Valentina alles, alles Gute wünschen. (Allgemeiner Beifall.) Sie werden alle dafür Verständnis haben, dass GRin Ringler heute nicht der gesamten Sitzung folgen kann.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 04279-2006/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Madejski an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Anlässlich der Nationalratswahl 2006 wurde im Meidlinger Bezirksamt und in den Räumen der Bezirksvertretung die Broschüre "Kleines Wiener Wahlwörterbuch" aufgelegt. Diese Broschüre, die in Deutsch und zahlreichen Fremdsprachen aufliegt, wurde im kostspieligen Farbkopier- bzw Digitaldruckverfahren laut Impressum im Auftrag der MA 17 bei der MA 54 hergestellt. Welche Kosten entstanden dem 12. Wiener Gemeindebezirk?) 

Ich ersuche um Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

An sich ist ja die Herausrechnung spezifischer Kosten für eine Gesamtwiener Aktion für einen einzelnen Bezirk ein bisschen schwierig. Im gegenständlichen Fall ist die mathematische Arbeit allerdings leicht, denn ich kann Ihre Frage, was dieses Wahlwörterbuch für Meidling gekostet hat, beantworten: Nämlich nichts.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Bürgermeister, für diese wirkliche inhaltsreiche Antwort. Ich habe es mir ja fast gedacht, dass das aus dem Zentralbudget geht, weil man da immer alles sehr schön verschleiern kann, was man so macht.

Ich habe hier nur einige Auszüge dieser Wahlbroschüre. (GR Dr Herbert Madejski zeigt etliche Broschüren.) Ich habe nur deswegen Meidling genannt, weil ich dort war und es mir dort aufgefallen ist. Es sind insgesamt von den Hunderten, die dort gelegen sind, 18 mitgenommen worden. Das ist mir dort mitgeteilt worden. Ich weiß nicht, ob sie in Persisch waren, in Indisch, in Arabisch, aus Burma auch noch, in Spanisch, Serbisch, Russisch und Deutsch oder muttersprachlich, was immer das heißt, es ist Türkisch. Das ist nur ein Auszug.

Ich habe mir gedacht, früher wäre es ja bei vielen Fußballvereinen notwendig gewesen - auch bei Ihrem und meinem -, solche Sachen bei Spielerverträgen auszuteilen, da alle keine österreichischen Staatsbürger waren und Deutsch nicht verstanden. Ich glaube, dass jeder Schilling oder jeder Euro, den die Stadt Wien aus dem Zentralbudget für digitalisiert auf Glanzdruck ausgibt - und man hätte das auf Schwarz/Weiß auch machen können, A4, überhaupt kein Problem, da hätte man es dann auch besser vernichten können, weil die Entsorgung auf Glanzpapier eine schwierigere ist als auf normalem Papier. 

Aber ich frage mich, Herr Bürgermeister, das geht nur für Staatsbürger und heutzutage sollten Staatsbürger, die in Österreich was werden wollen, Deutsch können. Wenn einer schon lange da ist, dann frage ich mich, warum das auf Indisch, Burmesisch, Indonesisch, Arabisch oder Persisch gemacht werden muss? 

Halten Sie diesen Aufwand, auch wenn er nicht sehr hoch ist, für gerechtfertigt, auch wenn Wien die dafür verwendeten Euro für andere, zum Beispiel für soziale Projekte notwendiger brauchen würde?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Auch diese Frage wäre sehr leicht und kurz zu beantworten. Aber ich will mich ein bisschen mit dem Dahinterliegenden auseinander setzen. Diese Diskussion hatten wir ja schon einmal, denn die Aktion ist ja nicht zum ersten Mal gemacht worden. Sie war bereits bei der letzten Gemeinderatswahl eine entsprechende Hilfestellung für österreichische Staatsbürger, die die Wahlberechtigung haben, für die man aber aus welchen Gründen immer die relativ komplizierten Erläuterungen - und das muss man ja in aller Offenheit auch sagen: Es kennen sich ja viele, die hier geboren wurden, bei diversen Erklärungen auch nicht aus, aber das ist eine andere Diskussion, die wir einmal zu führen hätten, wie man öffentliche Informationen so gestaltet, dass man keinen akademischen Abschluss braucht, um sie verstehen zu können - in den jeweiligen Sprachen, die man für notwendig erachtet - ich habe mich da im Detail nicht eingemischt, das macht aber gar nichts, ich stehe auch dazu - auch entsprechend veröffentlichen kann. Denn ich denke, dass es wichtig ist, dass man sich mit den rechtlichen Grundlagen, die mit der Wahlausübung verbunden sind, auch entsprechend vertraut machen kann. 

Daher sage ich da ganz klar: Jawohl, ich stehe zu dieser Aktion sowohl im Vorfeld der Wiener Gemeinderatswahl als auch diesmal. Selbstverständlich evaluieren wir jedes Mal unsere entsprechenden Aktionen. So wurde dies auch nach der Gemeinderatswahl gemacht. Es war der Zuspruch bei der Gemeinderatswahl dergestalt, dass sich der Presse- und Informationsdienst entschlossen hat, dies auch im Vorfeld der Nationalratswahl zu machen. Ich habe keine Ahnung, wie Sie auf diese Zahl 18, die genommen wurde, kommen, denn die Evaluierung hat ergeben, dass es ein sehr großes Interesse und einen sehr großen Absatz gegeben hat. Daher kann ich Ihnen auch die Frage relativ leicht beantworten: Jawohl, ich halte diesen Aufwand für gerechtfertigt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Sie haben ja schon gesagt, dass es wichtig ist, dass die Informationen verständlich sind. Es gibt eine Gruppe von Menschen in dieser Stadt, die auch wählen gehen, nämlich Menschen mit Behinderungen. Da kam es bezüglich Barrierefreiheit von Wahllokalen zu unterschiedlichen Informationen auf dem Informationsblatt, das an die Haushalte ging beziehungsweise bei den Informationen, die im Internet waren.

Da es ja auch schon 2005 so war, dass es widersprüchliche Angaben gegeben hat, wollte ich Sie jetzt fragen: Welche Maßnahmen werden Sie setzen, dass dies bei der nächsten Wahl, wann immer die auch sein mag, nicht mehr vorkommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist eine etwas schwierig zu beantwortende Frage, denn bei dieser großen Zahl von Wahllokalen passieren auch Fehler. Grundsätzlich ausschließen, das kann nicht einmal ich. Man kann den Unterschied nur daran erkennen, dass beim letzten Mal festgestellt wurde, wo diese unterschiedlichen Informationen eingetreten sind. Dort sind sie beseitigt worden. Bedauerlicherweise sind sie in sehr geringer Zahl, aber trotzdem, dann an anderer Stelle aufgetreten. Es bemühen sich die Kolleginnen und Kollegen sehr, dass es zu solchen Fehlern nicht kommt, aber ich fürchte sehr, jetzt herzugehen und Ihnen das Versprechen zu geben, dass so etwas nie wieder passieren wird - das werde ich ehrlicherweise nicht können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Vorweg sage ich, das ist natürlich begrüßenswert, dass es mehrsprachige Wahlfolder und Wahlinformationen gibt, keine Frage, obwohl, wenn ich provokant wäre, würde ich Sie fragen: Haben die viel gepriesenen Deutschkurse in Wien nichts gebracht? Aber das werde ich jetzt natürlich nicht tun, sondern ich werde einfach fragen: Ich bin selber im Wahlkampf sehr intensiv auch in verschiedenen Organisationen, Vereinen, Migranten-
vereinen unterwegs gewesen und habe dort nirgends diese Wahlbroschüre gesehen oder angetroffen und würde gerne wissen, wie Sie es angelegt haben, dass die Zielgruppe an diese Informationen gekommen ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst zu Ihrer Vorbemerkung und dazu, was die Deutschkurse betrifft. Ich meine, wir alle werden uns ja hoffentlich jetzt langsam bewusst, dass der Wahlkampf vorüber ist und daher auch in aller Ruhe das beantworten: Wenn ich mir vergegenwärtige, dass bei den Wiener Deutschkursen, die freiwillig angeboten werden, ungefähr zehnmal so viele Besucher sind als bei den sogenannten Zwangskursen, die die Bundesregierung gemacht hat, dann denke ich, sie sind nicht ganz so unerfolgreich. Dass wir zweifelsohne in den Strukturen – und damit meine ich die bestehenden Bildungsstrukturen der Schule, aber auch der Volksbildung und anderer - noch wesentlich intensiver im Hinblick auf die Stärkung der Sprachkompetenz zu arbeiten haben, soll außer jedem Zweifel stehen. Da werden wir sicher auch, so gehe ich einmal davon aus, reichlich Gelegenheit haben, uns darüber zu unterhalten, wie wir das durchaus auch im Austauschen der entsprechenden Erfahrungen machen können. Denn selbstverständlich stehe ich da für jeden Ratschlag, Hinweis und jede Meinung, die zu einer Verbesserung dieser Sprachkompetenz auch führen kann, zur Verfügung. 

Was die zweite Frage betrifft, so hat hier das Holprinzip gegolten, das heißt, man hat sich beim Magistratischen Bezirksamt oder bei einer der Einrichtungen diese Broschüre abholen müssen. Es war kein Bringprinzip. Da ist sicherlich auch zu überlegen - wiewohl das natürlich, würde ich sagen, auch nicht überragende, aber doch, Zusatzkosten verursacht -, ob man das nicht intensiver streuen kann und nicht nur auf die magistratischen Dienststellen beschränken kann. Das werden wir uns sicherlich überlegen. Wir evaluieren solche Aktionen nachher immer und schauen, was gut gelaufen ist und was schlecht gelaufen ist und versuchen, es entsprechend zu verbessern.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Die 18 haben sich nur auf unseren Bezirk bezogen, also nicht auf ganz Wien. Also sollen es in Wien ein paar Hundert gewesen sein. Ich sage, dass diese Prospekte, so wunderschön sie sind, wunderbar gedruckt, sicherlich eine nahtlose Fortsetzung der "Integrationsbemühungen" der Stadt Wien sind. 

Glauben Sie, dass solche Broschüren, Herr Bürgermeister, die gelebte und von Ihnen gestaltete Integration, die immer wieder so hervorgehoben wird, fördert oder nicht fördert? Noch dazu hätte ich Verständnis, wenn die Texte in Deutsch und dieser Sprache wären. Sie sind aber nur in der Sprache, hier Persisch oder Burmesisch (GR Dr Herbert Madejski zeigt zwei Broschüren.). Halten Sie diese Prospekte im Rahmen oder im Sinne einer sinnvollen Integrationspolitik, der wir ja auch das Wort reden, für sinnvoll? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat! 

Wenn sich die Integrationspolitik nur auf diese Broschüren beschränken würde, dann würde ich sagen, das wäre nicht besonders erschöpfend (GR Dr Herbert Madejski: Das ist nur noch nicht aufgefallen!). Betrachten Sie es als einen kleinen Mosaikstein im großen Bild der Integration, die wir seitens der Stadt auch zusätzlich anbieten. Insofern gesehen tut es mir von Herzen leid. Aber das ist wohl ein Themenfeld, wo wir schwer zusammenkommen werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 1. Anfrage beantwortet, wir kommen zur 2. (FSP - 04277-2006/0001 - KGR/GM). Sie ist von Dipl Ing Margulies an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (In der Finanzausschusssitzung vom 15. September 2006 wurde seitens des Gruppenleiters der Finanzverwaltung bestätigt, dass in ihrer Geschäftsgruppe eine Ausgliederung der Wiener Stadtarchäologie vorbereitet wird, die der Finanzverwaltung vorgelegten Unterlagen jedoch noch nicht beurteilungsreif wären. Welche Informationen und politischen Rahmenbedingungen haben Sie dazu veranlasst, eine Ausgliederung - der bislang für die Stadt Wien höchst erfolgreich arbeitenden - Wiener Stadtarchäologie voranzutreiben?) 

Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Dipl Ing Margulies fragt mich bezüglich der Wiener Stadtarchäologie und möglicher Reorganisationspläne, Stichwort Ausgliederung. 

Herr Kollege Margulies, offen gestanden kann ich Ihnen dazu nicht sehr viel mehr sagen. Wir versuchen uns naturgemäß neben unserer täglichen Arbeit in allen Verwaltungseinheiten, immer wieder darüber im Klaren zu sein, ob die Organisationsform passt, ob das passt, was herauskommt, ob das sozusagen am besten und effizientesten organisiert ist. Das machen wir nicht nur bei der Stadtarchäologie, sondern selbstverständlich auch immer wieder bei allen anderen Verwaltungseinheiten. Insoweit ist das keine Besonderheit. Weiter gediehene Pläne, über die es sich lohnt, hier oder auch an einer anderen Stelle zu diskutieren oder sie vorzulegen, gibt es noch nicht, so wie das offensichtlich auch in dem zugrunde liegenden Ausschuss der Finanzverwaltung gesagt wurde. Daher gibt es darüber hier an dieser Stelle noch nichts wirklich zu debattieren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie auf die Frage nicht einmal ansatzweise eingegangen sind, weil die Frage war, welche politischen Rahmenbedingungen und welche Informationen Sie haben, damit Sie eine Ausgliederung vorantreiben. Sie haben überhaupt nichts dazu gesagt. 

Nichtsdestotrotz gibt es einen Dienststellenausschussbeschluss, der sich dagegen ausspricht, dass ausgegliedert wird. Sie wissen genauso gut wie ich, dass die Leitung der Stadtarchäologie beauftragt wurde, das ein bissel voranzutreiben. Im Finanzausschuss wurde darüber gesprochen. Alle wissen es anscheinend, dass die Stadtarchäologie ausgegliedert werden soll, nur Sie nicht! 

Nichtsdestoweniger verstehe ich es zum Teil, warum Sie es nicht sagen wollen, weil es tatsächlich keinen inhaltlichen Grund gibt, die Stadtarchäologie auszugliedern, sondern einen einzigen Grund und der liegt in Wirklichkeit - und da sollte sich die Sozialdemokratie genieren - beim Personal, das bei der Stadtarchäologie beschäftigt ist. Wenn man auf die Homepage der Stadt Wien schaut, dann sieht man dort 32 Beschäftigte. Wenn man in den Dienstpostenplan, der jedes Jahr mit dem Budgetvoranschlag veröffentlicht wird, und in den Rechnungsabschluss schaut, kommen von diesen 32 Per-
sonen gerade 2 in diesem Dienstpostenplan vor! Der Rest der Beschäftigten dort, großteils Akademiker und Akademikerinnen, arbeitet mit 10 Monats-Verträgen nach der Dienstvorschrift für Saisonbedienstete - nur damit Sie das auch einmal wissen -, die eigentlich für die Stadtgärtner gemacht wurde, wo es wirklich eine Saison gibt. Bei den Stadtarchäologen aber hat jeder seine eigene Saison. Sie beginnt, wenn der Vertrag beginnt und hört auf, wenn das wieder aus ist. Und Sie waren bislang nicht in der Lage, Menschen, die seit mehr als 10 Jahren mit Kettenverträgen bei der Stadt Wien beschäftigt sind, ordentliche Dienstverträge zu geben! 

Daher ganz konkret für die Stadtarchäologie: Sind Sie bereit, den jetzt zum Teil seit Jahren bei der Stadtarchäologie Beschäftigten ordentliche Dienstverhältnisse als Vertragsbedienstete anzubieten, unbefristete Dienstverhältnisse unter Anrechnung der bislang für die Stadt Wien geleisteten Arbeitszeit?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, sehr geehrter Gemeinderat! 

Erstens einmal ist das nicht unmittelbar meine Zuständigkeit, Dienstverträge oder Dienstverhältnisse abzuschließen. Aber ich muss Ihnen schon auch sagen, die Frage, wie etwas organisiert ist und selbst als Ausgliederung, ist ja keine Frage, wo man sich genieren muss oder wo man irgendetwas zu verstecken hat, sondern ich möchte nur daran erinnern, dass wir beispielsweise mit der Neuorganisation des Wien Museums hervorragende Erfahrungen gemacht haben. Das werden Sie mittlerweile auch nicht mehr in den Dienstplänen der Stadt Wien finden und es wird niemand behaupten, dass das Wien Museum deshalb schlechtere Arbeit macht. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ausgegliedert von der Stadt Wien!)
Na ja, weil Sie sagen, wir müssen uns für irgendwelche Überlegungen genieren. Also ich geniere mich erstens einmal prinzipiell nicht für Überlegungen und zweitens schon gar nicht für solche. Aber noch einmal: Es sind verschiedene Überlegungen im Gange. Ich treibe auch nichts in dem Sinn voran, dass ich sage, ich drücke irgendjemandem aufs Auge, sondern wir versuchen, gemeinsam mit der Stadtarchäologie so wie auch mit allen anderen Einheiten - Magistratsabteilungen und andere Verwaltungseinheiten - die bestmögliche Lösung für das Aufgabengebiet zu erreichen. Das werden wir gemeinsam machen. Da brauche ich gar keine Panikreaktionen oder irgendwelche Vorgaben oder sonstwas, sondern das wird man gemeinsam mit den Beschäftigten machen. An dem arbeiten wir und sobald es etwas gibt, worüber man diskutieren kann, sobald das durchgerechnet ist, sobald es etwas gibt, wo man sagen kann, ja, da sind die Beteiligten einverstanden und auch aus gemeinsamer Sicht ist es das Bestmögliche für dieses Aufgabengebiet, dann wird man das vorlegen und dann wird man das darstellen und dann wird man das in den zuständigen Gremien beschließen inklusive der dafür notwendigen Finanzmittel oder auch der Dienstpostenstellenpläne und Sonstiges. Also insofern, glaube ich, ist das ein sehr normaler Vorgang.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, die 2. Frage, Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Herr Stadtrat, Sie haben von der Notwendigkeit der Reorganisation der Wiener Stadtarchäologie gesprochen. Worin besteht diese und welche Schwächen hat die derzeitige Organisation, beziehungsweise welche Schwächen haben die derzeitigen Ergebnisse der Stadtarchäologie?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Na, Herr Gemeinderat, wenn Sie mir genau zugehört hätten, dann habe ich nicht von der Notwendigkeit der Reorganisation gesprochen, sondern ich habe gesagt, wir überlegen uns für alle unsere Einheiten und zwar relativ permanent, wie wir Dinge noch verbessern können. Sie wissen, das Bessere ist immer der Feind des Guten. Es ist ja nirgendwo festgemeißelt, dass alles immer so bleiben muss, wie es ist, ohne dass man deshalb sagen muss, das ist jetzt schlecht, sondern wir überlegen uns, wie wir Dinge verbessern können. Das geschieht nicht nur in der Stadtarchäologie, sondern auch in allen anderen Einheiten. Insofern ist das für mich jedenfalls ein Routinevorgang, der für die Stadtarchäologie genauso zutrifft wie für den Rest der MA 7, für die MA 8, für die MA 9 und für das Wien Museum. Wie in all diesen Einheiten überlegen wir uns sozusagen in regelmäßigen Abständen, ob Dinge verbesserungsfähig sind. Insoweit gilt das natürlich auch für die Stadtarchäologie. Und ich wiederhole mich: Sobald wir zu einem Ergebnis gekommen sind, bin ich gerne bereit, das im zuständigen Ausschuss, oder wo auch immer, zu präsentieren und zu diskutieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Ludwig.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Basierend auf Ihren Überlegungen zur Organisation: Welche Aufgaben für die Zukunft sehen Sie im Bereich der Stadtarchäologie und welche Leistungen kann die Stadtarchäologie für die Stadt Wien erbringen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich glaube, dass es auch einmal ganz wichtig ist, in einer Diskussion eben nicht nur zu sagen, wie wird sie neu organisiert oder wird sie überhaupt neu organisiert, sondern es ist zunächst einmal die Frage zu stellen, in welche Richtung soll es gehen und was sind eigentlich die wirklich wichtigen Aufgabengebiete. 

Jetzt muss man wissen, dass die Geschäftseinteilung des Magistrats per 1.7.2003 die Angelegenheiten der Stadtarchäologie und des Kulturgüterschutzes der MA 7 zugeordnet hat. Die Stadtarchäologie hat in der Tat ganz, ganz wichtige Aufgabengebiete: Zunächst einmal die archäologische Erforschung der Vergangenheit hier in Wien. Untersuchungen von Bodendenkmälern vor deren Zerstörung durch Neubauten oder größere Vorhaben der Stadt, wie zum Beispiel den U-Bahn-Bau, gehören zu den dringlichsten Aufgaben der Stadtarchäologie. Da ist naturgemäß ein sehr flexibles Reagieren notwendig, wie man sich vorstellen kann, weil da oft sehr schnell sehr rasch gehandelt werden muss, um nicht unnötige Verzögerungen herbeizuführen.

Die Kernaufgaben sind aber nicht nur auf die archäologischen Ausgrabungen beschränkt, sondern haben darüber hinaus noch ganz wichtige Bereiche, etwa Grabungen im Rahmen der Bodendenkmalpflege. Dazu gehören die archäologische Prospektion und Baustellenbeobachtung, archäologische Überwachung und Betreuung der Baustellen im Wiener Stadtgebiet, Notgrabungen, die Erfassung und Ausarbeitung archäologischer Projekte in Zusammenarbeit mit Bauwerbern in Abstimmung mit dem Bauablauf und Forschungsgrabungen etwa in Unterlaa. Ich hatte erst kürzlich Gelegenheit, einen Tag in Unterlaa mit Schülerinnen und Schülern zu verbringen, die dort übrigens gemeinsam mit Senioren an der Grabungsstelle arbeiten und dort, glaube ich, sehr anschaulich die Geschichte Wiens vermittelt bekommen. Wir werden das im Übrigen auch verstärken - ich halte das für einen ganz essentiellen und zentralen Punkt –, dass die Stadtarchäologie selbstverständlich auch jungen Menschen auf eine sehr spannende Art und Weise die Geschichte ihrer Stadt vermitteln kann. Ich kann im Übrigen immer nur allen empfehlen, beispielsweise an die Grabungsstellen nach Unterlaa zu kommen, um dort dabei zu sein.

Ein zweiter ganz wichtiger Bereich ist die wissenschaftliche Aufarbeitung und Auswertung von den Grabungen. Dazu gehören natürlich auch die Kooperationen mit anderen Instituten, beispielsweise Volkshochschulen und viele andere mehr. Zur Publikation: Auch da haben wir in den letzten Jahren, glaube ich, sehr schöne Produkte und Ergebnisse präsentieren können wie CD-Roms, die sozusagen die alte römische Stadt Vindobona sehr anschaulich miterleben lassen und natürlich auch die Restaurierung der verschiedenen Grabungsstellen ebenso wie die Dokumentation und die Betreuung, Fundstellenkataster, Kulturgüterkataster und vieles, vieles andere mehr und schließlich eben auch die Öffentlichkeitsarbeit. Da ist mir auch ganz wichtig, dass das über die Stadtarchäologie passiert, die Vermittlung. Da gibt es eben die Initiative “Seniorenarchäologie“, wie ich schon gesagt habe, wo freiwillige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Bereichen Restaurierung und Grabung (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das steht genau da drinnen!) da mitmachen. Was sagen Sie ganz richtig? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich habe nur mitgelesen!) Wo haben Sie mitgelesen? (GR Dipl Ing Martin Margulies, Unterlagen zeigend: Ich habe hier nur mitgelesen! Das steht hier genau drinnen!) Na ja, das freut mich, dass Sie gut lesen können. 

Daneben gibt es natürlich auch die “Juniorarchäologie“, die ganz wichtige Projekte für Schulklassen und Lehrerfortbildung beinhaltet, Ausstellungen und so weiter und so fort. All das, Kollege Margulies, erzähle ich nicht nur, damit Sie mitlesen können, sondern um die ganze Bandbreite der Aufgabenstellung der Stadtarchäologie zu zeigen und auch zu zeigen, dass dort natürlich ein hohes Ausmaß an Flexibilität notwendig ist, ein hohes Ausmaß natürlich auch an Bereitschaft mitzutun, um sozusagen auf eine ungewöhnliche Art und Weise auch Aufgaben zu erledigen. Ich freue mich, dass wir da mit 2 Vertragsbediensteten der Stadt und 32 Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern diese Aufgabe auf eine sehr gute Weise erledigen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Herzog!

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben in Ihren Erklärungen bisher nicht erklären können, warum es sinnvoll ist, ein wissenschaftliches Institut nunmehr durch eine GesmbH führen zu lassen. Das haben Sie bisher nicht erklärt. 

Aber ich möchte auch zu Ihrer Rede kommen. Laut “Wiener Zeitung“ und auch aus anderen Berichten ist klar ersichtlich, dass ja offensichtlich Zustände herrschen, die erstaunlich sind: Wenn von 34 Bediensteten 32 durch Kettenverträge in ein Institut sozusagen eingebunden sind, dann heißt das ja, dass man Ihnen massiv soziale Rechte, von Abfertigungen über Urlaubsansprüche über alles Mögliche, entzieht. Es ist erstaunlich, dass eine sozialdemokratische Führung in Wien im Stande ist, ein Institut unter solchen Gegebenheiten, die als frühkapitalistisch zu bezeichnen sind, überhaupt zu führen. 

Wenn Sie, Herr Stadtrat, hier die Museen der Stadt Wien und den Kollektivvertrag dieser Institution heranziehen, dann möchte ich darauf hinweisen, dass hier offensichtlich nach wie vor massive Probleme sind, weil in den Museen weiterhin die diversesten Beschäftigungsverhältnisse bestehen und die unterschiedlichsten Verhältnisse herrschen. 

Daher meine Frage: Wie können Sie dafür Sorge tragen, dass bei einer allfälligen Veränderung im Rahmen einer GesmbH es eine soziale Gestaltung von Dienstverträgen geben wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also erstens einmal zu der zuerst von Ihnen genannten Frage "Ausgliederung und GesmbH", noch einmal: Ich kann nur darauf verweisen, dass wir beispielsweise mit dem Wien Museum gute Erfahrungen gemacht haben. Ich weiß nicht, wo Sie das herhaben - wenn ich das richtig verstanden habe -, dass dort unterschiedliche Verträge oder schlechtere Verträge oder was auch immer sind. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Vom Betriebsrat wahrscheinlich!) Das weiß ich nicht. Ich muss aber auch sagen, das Wesen einer Ausgliederung ist, dass letztendlich ein Unternehmen dann ausgegliedert ist oder ein Verwaltungsbereich ausgegliedert ist, der für sich unmittelbar zuständig ist und sozusagen dann der unmittelbaren Einflussmöglichkeit der Politik entzogen ist. Ich behaupte auch nicht, noch einmal, dass notwendigerweise eine GesmbH-Lösung am Ende des Tages herauskommen wird. Wir untersuchen das, wir überprüfen das, wir überlegen uns, wie wir die Arbeit dort effizienter gestalten können so wie im Übrigen in allen anderen Bereichen auch. Insoweit muss ich auch sagen, es handelt sich nicht um Kettenverträge, sondern es sind dies normale Verträge. Ich würde mich im Übrigen wundern, wenn in Ihrer Frage impliziert wird, dass man 32 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von heute auf morgen in den Dienststand der Stadt Wien übernehmen sollte. Ich glaube, gerade auch Ihre Partei ist eine, die immer gegen die Überbürokratisierung und gegen zu viel (GR Johann Herzog: Eine soziale Lösung genügt!) ankämpft. 

Also wir versuchen, gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dort eine Lösung zu finden, die die bestmögliche Arbeit mit den bestmöglichen Bedingungen für die dort arbeitenden Menschen ermöglicht und ich bin überzeugt, dass wir sie auch finden werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dipl Ing Margulies, noch einmal!

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie dokumentieren eindrucksvoll, dass Sie entweder keine Ahnung haben, was vor sich geht, oder dass Sie nicht sagen wollen, was vor sich geht. 

Nur das letzte Beispiel "Kettenverträge": Nach der Dienstvorschrift für Aushilfs- und Saisonbedienstete dürfen diese Verträge maximal 10 Monate sein. Jetzt müssten Sie aber eigentlich wissen, dass zum Beispiel gerade bei Grabungsleitern diese möglicherweise weiterbeschäftigt werden müssen, weil die Baustelle sonst steht. Und das passiert immer wieder. Die 10 Monate sind um und dann wird ein Werkvertrag für 2 Monate vergeben und dann wird wieder für 10 Monate angestellt. Das ist eine klassische Umgehung von Dienstverhältnissen! Sie haben vorhin gesagt, Sie sind für den Dienstpostenplan nicht zuständig. Das stimmt möglicherweise. Aber dann müssten Sie wissen, dass gerade diese 32 Bediensteten aus dem Sachbudget bezahlt werden, wofür Sie als Kulturstadtrat sehr wohl zuständig sind!

Ich glaube daher, dass es notwendig ist, dass man im Rahmen der Stadt Wien tatsächlich alle bei der Stadt Wien Beschäftigten in den Dienstpostenplänen finden müsste. Das ist die eine Seite. Und im Sinne der Betroffenen, dass man diese, wenn sie regelmäßig bei der Stadt Wien arbeiten, als Vertragsbedienstete unbefristet bei der Stadt Wien mit einer Einreihung beschäftigt, die einer Einreihung entspricht, als ob sie vom ersten Tag weg unbefristet beschäftigt worden wären. 

Und noch ein Satz zum Lesen. Ich habe nur deshalb in Ihrer Antwort mitgelesen, weil ich gemerkt habe, es ist de facto wortwörtlich dasselbe was sowieso einem jeden offen steht, der sich ein bisschen für die Stadtarchäologie interessiert. Und ich wollte nur klarmachen, dass es sich nicht um elitäres oder neues Wissen handelt, sondern jeder, der sich mit der Stadtarchäologie beschäftigt, weiß das.

Ein letzter Punkt noch, bevor ich zur Frage komme, das Wien Museum: Im Wien Museum haben sich seit der Ausgliederung die Beschäftigungsverhältnisse vor allem für die Neubeschäftigten dramatisch verschlechtert. Sie müssen nur einmal mit den Betriebsräten im Wien Museum reden genauso wie in anderen Bereichen, wo die Stadt Wien ausgegliedert hat. 

Und jetzt zur Frage angesichts dessen, dass sich auch der Dienststellenausschuss Kultur dagegen ausgesprochen hat, der Gewerkschaftstag dagegen ausgesprochen hat, die Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter gegen die Ausgliederung ausgesprochen hat: Sind für Sie mit heutigem Tag die Ausgliederungspläne für die Stadtarchäologie als erledigt zu betrachten? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr GR Margulies, ich habe versucht, Ihnen zu erklären, dass wir uns in diesem genauso wie in anderen Bereichen natürlich permanent überlegen, wie wir die Aufgaben bestmöglich erledigen können. Ich schließe daher weder etwas aus noch schließe ich etwas ein noch ist etwas vom Tisch zu wischen oder irgendetwas auf den Tisch zu legen. 

Ich habe Ihnen gesagt, sobald es diesbezüglich konkrete Pläne gibt und wenn es sie gibt, werden wir sie in den zuständigen Gremien vorlegen und diskutieren. Aber ich kann es gerne noch weitere fünf Mal wiederholen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 2. Frage beantwortet. Wir kommen zur 3. Frage (FSP - 04273-2006/0001 - KVP/GM), die Herr GR Dkfm Dr Aichinger an den Herrn Bürgermeister gerichtet hat. (Befürworten Sie ein verstärktes Beteiligungsengagement der Stadt Wien bei der AUA im Rahmen der geplanten Kapitalerhöhung?) 

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich will es dir, mir und uns allen ersparen, jetzt auf die Beteiligungsverhältnisse bei der AUA entsprechend hinzuweisen. Ich habe allerdings auch den Eindruck, dass zum Zeitpunkt, als diese Frage eingebracht wurde, die Entscheidungen in der AUA selbst noch nicht gefällt worden sind und sich daher hier diese Frage fast ein bisschen erübrigt hat oder sich erübrigt hat - ohne “bisschen“. 

Die Beschlüsse der AUA sind hinlänglich bekannt, was die Eigentumsverhältnisse, also ÖIAG und die drei beteiligten Banken, betrifft, die diese Kapitalerhöhung durchführen werden. Die gleichzeitigen Beschlüsse, die strategischen Beschlüsse sind im Hinblick auf Kooperationen mit anderen Fluglinien oder Änderungen der bisherigen Kooperationssysteme aus meiner Sicht etwas, was zu begrüßen ist und dass zur Stunde auch kein Wunsch an Bundesländer herangetragen wird, auch nicht an Wien und Niederösterreich, sich entsprechend zu beteiligen. Ich habe selbst auch ein Gespräch mit dem neuen Chef der AUA geführt und dort sind wir im Wesentlichen auch übereingekommen, dass es andere Dinge gibt, die wir gemeinsam zu lösen haben, beispielsweise den auf Wiener Stadtgebiet befindlichen Liegenschaftsbesitz der AUA. Da werden wir selbstverständlich gut kooperieren, das ist keine Frage. Aber die Frage der Direktbeteiligung von Wien – ich kann jetzt nicht für Niederösterreich sprechen, aber von Wien - ist nicht mehr aktuell. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, wir sind uns, glaube ich, darüber einig, dass für eine Weltstadt, für einen Wirtschaftsstandort, sicherlich die Infrastruktur und vor allem der Flughafen sehr, sehr wichtig ist. Am Flughafen ist die Gemeinde Wien mit zirka 17 Prozent natürlich beteiligt wie auch Niederösterreich für die ganze Region und wir wissen, dass die Entwicklung eines Flughafens natürlich extrem von einer Heimatfluggesellschaft abhängt.

Wird es daher andere Möglichkeiten geben und es wurde ja angedeutet mit Oberlaa, dass die AUA wirklich so stark bleiben wird, wenn es keine direkte Beteiligung gibt, damit der Wirtschaftsstandort auch hier weiter überlebt? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Da stimmen wir völlig überein, was die Einschätzung und die Rolle der AUA betrifft, nicht zuletzt auch für den Flughafen im engeren Sinn und für den Wirtschaftsstandort, insbesondere Tourismusstandort generell gesagt. 

Ich habe mich von Anfang an, im Gegensatz zu anderen Landeshauptleuten, Gesprächen nicht verweigert, weil der Zusammenhang zwischen einem Flughafen und dem Homecarrier natürlich ein uns sehr, sehr wichtiger ist. Ich denke, dass mit der bisherigen Lösung der Kapitalerhöhung ein guter Weg gefunden wurde. Die AUA hat zweifelsohne weitere Hausaufgaben zu machen, das ist ja auch in den Medien nachzulesen, und dass es dazu - sagen wir einmal freundlicherweise - lebhafte Diskussionen über die Lösung dieser Hausaufgaben gibt. Und keine Frage ist auch, dass wir natürlich auch gerne dienlich sind, dort mitzuhelfen, wo es heute gefragt ist, um auch unseren Beitrag dazu zu leisten, dass die AUA in der Tat als ein starker Partner in einer allfälligen Neuallianz auch bestehen kann und sohin ihre Aufgabe erfüllen kann, die wichtig für unseren ganzen Wirtschaftsstandort ist, nicht nur für den Flughafen alleine, sondern für den ganzen Wirtschaftsstandort. Das wollen wir gerne auch tun und so ist auch der Gesprächsstand zwischen dem Generaldirektor und mir. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mahdalik, die zweite. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Wien hat als Miteigentümer des Flughafens natürlich ein Interesse an möglichst vielen Flugbewegungen am Flughafen Schwechat, sonst wäre Wien ein schlechter Miteigentümer. Wenn Wien nun Miteigentümer an der AUA werden würde, hätte Wien natürlich noch mehr Interesse an noch mehr Flugbewegungen, vor allem von der AUA, sonst wäre Wien hier auch ein schlechter Miteigentümer. Diese Interessen stehen natürlich im Gegensatz zu den Interessen der Bevölkerung, die vom Fluglärm betroffen ist. 

Würden Sie daher eine Beteiligung Wiens an der AUA im Interesse der Fluglärm geplagten Bevölkerung halten? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal zu dem Kern, der nun in der Tat diskussionswürdig ist, nämlich der, dass die Menschen immer mehr eine höhere Mobilität wollen. Das trifft auf alle Medien zu. Das ist bei der Frage der Straßenbahn, der Eisenbahn, des Autos und natürlich auch der Flugzeuge ja immer das Gleiche. Das ist ja überhaupt gar keine Frage. Ich habe das zunächst einmal zur Kenntnis zu nehmen. Dass wir darüber hinaus zu versuchen haben, diese Wünsche nach hoher Mobilität der Menschen - es sind ja Vertreter Ihrer Partei, die mit dem alten ÖAMTC-Slogan immer dahergekommen sind, vielleicht auch noch immer daherkommen, das weiß ich nicht so genau, nämlich: "Freie Fahrt für freie Bürger" -, die ich nicht nur nicht in Abrede stelle, sondern die auch aus meiner Sicht zu akzeptieren sind und in Kompatibilität mit den Bedürfnissen der Menschen nicht nur nach entsprechenden Reduktionen der Lärmemissionen, sondern natürlich auch der Schadstoffemissionen zu bringen sind, also generell gesehen, der ökologischen Lebensumstände der Menschen. Diese Kompatibilität müssen wir herstellen, das ist gar keine Frage.

Es gibt eine ganze Menge Menschen, gerade dort, wo die heftigsten Proteste gegen den Fluglärm sind, die gerade am Wochenende wieder von einer entsprechenden Auslandsreise mit dem Flugzeug zurückgekommen sind. Und das mache ich gar nicht zum Vorwurf, das kritisiere ich auch nicht. Eine ganze Menge Menschen sind der Auffassung, es soll der Autolärm entsprechend beseitigt werden, sobald sie aus dem Auto selbst ausgestiegen sind. Parkplatzprobleme sind grundsätzlich für das eigene Auto zu lösen, nicht für andere. Also wir sind mit diesen Problemen konfrontiert. Es geht ja bis zu den Schanigärten, wie wir wissen, in den diversen Bezirken und wir versuchen, hier entsprechende Ausgleiche zu finden. Wir versuchen hier natürlich auch durch technische Maßnahmen Minimierungen zu finden. Das wird in der nächsten Flugzeuggeneration zweifelsohne auch der Fall sein. Es geht um logistische Fragen. Es geht um viele dieser Fachthemen, die im Mediationsverfahren ausdiskutiert wurden, an dem Sie leider nicht teilgenommen haben. Das halte ich für bedauerlich, weil dort vieles... (GR Anton Mahdalik schüttelt den Kopf.) Aber abgelehnt haben Sie es, die entsprechenden Ergebnisse auch zu akzeptieren. Ich meine, dort sind ja diese ganzen Themenfehler auch lang und breit besprochen worden. 

Also wir bemühen uns hier, dies auch in einen entsprechenden Einklang zu bringen. Heute herzugehen und zu sagen: „Ich trete dafür ein, dass es weniger Flugbewegungen über Wien gibt", heißt eindeutig, die Mobilitäten der Menschen einzuschränken. Da brauchen wir uns gar nichts vorzumachen! Die niederösterreichische FPÖ fordert, dass die über Wien gehen und die Wiener FPÖ fordert, dass die Flieger über Niederösterreich drübergehen. So wird sich ein Problem nicht lösen lassen! Das sage ich auch in aller Offenheit. So wenig, wie es sich lösen lässt, wenn man fordert, dass man zum Beispiel von der Straße auf die Schiene Mobilität verlegt und dann gegen den Bau von Eisenbahnen ist. Das macht aus meiner Sicht heraus keinen Sinn. 

Also ich kann Ihnen das natürlich nicht garantieren. Was wir versuchen, ist, bestmöglich eine Kompatibilität zwischen den Wünschen der Menschen nach Mobilität und den berechtigten Wünschen der Menschen nach einem entsprechenden ökologischen Umfeld zu ermöglichen. Um das kann man sich nur redlich bemühen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Als ehemaliger Umweltstadtrat müssten Sie eigentlich schon wissen, dass mehr Verkehr nicht automatisch mehr Mobilität bedeutet, sondern wie man es am täglichen Stau sieht, kann auch genau das Gegenteil passieren. Insofern finde ich es bedauerlich, dass Sie gesagt haben, Sie wollen nichts gegen den Fluglärm in Wien unternehmen.

Aber ich komme zurück zur AUA, weil Sie de facto gesagt haben, ja, wir sollen die AUA unterstützen und es gibt unterschiedliche Möglichkeiten auch abseits einer Aufstockung der Beteiligung an der AUA. 

Daher ganz konkret die Frage: Sagen Sie mir einfach drei Überlegungen, die Sie bislang hatten: Wie kann man die AUA gegenwärtig als Stadt Wien unterstützen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Ich habe keine Sekunde gesagt, dass wir nichts gegen den Fluglärm zu unternehmen gedenken. Ich weiß nicht, woher das wieder kommt. (GR Dipl Ing Margulies: Wer gegen den Fluglärm ist, ist gegen die Mobilität!) Na, sei mir nicht böse, das habe ich nie gesagt und das habe ich auch jetzt nicht gesagt! Davon kann überhaupt keine Rede sein! (GR Dipl Ing Margulies: Wer gegen Fluglärm ist, ist gegen Mobilität!) Na hör auf! Auch du wirst zur Kenntnis nehmen müssen, dass der Wahlkampf vorbei ist. Es ist einfach absurd! 

Ja, selbstverständlich hat man auch etwas gegen den Fluglärm zu unternehmen, ohne dass man deswegen die Flugmobilität der Leute, die auf Urlaub wegfliegen wollen – und das machst du genauso –, entsprechend einschränkt. Das wird man durch logistische Maßnahmen machen können, fraglos. Es ist nicht der Weisheit letzter Schluss, was die Austro Control hier momentan auch entsprechend vorschreibt. Das wird man genauso durch technische Maßnahmen machen können, von denen wir wissen, dass sie nicht irreal sind, sondern dass es sie in einer absehbaren Zeit auch entsprechend geben wird. Also selbstverständlich unternimmt man etwas gegen den Fluglärm! Das ist überhaupt keine Frage.

Was den zweiten Bereich betrifft: Wir können die AUA - und das ist meine Absicht - direkt unterstützen, indem wir dafür sorgen, dass sie die Liegenschaften, die sie in Wien haben und nicht mehr brauchen, insbesondere in Oberlaa, entsprechend verkaufen. Die Stadt Wien, die selbst kauft, würde ich heutzutage gar nicht einmal besonders bevorzugen. Oder ob das im Rahmen der Stadtentwicklung, die in den Süden zu gehen hat, jemand anderer ist, das sei zur Stunde noch dahin gestellt. Aber das ist das Einzige, was real dazu ist. Die Frage einer Direktbeteiligung an der AUA stellt sich seit den Beschlüssen der AUA selbst nicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dkfm Dr Aichinger, bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Es stimmt, die Einbringung der Frage war zu einem Zeitpunkt, wo es noch andere Entscheidungen der AUA gab. Es ist aber so, dass sich das derzeit anscheinend fast täglich ändert, es ist eine Farce derzeit, wie das funktioniert. Es dürfte aber trotzdem ein wichtiges Thema sein, denn wenn ich mir die morgige Aktuelle Stunde der sozialdemokratischen Fraktion anschaue, dann heißt es dort: “Wien-Tourismus auf Rekordkurs, Aussichten auf weitere Maßnahmen.“ Das heißt, wir brauchen für den Wien-Tourismus unbedingt einen tollen Flughafen, eine tolle Fluggesellschaft. 

Die Frage: Wie weit wird unter Umständen die zukünftige Bundesregierung hier auch ein Wort mitreden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Die zukünftige Bundesregierung hat dort, so wie die vergangene Bundesregierung, im Prinzip eine Menge mitzureden. Gerade wenn man sich die Eigentümerstruktur mit dem Beteiligungsanteil der ÖIAG anschaut, dann ist das ja eine ganze Menge, wenn man das als Hauptaktionär bezeichnen könnte, der hier wesentliche Eigentümerentscheidungen zu treffen hat. Ich habe bisher auch noch niemals gehört, dass es zwischen der ÖIAG und den drei beteiligten Banken wesentliche Meinungsverschiedenheiten gegeben hat. 

Aber ich bin auf der anderen Seite froh, dass die Eingangsthese nicht mehr ganz richtig ist, nämlich, dass sich dort täglich die Dinge ändern. Die Zeit ist Gott sei Dank vorbei. Darüber freue ich mich, sage ich ganz ehrlich, weil ich nunmehr den Eindruck habe, dass die neue Führung der AUA ein wesentlich höheres Ausmaß an Kontinuität und auch an innerer Stabilität gewährleistet und gehe einmal davon aus, dass unbeschadet von Details und Detailkritiken, die es unter Umständen dann geben kann, vom Grundsatz her dieses AUA-Schiff nunmehr tatsächlich in ruhigeren Gewässern fährt oder vielleicht doch noch immer in stürmischen Gewässern, aber von einem ruhigeren Kapitän geleitet wird, was ich an sich auch begrüße.

Ja, ich wiederhole mich: Ich halte die Rolle des Homecarriers für den Flughafen Wien und für den Wirtschaftsstandort Wien für eminent wichtig. Selbstverständlich bin ich genauso wie der Kollege Pröll bereit, hier Regionalpolitik auch im Zusammenhang mit dem Flughafen zu machen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage erledigt. Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 04272-2006/0001 - KSP/GM), die von Frau GRin Lueger an Frau Amtsf StRin Mag Brauner gestellt wurde. (Das Mobilitätskonzept "Über der Donau" besteht seit 1. Jänner 2006. Ist an eine Weiterführung dieses innovativen Projektes gedacht?) 

Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Schönen guten Morgen!

Sehr geehrte Frau Kollegin! Du fragst mich nach dem Mobilitätskonzept “Über der Donau“. Ein schöner Name mit einem, glaube ich, sehr, sehr schönen und wichtigen Projekt. Es handelt sich dabei um ein Versuchsprojekt vom Fonds Soziales Wien, das sich auf eine Neuorganisation der Regelfahrtendienste für jene Menschen bezieht, die auf Grund von Beeinträchtigungen schwer oder nur mit Unterstützung in der Lage sind, zu ihren Werkstätten, zu ihren betreuten Beschäftigungseinrichtungen zu kommen.

Sie wissen, dass wir im Zusammenhang mit dem Fahrtendienst - in diesem Fall handelt es sich um den Regelfahrtendienst - immer bemüht sind, Verbesserungen, Erneuerungen zu erreichen, die vor allem im Dienste unserer Klienten und Klientinnen sind. Wir haben hier neue Projekte entwickelt, im Konkreten in Kooperation mit “Jugend am Werk“, die darauf basieren, dass wir den Transport und die begleitende Anreise zu den Werkstätten der Klienten und Klientinnen dezentralisieren, also nicht mehr zentral organisieren, sondern in diesem Fall von den Organisationen - unser Projektpartner eben in diesem Modellprojekt ist “Jugend am Werk“ – organisieren lassen. Das heißt dann, es gibt in den Tagsätzen für diese Einrichtungen einen kalkulierten Mobilitätsanteil und den bekommen diese Einrichtungen jedenfalls. Wir sagen nicht, wer kommt wie in die Einrichtung, sondern die Einrichtung bekommt jedenfalls diesen Mobilitätsanteil und organisiert dann den Transport selber. Wir haben den Tagsatz um diesen Anteil erhöht und zwar unabhängig davon, ob jetzt der Klient, die Klientin mit einem öffentlichen Verkehrsmittel oder mit dem Fahrtendienst in die Einrichtung kommt. 

Hintergrund des Ganzen ist, dass wir mehr Schritte in Richtung Eigenständigkeit, Selbstorganisation der Betroffenen setzen wollen. Es ist ja so, dass doch trotz der Behinderung ein gewisser Prozentsatz der Menschen immer in der Früh und am Abend eigenständig mit öffentlichen Verkehrsmitteln in ihre Arbeitsstätte fährt. Das ist auch ein ganz wichtiger Teil der Eigenständigkeit, dass die Menschen in die Lage versetzt werden, eigenständig öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Wir erhoffen uns von diesem neuen Mobilitätskonzept, dass das verstärkt unterstützt wird. 

Diese Hoffnung ist, berichten mir die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des FSW, bis jetzt aufgegangen. Die ersten Monate des Projekts sind äußerst positiv verlaufen. Man darf sich da allerdings auch keine Illusionen machen, denn die starke Behinderung oder Desorientierung unserer Klienten ist dafür verantwortlich, dass nach Einschätzung des Trägers maximal 10 Prozent jener KlientInnen, die bisher den Fahrtendienst benutzt haben, dann in Zukunft auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen können. Aber erstens einmal ist das ein Teil, 10 Prozent mehr Eigenständigkeit, 10 Prozent mehr Selbstbestimmung. Darüber hinaus hat sich herausgestellt, dass durch die Dezentralisierung, durch die Organisation der Trägerorganisation vor Ort die Organisation an sich sehr viel effizienter, einheitlicher und bedarfsgerechter geworden ist, einfach weil die vor Ort sind, ihre Klienten und Klientinnen natürlich viel besser kennen als wir das zentral je kennen können.

Deswegen verläuft eigentlich dieses Modellprojekt sehr, sehr zufriedenstellend. Positiver Nebeneffekt - aber ich betone, Nebeneffekt, das war nicht der Grund für die Einführung - ist, dass wir durch diesen verstärkten Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel und durch den besseren, effizienteren Einsatz der Fahrtendienste auch eine Kostensenkung zum Teil bis zu 20 Prozent beobachten können. Das ist natürlich auch positiv, aber wie gesagt, ein Nebeneffekt. 

Ja, um Ihre Frage da auch zu beantworten, wir wollen dieses Projekt nicht nur fortsetzen, sondern wir wollen, nachdem es so positiv gelaufen ist, es auch ausweiten. Es wird in den nächsten Tagen im Kuratorium des FSW und dann natürlich auch in unserem Beirat darüber berichtet werden, dass wir dieses Modell im nächsten Schritt auf alle anderen Standorte von “Jugend am Werk“ – immerhin 22 – ausweiten und in einem Schritt danach auf alle unsere Einrichtungen. Ich glaube, dass das etwa ein Schritt zu mehr Eigenständigkeit unserer Klienten und Klientinnen ist und insofern genau der Zugang, den wir zur Unterstützung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen und mit Beeinträchtigungen zur Umsetzung eben dieses Weges zu mehr Eigenständigkeit haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Lasar, Sie haben die 1. Zusatzfrage.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe zu dem Mobilitätskonzept “Über der Donau“ folgende Frage: Kann man das vielleicht in Zahlen etwas besser ausdrücken? Wie viele Leute nehmen das Mobilitätskonzept in Anspruch? Wie viele Schwerbehinderte werden in Zukunft durch dieses Konzept, welches ich auch sehr gut finde, das muss ich Ihnen auch sagen, vielleicht mobiler? Es ist auch von unserer Seite sehr gelobt worden, da sehr viele auf uns zugekommen sind und uns von diesem Konzept auch berichtet haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja, sehr gerne kann ich Ihnen das sagen. Ich freue mich, dass Sie positive Rückmeldungen bekommen haben. Das geht mir genauso. Wir haben einerseits positive Rückmeldungen und andererseits keine Beschwerden. Das ist immer ein gutes Zeichen und ein Anzeichen dafür, dass dieses Projekt funktioniert. 

Dieser erste Testversuch hat sich konkret auf 360 Klienten und Klientinnen bezogen. Einmal waren es 355, einmal 364. Das ist von Monat zu Monat unterschiedlich, weil wir hier eben Menschen mit zum Teil sehr schweren Behinderungen haben und einmal ist einer zu Hause und dann kommt der nächste wieder dazu, aber ungefähr in der Größenordnung. Also wenn ich mir jetzt von Jänner bis August die Unterschiedlichkeiten anschaue, dann sind es 355 bis 364 Menschen, im Schnitt also 360 Menschen. Es ist gelungen, dass wir das Verhältnis, das ursprünglich so war, dass 63 Prozent mit öffentlichen Verkehrsmitteln gefahren sind und 32 mit dem Fahrtendienst, jetzt so weit ändern konnten, dass sich der Anteil bei den öffentlichen Verkehrsmitteln gesteigert hat und insofern logischerweise beim Fahrtendienst zurückgegangen ist. 

Also, um es noch einmal zu sagen, wobei ich die Zahlen jetzt ganz korrekt zitiere: Der Anteil derer, die ursprünglich mit öffentlichen Verkehrsmitteln gefahren sind, war bei 60,99 und ist jetzt bei 63,61 Prozent. Logischerweise ist der Anteil derer, die mit dem Fahrtendienst unterwegs waren, von 35,44 auf 32,78 zurück-
gegangen. Das ist eine Steigerung von 3 Prozent. Das ist bescheiden, aber ich sagte ja schon vorhin, dass eben nach Einschätzung auch der Träger nur ein kleiner Anteil umwechseln kann, aber allemal. Das ist gelungen und wir machen es ja erst seit zwei, vier, sechs, acht Monaten. Ich glaube, dass da noch mehr drinnen ist. Jedenfalls hat sich die Zufriedenheit sehr gesteigert und das bestätigt ja auch Ihre Wortmeldung und das bestätigen ja auch unsere Berichte von den Betreuern und Betreuerinnen vom FSW. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, Frau Stadträtin. Mobilität ist sicher eine der wesentlichen Bereiche für Menschen mit Behinderungen, um in einer Stadt integriert zu sein und sich dementsprechend auch in die Gesellschaft einbringen zu können. Wir begrüßen natürlich alles, was diese Mobilität von Menschen mit Behinderungen stärkt und fördert. 

Nur wenn Sie immer darauf hinweisen, dass es gut ist, dass diese Menschen auf die öffentlichen Verkehrsmittel umsteigen, so kann man nur festhalten, die öffentlichen Verkehrsmittel sind nach wie vor nicht barrierefrei. Man kommt einfach sehr schwer rein, vor allem, wenn man zum Beispiel, so wie wir, einen Mitarbeiter haben, der einen Elektrorollstuhl hat, wo man zwei bis drei Menschen braucht, um mit diesem Elektrorollstuhl gemeinsam mit dem Menschen mit Behinderung in die U-Bahn hinein zu kommen. 

Was werden Sie jetzt als zuständige Stadträtin unternehmen, damit die öffentlichen Verkehrsmittel wirklich auch mit Rollstühlen und anderen Fortbewegungsmitteln von Menschen mit Behinderung benützt werden können, denn so kann es ja nicht mehr weitergehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Kollegin, Sie wissen, dass das ein absoluter Schwerpunkt unserer Behindertenkommission ist, in der ja auch Vertreter aller Parteien vertreten sind. Ich glaube, es war sogar die letzte Sitzung, in der wir diesbezüglich einen gemeinsamen Antrag beschlossen haben, auch mit Unterstützung natürlich meiner Fraktion - und soweit ich mich erinnere, war das auch einstimmig -, wo wir Stadträte uns auch selber dazu verpflichtet haben, jeweils unsere Bereiche zu durchforsten, um hier festzustellen, wo es noch Behinderungen gibt und wo die Barrierefreiheit noch nicht so ist, wie wir sie uns wünschen. 

Ich weiß das natürlich ganz besonders von meinem eigenen Bereich, wo wir vor allem im Bereich der Spitäler und Einrichtungen der MA 15, der Gesundheitsbehörde, eigentlich schon sehr gut mit unserer Barrierefreiheit sind. Aber in einigen eigenen Bereichen - und wenn ich es jetzt richtig in Erinnerung habe, so sind das vor allem unsere Krankenpflegeschulen - haben wir noch einiges an Veränderungsperspektiven, wo noch Verbesserungen zu machen sind und wo noch Verbesserungen vor uns liegen. 

Genau dasselbe gilt auch für die Wiener Linien. Sie wissen, dass alle neuen Stationen, alle neuen Aufzüge, alle neuen U-Bahn-Stationen, alle neuen U-Bahnen, alle neuen Straßenbahnen, alle neuen Busse selbstverständlich behindertengerecht sind, dass das auch nur eine Maßnahme sein kann, die schrittweise vor sich geht, aber dass hier schon sehr, sehr viel weitergegangen ist und dass die zuständigen Kollegen und Kolleginnen sowohl in der Behindertenkommission, aber vor allem auch in der Landesregierung sehr bemüht sind, dass es möglichst rasch vor sich geht. 

Natürlich ist generell der öffentliche Raum einer, der nicht nur im Interesse von Menschen mit Behinderungen barrierefrei zu gestalten ist. Ich darf nur an unsere Aktion “Frauen planen ihre Stadt“ erinnern, wo wir uns zum Beispiel auch Familien - ich sage nicht Frauen, sondern Männer und Frauen - mit Kinderwägen sehr genau angeschaut haben, wie denn die Barrierefreiheit ist und wo es einige sehr konkrete Ergebnisse gibt, wenn ich nur an den Aufzug denke, den es jetzt im 6. Bezirk gibt, wo sich unsere Bezirksvorsteherin Kaufmann da ja sehr persönlich dafür eingesetzt hat und im Volksmund, wenn ich das jetzt so richtig mitgekriegt habe, der Aufzug sogar nach ihr benannt wurde. 

Aber auch hier ist natürlich nur eine schrittweise Veränderung möglich und dann, und das möchte ich schon noch dazu sagen, ist es auch öfter manchmal leider so, dass die Interessen der Menschen mit besonderen Bedürfnissen einander auch widersprechen. Also ich habe sehr oft Diskussionen, gerade wenn es um die Abschrägung von Gehsteigen geht, wo die Menschen mit Sehbehinderungen das ganz anders sehen als zum Beispiel Menschen, die in einem Rollstuhl sitzen, weil die wiederum Schwierigkeiten haben zu erkennen, wann sie dann auf die Straße kommen und wann sie vom Gehsteig runterkommen. Also ganz so einfach, dass man sagt, wir setzen das jetzt um, ist es nicht. Hier gibt es auch widerstrebende Interessen. Aber im Prinzip kann ich Ihnen versichern, dass wir da völlig in eine Richtung gehen und alle miteinander versuchen, so rasch wie möglich unsere Stadt möglichst barrierefrei zu machen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Frau GRin Praniess-Kastner bitte. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, auch guten Morgen von mir, Frau Stadträtin. 

Also grundsätzlich ist das Mobilitätskonzept ja sehr zu begrüßen. Vor allem liegt für mich ein Grund darin, dass es Menschen mit Behinderung die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel möglich macht, soweit es, wie meine Vorrednerin ausgeführt hat, derzeit möglich ist. Diese Sichtbarmachung der behinderten Menschen im öffentlichen Raum ist ja wieder ein sehr gutes Mittel, ein sehr positives Mittel zur Integration. 

Meine ursprüngliche Frage hätte gelautet, welche nächsten Schritte es dazu gibt, weil ich denke, dieses gute Konzept ist so gut, dass es zum Ausweiten sein muss. Das wäre jetzt meine Frage an Sie gewesen, die Sie schon beantwortet haben, indem Sie gesagt haben, die nächsten Schritte werden gemeinsam besprochen. Das begrüße ich auch sehr. 

Sie haben eine Reihe von Vorteilen aufgezählt, die dieses Projekt hat. Gibt es auch Nachteile, ist jetzt meine Frage und wie werden wir diese Nachteile vielleicht auch in gemeinsamer Besprechung überwinden können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also wir haben bisher keine Beschwerden der Betroffenen, was für mich das Allerwichtigste ist. Die Träger sind mit dieser Regelung sehr glücklich, also in dem Fall ist es noch der Träger, aber es hat ja jetzt schon Vorbesprechungen mit anderen gegeben, die das natürlich mit Interesse verfolgen und die darüber sehr glücklich sind, weil sie natürlich, einmal ganz pragmatisch, eine Erhöhung des Tagsatzes bekommen und selbst Gestaltungsmöglichkeiten haben und dann natürlich auch wieder eine Motivation. Je mehr Menschen sie motivieren können, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, umso größer ist für den Träger auch der ökonomische Vorteil, was man auch nicht unterschätzen soll. 

Von unserer Seite her ist es natürlich auch vernünftig, die Dinge möglichst dezentral zu organisieren und dass, als Nebenaspekt, zumindest bisher auch ökonomisch kein Nachteil festzustellen war, kränkt mich als Stadträtin, die ohnehin überall das Geld für Gesundheit und Soziales zusammenkratzt, auch nicht. Ich würde nicht sagen, es hat keine Nachteile, weil ich da den Mund zu voll nehmen würde, denn wir haben es jetzt zwar ein dreiviertel Jahr, aber man muss es sich sicher noch länger anschauen und in einem größeren Ausmaß. Aber bisher haben wir keine Nachteile festgestellt. Das ist auch der Grund, warum wir dieses Konzept zuerst auf alle Stationen von “Jugend am Werk“ ausweiten wollen und dann auf alle anderen Träger auch.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. Wir kommen zur 5. (FSP - 04278-2006/0001 - KFP/GM), Frau GRin Frank an Herrn StR Faymann. (Innerhalb welchen Zeitrahmens werden gesundheitsschädigende Wohnungen [Schimmel, Bleirohre ...] von Wiener Wohnen in Wien saniert werden?) 

Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In welchem Zeitraum gesundheitsschädigende Wohnungen - Schimmel, Bleirohre, et cetera - von Wiener Wohnen saniert werden, ist eine so allgemeine Frage, dass Sie wahrscheinlich jetzt nicht damit rechnen, dass ich Ihnen einfach so eine erfundene Zahl sage, sondern darauf verweise, dass es natürlich vom Einzelfall abhängt. Aber, und das kann ich schon sagen, bei beiden Themen, sowohl bei der Schimmelbildung als auch bei der Problematik der Bleirohre - ich könnte sogar noch andere Themen dazunehmen - haben sich starke Verbesserungen durch diesen hohen Anteil an sanierten Wohnungen in unserer Stadt ergeben. Insbesondere bei den Bleirohren kann man sagen, dass es nahezu keine Wohnhausanlage mehr gibt, die nicht im Laufe der Jahre über die Hauptstränge des Hauses in einen Austausch gefallen ist. Das trifft nicht auf die Zuleitungen der Wohnung zu. 

Bei den Zuleitungen der Wohnungen ist es so, dass von etwa 65 000 Wohnungen aus der Zwischenkriegszeit noch etwa ein Drittel von diesen Zuleitungen betroffen ist. 

Wenn ich also unsere Grenzwerte, unsere Vorsorgewerte und unseren sehr gewissenhaften und sehr sorgsamen Umgang bei der Behebung von gesundheitsschädlichen Aspekten im Wohnhäuserbereich betrachte, dann kann ich, glaube ich, Ihre Frage damit beantworten: Sehr engagiert und in angemessener Zeit werden solche Schäden behoben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 1. Zusatzfrage: Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Stadtrat, für die äußerst positive Antwort. 

Worum es mir jetzt im Wesentlichen geht, sind nicht die Bleirohre - die haben wir hier wirklich schon mehr als ausführlich diskutiert -, sondern das ist die Schimmelbildung, und zwar verbunden mit dem neuen Gesetz, in dem ja festgelegt wird, dass ab 1. 10. 2006 binnen drei Monaten gesundheitsgefährdende Schäden, die den Mieter betreffen, zu beheben sind. 

Jetzt ist Schimmelbildung leider kein Einzelfall, trotz aller Ihrer vorgebrachten Sanierungen. Es ist auch so, dass die Wohnungen sehr häufig zu früh übergeben wurden, sodass noch Feuchte drinnen war. Denn wir haben Schimmelbildung nicht nur in Altbauten. Trotz Baumanagement werden hier nicht die Verantwortlichen, die Bauarbeiter, nein, die Errichter, so ist es eigentlich richtig, die Errichter zur Verantwortung gezogen. Denn tatsächlich gilt ab dem Zeitpunkt, zu dem das bekannt wird - die Schimmelbildung tritt ja nicht von heute auf morgen ein -, die Gewährleistungsfrist von drei Jahren.

Jetzt meine Frage: Inwieweit haben Sie schon jemals, ohne die Mieter zu belasten, auf diese Gewährleistungsfrist zur Sanierung der Wohnungen zurückgegriffen, wenn Schimmel innerhalb kurzer Zeit aufgetreten ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Werte Frau Gemeinderätin!

Im Neubau sind in erster Linie Wohnbauträger für unsere Stadt tätig. Eigene Abteilungen haben in den letzten Jahren nahezu keine eigenen Wohnungen im Neubau errichtet. Der Neubau ist ausschließlich ausgelagert auf gewerbliche, gemeinnützige, private Wohnbauträger, die in diesem Bereich tätig sind. 

Ich fühle mich zwar allgemeinpolitisch für alle Rahmenbedingungen verantwortlich, aber ich selbst habe nie diesen Bauauftrag erteilt, sondern es sind Bauträger, von denen ich anhand von konkreten Fällen weiß, dass sie natürlich schon aus Eigeninteresse versuchen - weil sich ja viele dieser Bauträger Mieterversammlungen stellen oder sich in genossenschaftsähnlichen Systemen als gemeinnützige Bauvereinigungen sogar Wahlen stellen -, bei diesem Thema ihren Mietern zu beweisen, dass sie ihnen Geld ersparen. 

Ich sage das auch in Bezug auf den gewerblichen Bereich. Ich kenne Beispiele gerade im Bereich der Donau - Wohnpark Alte Donau und andere -, dort sind sehr viele Gewährleistungsprobleme entstanden, wobei ich zugebe, dass es problematisch ist, bei allem, was entlang der Donau auftritt, besonders natürlich durch die schwierige Fundamentierung und durch etwaige aufsteigende Grundfeuchtigkeit, die allein schon durch die geologische Situation links und rechts der Donau gegeben ist, wo sich die Bauträger den Mietern gegenüber eher profilieren konnten, auf diese Gewährleistung zurückzugreifen. Letztendlich entscheidet bei diesen Gewährleistungsfragen natürlich das Gericht aufgrund von Sachverständigengutachten.

Jetzt komme ich zu den eigenen Erfahrungen, die allerdings länger zurückliegen, weil wir ja den Neubau von Wohnungen völlig ausgelagert haben. Trotz Sachverständigengutachten, die keinen kausalen Zusammenhang mit einer Schuldfrage bestätigen, hat für mich der Verdacht bestanden, dass die Firma es hätte besser machen können. Die letzte Entscheidung darüber trifft natürlich das Gericht anhand von Sachverständigengutachten, aber obwohl es vom Hausverstand her möglich war zu sagen, na ja, wer soll schuld sein, die hätten es sich besser überlegen können!, war es doch oft so, dass dieser verlangte kausale Zusammenhang nicht nachgewiesen wurde. 

Wenn Sie mich also fragen, ob es gelungen ist, dort, wo Schimmelbildung aufgetreten ist, flächendeckend auch die Gewährleistungsfristen zu nutzen, dann müsste ich Ihnen ehrlicherweise sagen: Nein - aber nicht wegen mangelnder Sorgfalt, sondern aufgrund von Sachverständigengutachten, die diesen Zusammenhang vor den Gerichten nicht ausreichend belegen konnten.

Was Ihren Einleitungspunkt betrifft, dass die neue Wohnrechts-Novelle die Erhaltungspflicht des Vermieters bei der Beseitigung erheblicher Gefahren für Gesundheit der Bewohner verstärkt, sehe ich das eher symbolisch, wenn Sie mir diese Einschätzung erlauben. Sie wissen, dass ich das immer in einer etwas schärferen Formulierung verlangt habe; auch wenn es mich als Vertreter eines der größten Vermieter treffen würde, habe ich es immer etwas massiver verlangt. 

Erlauben Sie mir, das auch als Anregung für zukünftige Gesetzesänderungen zu sagen: Mit Ausnahme des Zeitpunkts beim Mietvertragsabschluss - was aber letztlich auch nicht zu einer tatsächlichen Mängelbehebung führt, sondern nur für die Einstufung im Kategoriesystem relevant ist - gibt es keine Frist, und das war ja immer meine Kritik, für die Beseitigung von Mängeln in einem Mietgegenstand. Das ist dieser berühmte § 3 Abs 3 Z 2. 

Das heißt - und das war immer schon ein kleiner Kritikpunkt -, wenn man sich die Novelle genau ansieht, kommt zwar der Terminus der Erhaltungspflicht des Vermieters öfters vor, es gibt aber keine Zähne zum Beißen. Denn wenn es keine Fristen gibt, die festgelegt sind, und diese Dreimonatsfrist, die Sie erwähnt haben, nur im Zusammenhang mit dem Mietvertragsabschluss genannt ist, aber nicht für die gesamte Zeit und Dauer des Objekts, und da wiederum nur eine geänderte Kategorieeinstufung durchsetzbar ist - also wieder nicht die eigentliche Behebung -, dann ist zwar vielleicht der gute Wille spürbar, aber es fehlen die Zähne bei der Umsetzung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die 2. Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich finde es ja interessant, dass Kollegin Frank meint, die Blei-Geschichte wurde schon oft diskutiert und ist damit erledigt. Dann hätte sie Sie nicht fragen sollen, glaube ich.

Aber jetzt noch einmal zurück zu der Blei-Geschichte. Ich finde es interessant, dass Sie sagen, das neue Mietrecht oder die neue Novelle sollte eine schärfere Formulierung in Bezug auf diese Mängel beinhalten. Ich teile da sozusagen Ihre Kritik, trotzdem finde ich es interessant, dass zumindest ein Drittel der Wohnungen - laut Ihrer Aussage - noch Bleizuleitungen hat. 

Jetzt ist es aber so, dass es EU-Regelungen gibt, die die Gesundheitsgefährdung bei einer bestimmten Anzahl von Milligramm Blei im Trinkwasser regeln. Deswegen meine Frage: Warum gibt es keine Förderung der Stadt Wien dafür, Bleileitungen auszutauschen, analog zur Förderung des Austauschs von Türen in Richtung Sicherheitstüren beziehungsweise von Lärmschutzfenstern, wenn Sie der Meinung sind, dass die Mietrechts-Novelle in dieser Richtung kritikwürdig ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das lässt sich schnell aufklären: Erstens ist nicht ein Drittel des Wohnungsbestandes betroffen, sondern ein Drittel jener Wohnungen, die in der Zwischenkriegszeit gebaut wurden. (GR Mag Rüdiger Maresch: 20 000!) Es gibt 220 000 Wohnungen in unserer Stadt, und wenn Sie selber sagen: 20 000, dann wäre das kein Drittel vom Gesamtbestand, sondern ein Drittel von den 65 000; das ist immerhin ein kleiner Unterschied. Diese 65 000 Wohnungen sind nicht in den Hauptleitungen des Hauses betroffen - dort ist das saniert -, sondern lediglich in den Zuleitungen zu den Wohnungen. Das ist ein massiver Unterschied! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)
Lassen Sie mich Folgendes sagen. Früher ist die Konzentration entstanden durch die Zuleitung von den Wasserwerken, die in ihr Austauschprogramm sehr viel Geld investiert haben, und sie hoffen, im Jahre 2007 die letzten Austäusche durchzuführen. Vielleicht dauert es ein paar Wochen länger, aber dort ist das Programm voll im Gange. Die Hauptstränge des Hauses sind zur Gänze ausgetauscht. Was also bleibt, ist: keine Zuleitungen in Bleirohren, keine Hauptstränge in Bleirohren, sondern - unter Anführungszeichen - lediglich die Zuleitungen zu den Wohnungen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ist immer noch hoch genug!) Aber, erlauben Sie, das ist doch ein bisschen weniger! Ich darf hier auf das Maß verweisen.

Jetzt möchte ich Folgendes sagen: Die Regelungen, die es gibt - mit 25 Mikrogramm -, werden mit einer Messmethode ermittelt, dabei schaut man sich die Konzentration an. Man dreht den Wasserhahn auf, lässt das Wasser eine Minute laufen und sechs Minuten laufen, und es wird der Durchschnittswert ermittelt; das zählt dann für diese 25 Mikrogramm. Das heißt, auch diese Messmethode ist nicht so, dass man diese 25 Mikro-
gramm einmal erreicht oder nicht erreicht, sondern man muss sie in einem Durchschnittswert erreichen. Da muss ich Ihnen sagen, es ist bei unseren Studien und unseren Erhebungen nach den Änderungen, die ich genannt habe, dieser Durchschnittswert nicht erreicht worden. 

Es werden oft von Organisationen, die damit auch werben und Mitgliedschaften... (GR Mag Rüdiger Maresch: Zum Beispiel die Wiener Umweltanwaltschaft!) Na, von allen, die in diesem Bereich tätig sind, wird oft dieser Wert von 25 Mikrogramm genannt. Dann misst jemand und hat irgendwann einmal 25 Mikrogramm. Das entspricht aber nicht der Messmethode für diesen Grenzwert, sondern dieses Verfahren ist dafür maßgeblich. 

Was haben wir aber an Förderungen zu den Sicherheitstüren gemacht? Bei all unseren Sockelsanierungen ist der Austausch von Bleileitungen und Bleirohren ein fixer Bestandteil. Dort finanzieren wir - wenn ich Ihnen das rund sagen darf - zwischen 50 und 60 Prozent aller anfallenden Kosten; das ist also weit mehr als bei allen Sicherheitstüren. Die Wohnungsverbesserung ist zwar abhängig vom Einkommen in der Rückzahlung, hat aber natürlich voll das Förderungsprogramm für den Austausch von Bleirohren. 

Es gibt einen einzigen Punkt, in dem wir nicht scharf genug vorgehen - aber, wie ich meine, aus gutem Grund. Und zwar führen wir keine Zwangstäusche in den Wohnungen durch. Das ist aber der wirklich wesentliche Unterschied zu Organisationen, die von uns verlangen, dass wir es noch rascher bewerkstelligen. 

Aber an den Förderungsrichtsätzen - wenn ich die Einkommensbezogenheit bei der Wohnungsverbesserung oder die General- und Sockelsanierung berücksichtige - kann es nicht liegen. Die Förderungssätze sind sehr hoch. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Walter. - Bitte. 

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich hätte gerne gewusst, bis wann Sie daran denken, die Bleirohre im Gemeindebau trotzdem auszutauschen. Denn wir wissen ja, dass Schwermetalle auch im Körper abgelagert werden, unabhängig von der Konzentration.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Es gab schon Gelegenheit zu sagen, dass die Zahl der Wohnungen, die überhaupt noch Bleileitungen haben, im gemeindeeigenen Wohnungsbestand bereits sehr gering ist. Ich gehe davon aus, dass die rasche Sockelsanierung auf der einen Seite und die Wohnungsverbesserungsunterstützung für den Einzelnen dazu führen wird, dass auch in diesen verbleibenden 20 000 Wohnungen in den nächsten Jahren Schritt für Schritt die Bleileitungen ausgetauscht werden. Ich sehe aber keine akuten Gesundheitsgefährdungen, da wir durch den Austausch aller Bleirohre im Haus und bei der Zuleitung deutlich unter diesen Grenzwerten liegen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Frau GRin Frank. - Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ganz kurz zu Herrn GR Maresch: Ich habe die Bleirohre nicht deshalb nicht angesprochen, weil sie für mich erledigt sind, sondern weil wir im Zusammenhang mit der Schimmelbildung im Verhältnis dazu noch keine Antwort vom Herrn Stadtrat erhalten haben.

Herr Stadtrat, ich bin etwas enttäuscht davon, dass Sie sagen: Ich bin ja nicht Bauträger. Das ist richtig, aber Sie setzen sehr oft von Wiener Wohnen her ein begleitendes Baumanagement ein; das heißt, in gewissem Sinne ist hier auch Verantwortung gegeben. Und vor allem sind Sie letztlich Vermieter von 220 000 Woh-
nungen in Wien, in denen zu einem Teil - Gott sei Dank einem geringen - diese Schimmelbildung vorkommt.

Worum es mir jetzt im Wesentlichen geht, ist im Moment auch nicht die Kategoriemietzinsdebatte - um das gleich auszuschließen -, sondern es geht um die Gesundheit. Ihre Baubehörden attestieren die Schimmelbildung, die Gesundheitsbehörde attestiert Folgeerkrankungen, und trotzdem passiert nichts für eine rasche Sanierung. Die Leute leben oft jahrelang in diesen Wohnungen - bitte, das soll man hier schon einmal festhalten -, und es passiert nichts, dass eine rasche Sanierung erfolgt.

Jetzt ist meine Frage, vor allem auch, wenn im Altbau Kunststofffenster eingesetzt werden - das ist oft ein großes Problem, das darf man nicht übersehen, es führt ja sehr schnell zur Schimmelbildung -: Wie weit informieren Sie Leute, gerade wenn solche Sanierungen stattfinden und so weiter, darüber, was sie selber dazu beitragen können, Schimmelbildung zu vermeiden, oder wohin sie sich wenden können und welche Rechte sie in dem Zusammenhang haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Frau Gemeinderätin! 

Ich habe ja nur versucht, Ihre Frage zu beantworten, und Ihre Frage war: Wenn wir etwas neu bauen, sollten wir etwas stärker danach trachten, den Firmen, die gebaut haben, in der Gewährleistungsfrist die Behebung der Schäden wieder anzulasten? Da habe ich Ihnen nur geantwortet: Wir haben in den letzten Jahren nahezu nichts neu gebaut, sondern es ist ausgelagert, und die Bauträger bauen das. (GRin Henriette FRANK: Dann zahlt es der Mieter?)
Das heißt aber nicht, dass ich nicht weiß, dass es in vielen alten Wohnungen, die in der Zwischenkriegszeit, in der Nachkriegszeit und vielleicht in den 70er Jahren gebaut wurden, natürlich Wohnungen mit Schimmelbildung gibt. Aber ich habe ja nur versucht, Ihre Frage zu beantworten; es hätte nicht unhöflich sein sollen, sondern es war nur die Antwort auf die von Ihnen gestellte Gewährleistungsfrage. 

Es ist ganz einfach, wie bei der Schimmelbildung vorzugehen ist. Zuerst einmal wird der oberflächliche Schaden beseitigt. Die Mieter von Wiener Wohnen haben so oft Zusendungen bekommen, Plakate und öffentliche Inserate sehen können, dass sie wissen, wo sie unsere Telefonnummern bekommen. Daher glaube ich, es gibt keinen Gemeindemieter, der nicht wüsste, wo er im Falle von Schimmelbildung anruft. (GRin Henriette FRANK: ...es passiert nichts!) 

Ich fürchte, dass Ihre Kritik üblicherweise eher umgekehrt ist: Dass wir viel zu häufig unsere Telefonnummer bewerben. Deshalb glaube ich, es weiß jeder, wo er anrufen kann. Ich garantiere Ihnen auch, dass dort abgehoben wird. Denn mittlerweile ist es sehr gut nachvollziehbar, wie mit Beschwerden, Anregungen oder Bereichen von Aufmerksam-Machen der Verwaltung umgegangen wird. 

Gewährleistet ist also, dass der Mieter weiß, was er tun kann, und wir wissen dann, wie wir bei den alten Wohnungen vorzugehen haben. Die Beseitigung des Oberflächenschadens ist in der Regel das Erste, und dann wird erhoben, woran es liegt, dass es zur Schimmelbildung gekommen ist. Hier gibt es meiner Erfahrung nach eine Kombination von Faktoren. 

Ein Faktor ist das Bewohnerverhalten. Das heißt, es werden Messgeräte aufgestellt, die die Feuchtigkeit ermitteln, und dann stellt sich in der überwiegenden Anzahl der Fälle heraus, dass die Luftfeuchtigkeit in vielen Wohnungen zu hoch ist. Daraufhin wird mit den Bewohnern darüber gesprochen, warum die Luftfeuchtigkeit so hoch ist und was getan werden kann, um einen besseren Luftaustausch zu erreichen. 

Viele Mieter wollen das nicht wahrhaben, weil sie - und das ist nicht böse gemeint - aus Sparsamkeitsgründen relativ wenig lüften und damit zu sehr hoher Luftfeuchtigkeit in den Wohnungen beitragen. Das ist ein sehr häufiges Beispiel; es ist nicht immer so, kommt aber sehr häufig vor. Es ist nach den Messungen unser häufigstes Beispiel an Rückmeldungen in der Frage des Bewohnerverhaltens. Wir können ja alle Messergebnisse auf den Tisch legen, und Sie schauen es sich an, wie häufig das Bewohnerverhalten eine Rolle spielt. 

Das Zweite ist die Frage der Bauphysik oder schadhafter Leitungen. Bei schadhaften Leitungen ist klar, dass die Professionisten beauftragt werden, und zwar in jedem Fall - Dr Forst hat da eine Auflistung gemacht -; sie werden sofort damit beauftragt, schadhafte Leitungen zu beseitigen. Bei der Bauphysik hängt es davon ab, welche Maßnahmen möglich sind, wenn Kältebrücken entstanden sind, weil irgendwelche Maßnahmen im Haus gesetzt wurden. Dann ist das noch einfacher behebbar, als wenn es sich insgesamt um Häuser handelt, die von der Situierung her in einer schwierigen Lage sind und in denen die Bewohner besonders darauf Rücksicht nehmen müssen, in ihrem Bewohnerverhalten die Luftfeuchtigkeit nicht zu hoch werden zu lassen. 

Ich meine daher, wenn Sie ein konkretes Beispiel haben, bin ich Ihnen dafür dankbar, und wenn Sie es mir sagen, dann gehen wir dem nach. Was die Beispiele betrifft, die ich bekomme - und das sind schon sehr viele Einzelbeispiele -, gehen wir so vor, wie ich es Ihnen zu sagen versucht habe, gemeinsam mit den Bewohnern. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die Fragestunde abgeschlossen. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde.

Von den Wiener Freiheitlichen wurde eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Stopp dem Wildwuchs islamischer Gebetshäuser in Wien" verlangt. Das Verlangen hat die entsprechende Anzahl von Unterschriften und ist somit ordnungsgemäß beantragt. 

Herr Dr Madejski, Sie sind der Erstredner. Ich darf bemerken, dass Ihre Redezeit 10 Minuten beträgt.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich studiere hie und da die Amtsblätter der Stadt Wien, und da bin ich Ende Juni beim Durchlesen auf folgende Mitteilung aus dem 12. Bezirk gestoßen. Es interessiert mich auch immer sehr, was dort gebaut wird. Da steht drin: Rauchgasse 44, betriebliches Gebäude. Bauanzeige: Türkisch-islamische Union für kulturelle und soziale Zusammenarbeit in Österreich, 1200, Dammstraße 37. Da bin ich ein bisschen hellhörig geworden und habe mir gedacht: Was baut dort dieser Verein? Was will er umbauen? 

Es ist tatsächlich so gewesen, dass am 27.6. diese Bauanzeige bei der zuständigen Baubehörde eingegangen ist. Der lapidare Satz lautete: Abbruch der 6 cm-Gips-Innenwände. Das ist an sich nichts Tragisches, das macht ja jeder; soll so sein. 

Nur haben wir uns dann in der Dammstraße angeschaut, was der Verein überhaupt macht und wo er zu Hause ist. Da sind wir draufgekommen - durch Bürger, die in der Umgebung wohnen, und viele andere Personen -, dass dort, in der Dammstraße 37 im 20. Bezirk, nach der gleichen Vorgangsweise, wie sie in Wien schon des Öfteren üblich gewesen ist - deswegen haben wir das zum Thema gemacht, und deswegen haben wir es auch "Wildwuchs" genannt -, das Gleiche passiert ist. Man kauft sich über einen Verein, über eine türkische Bank - auch im Grundbuch steht ja die türkische Bank komplett drin, mit 520 000 EUR -, so kauft man sich Häuser, und zwar meistens einstöckige, Bauklasse I, relativ alt, in denen niemand mehr drinnen ist und wo man aussiedeln kann. Dann beginnt man, die Innenwände niederzureißen, schön langsam wird daraus insgesamt ein Vereinszentrum und in weiterer Folge ein Gebetshaus. 

Ich bitte, mich nicht misszuverstehen. Als liberal denkender Mensch sage ich, es soll jeder seine Religion ausüben können, wo er will und wann er will. Aber er muss sich hier schon den gesetzlichen Auflagen stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man sich die Satzungen dieses Vereines und vieler anderer Vereine - es gibt ja mehrere - anschaut, dann handelt es sich da um einen so genannten Hilfsverein. Bei einem solchen ist die Religionsausübung nicht Vereinszweck, und das steht auch drin - Abs 1 § 2 -: Zweck dieses Vereines ist die Unterstützung und Fortbildung aller in seinem Tätigkeitsbereich sesshaften türkischstämmigen und/oder der islamischen Religion zugehörigen Personen. 

Streng ausgelegt könnte man sagen, es könnte der Verein überhaupt kein Gebetshaus - weder in Meidling noch in der Dammstraße noch sonst wo - bauen. Darauf werde ich später noch eingehen. Ich glaube, dass hier, da es sich um einen Verein handelt, durchaus die Rechtsfähigkeit gegeben ist. Allein die Baubehörde könnte mit größter Wahrscheinlichkeit ein solches Gebetshaus, nur weil es in den Satzungen nicht möglich ist, auch gar nicht verbieten, aber sehr wohl wäre das aus der Bauordnung heraus möglich, und dazu gehe ich nun über.

Nun doch ein kurzes Resümee über diese islamischen Vereine; überall steht drin: "islamische Religionsausübung". Die islamische Religion, meine Damen und Herren, ist zweifelsohne keine in Österreich anerkannte Religionsgemeinschaft, wohl nicht zuletzt deshalb, weil es eine solche in Wirklichkeit überhaupt nicht gibt! In Österreich gibt es seit vielen Jahrzehnten eine anerkannte islamische Religionsgemeinschaft; das werden alle, die sich mit diesem Thema intensiv beschäftigt haben, wissen.

Es gibt auch keine christliche Religionsgemeinschaft; es gibt eine katholische, es gibt eine evangelische, es gibt Orthodoxe, es gibt sogar in der evangelischen verschiedene Bekenntnisse, aber es gibt auch keine hier im Gesetz stehende christliche. Anerkannte Religionsgemeinschaften, meine Damen und Herren, sind solche, die nach dem Gesetz über die Rechtspersönlichkeit von religiösen Bekenntnisgemeinschaften bescheidmäßig anerkannt sind. Dazu zählt zweifelsohne in Österreich die islamische Religion nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe vorhin gesagt, dass die Baubehörde sehr wenig wird machen können. Der Vorgang ist ja der gleiche: Sukzessive wird daraus etwas anderes als das, was im Plandokument steht. Bei Gebäuden wie dem in der Rauchgasse und vielen anderen, in denen so etwas geschieht, sind meistens noch immer betriebliche Nutzungen festgeschrieben. Man wird sich das sehr genau anschauen, und Sie können sich darauf verlassen, zumindest in meinem Bezirk - und ich weiß sehr gut, wo in dem Bezirk so etwas passiert - wird man die widmungswidrige Nutzung wirklich beenden müssen.

Ich mache hier auf § 106 der Bauordnung Wien aufmerksam. Allein diese Punkte sind für die Rauchgasse und für viele andere dieser so genannten Gebetshäuser maßgeblich, nur kümmert sich keiner darum, auch die Baubehörde nicht, und keiner ist noch eingeschritten. Man muss das einmal hier in aller Öffentlichkeit sagen. Da gibt es nämlich den § 106 - das habe ich gesagt - über die barrierefreie Benützbarkeit von Gebäuden, und das betrifft Gebäude mit Versammlungsräumen, Veranstaltungsstätten, Sportstätten, Kirchen.

Wenn das aber ein islamisches Gebetshaus im rechtlichen Sinne ist, dann hat sich dieses Gebetshaus auch rechtlich im Bereich einer Kirche wiederzufinden, und dann müssen alle Auflagen hier erfüllt werden. Ich rede nur von der barrierefreien Benützung: Rollstuhl einparken; Türen, die jederzeit zu öffnen sind - in der Dammstraße ist alles zu, dort kann überhaupt niemand anderer rein, mehr ist überhaupt nicht möglich. Es gibt in der Bauordnung eine Fülle von Auflagen, die diese Gebetshäuser zu erfüllen haben. 

Noch einmal, dass kein Missverständnis entsteht: Mir geht es nicht darum, dass man dort seine Religion nicht ausüben kann, sondern mir geht es darum, dass alle in Österreich, vom Greißler bis zum Großunternehmer, vom Häuselbauer bis zu Klein- und Mittelbetrieben, sich beim Haussanieren an Gesetze zu halten haben, an die Bauordnung, und sie werden oft schikaniert. Aber dort passiert überhaupt nichts, meine Damen und Herren! Deswegen sage ich, dieser Wildwuchs ist abzulehnen, und alle, die das machen, sollen sich an die österreichischen Gesetze halten. Wenn das möglich ist, dann gibt es keinen Einwand dagegen, überhaupt nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meistens geht das Hand in Hand. Ich sage immer, es gibt in Wien viele offizielle - wo das stimmt - und sehr viele verschleierte Gebetshäuser, die fast schon Shopping-City-Charakter haben; dort gibt es nämlich sukzessive Kaffeehäuser, Zuckerlgeschäfte, Bäckereien und und und - ohne Arbeitsinspektorat, ohne gewerbliche Auflage, ohne Zeitlimits! Über alles, was der österreichische Konkurrent machen muss - der darf am Sonntag nicht einmal irgendetwas verkaufen -, wird dort einfach hinweggesehen. 

Meine Damen und Herren! Das ist der Wildwuchs, den wir ablehnen. Das stört die Bürgerinnen und Bürger in der Umgebung, zum Beispiel in der Dammstraße. Dort gibt es Eigentumswohnungen, Eigentumshäuser, die sich die Leute teuer gekauft haben. Sie wollen von dort wegziehen, weil es leider zu laut ist - nicht möglich, kein Mensch kauft dort mehr die Wohnung! Das werden alle wissen, die die Dammstraße 37 kennen. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum Schluss auf ein Detail eingehen und noch einmal nach Meidling kommen. Das ist Ihre Integrationspolitik mit Augenzwinkern, es ist eigentlich unvorstellbar! Am Schöpfwerk gibt es zwei soziale Einrichtungen, die "Bassena" und die "Nachbarschaftshilfe". Die "Nachbarschaftshilfe" wird unter anderem auch vom Wiener Volkshilfswerk geleitet - aber das nur am Rande -, das hat also mit uns überhaupt nichts zu tun. 

Dieses Nachbarschaftszentrum sucht seit vielen Jahren Erweiterungsmöglichkeiten, um den sozialen Aufgaben zu entsprechen, die es sich gestellt hat, nämlich gemeinsam allen Bürgern, denen es sozial schlecht geht, zu helfen. Dann ist die ehemalige Wohnbeihilfenstelle am Schöpfwerk frei geworden - wunderbar, sie haben sich gefreut: Jetzt können wir da für unsere Mieter etwas tun. Sie haben diese Räumlichkeiten beantragt, weil sie dort sehr beengt sind, sie wollten ein Sozialcafé einrichten, sie wollten einen Veranstaltungsraum für Jugendliche machen, für Senioren, für Österreicherinnen und Österreicher, die am Schöpfwerk zu Hause sind. Sie haben es nicht bekommen!

Wissen Sie, wer es bekommen hat? Das ist ganz neu, ich habe es jetzt erst erfahren, weil ich dort vor der Wahl bei einer Benefizveranstaltung war; ich habe dort sogar ein Bild ersteigert und diesem Verein geholfen. Bekommen hat es der neue Verein "AS SALAM", Verein zur Integration für Muslime in Wien!

Jetzt frage ich mich ernsthaft: Ist das Ihre Idee der Integrationspolitik am Schöpfwerk, zwei Räumlichkeiten, die nur von 16 bis 18 Uhr geöffnet sind? Das Nachbarschaftszentrum hätte den ganzen Tag offen gehabt, gar keine Frage, für alle, die dort wohnen. Wer geht denn dort hin? Es wird nämlich wieder in ein Gebetshaus umgebaut. 

Es ist mir schon klar, dass am Schöpfwerk relativ viele ethnische Gruppen leben, auch viele Muslime, die man irgendwann integrieren sollte und müsste. Nur, manche wollen es nicht! Ich sage Ihnen, das ist der nächste Aufschrei am Schöpfwerk - und da können Sie zehnmal sagen: Wir sind Hetzer, wir sind Rassisten, was auch immer. Das sagen Sie, aber die Bevölkerung hat ja schon lange durchschaut, dass das Blödsinn ist. 

Denn, meine Damen und Herren, jetzt sage ich Ihnen etwas: Sie betreiben Integrationspolitik, Religionspolitik mit Augenzwinkern! Wir hetzen nicht, meine Damen und Herren, und haben nie gehetzt, sondern wir zeigen Fehlentwicklungen auf. (Oh-Rufe bei den GRÜNEN.) Wir zeigen Fehlentwicklungen auf, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) Sie machen die Fehler, wir zeigen die Fehler auf. Sie verlieren, und wir gewinnen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit je 5 Minuten beträgt. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Mag Vassilakou gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren! 

Immer wenn man glaubt, man hat schon ungefähr alles gehört, was die FPÖ so auf Lager hat, wird man eines Besseren belehrt. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist ja unfassbar! Seien Sie mir nicht böse, Kollege, aber das war wirr, das war unmöglich, was Sie hier vorgetragen haben. (GRin Henriette FRANK: Fakten! Das sind Fakten!) Es ist nämlich äußerst selten, dass es einem gelingt, etwas vorzubringen, was gleichzeitig lächerlich und empörend ist. (GR Dr Herbert Madejski: Nur für Sie!) Das kann man nicht leicht schaffen, nein wirklich nicht, das ist eine Meisterleistung! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es geht mir darum, vorab festzuhalten - bevor ich ein paar Dinge sage, die ich grundsätzlich an Ihre Adresse zu richten habe -, dass Sie sich auch in Ihrer vollkommenen Ahnungslosigkeit geradezu entblößen. Denn Sie stellen sich hierher und decken etwas auf - unter Anführungszeichen -, was alle Welt weiß, nämlich dass Moscheen in Österreich als Vereinskonstruktionen geführt werden. Ja, so ist es! (GR Dr Herbert Madejski: Aber nicht...!) 

Es gibt ein paar Hundert Vereine in Wien, die in Wirklichkeit mitunter auch Gebetshäuser, was heißt Gebetshäuser, Gebetsräume schaffen und diese auch betreiben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das ist eine absolut gewöhnliche Konstruktion, an der überhaupt nichts auszusetzen ist und die mitunter auch eine wesentliche Tradition, ja geradezu ein Bedürfnis von Menschen islamischen Glaubens sozusagen befriedigt, wenn Sie so möchten. Denn eine Moschee ist nicht nur ein Ort, wo man betet, es ist bekanntlich ein Ort, wo man sich aufhält, wo man Kommunikation sucht, wo man teilweise am Nachmittag lernt, wo eine Vielzahl von Beratungs- und Betreuungsangeboten organisiert und an die Menschen weitergegeben wird. 

Ja, wenn es in Wien ein paar Hunderttausend Menschen islamischen Glaubens gibt, dann ist es vollkommen selbstverständlich, dass diese Menschen an verschiedenen Orten dieser Stadt Moscheen errichten werden! Das ist ja auch nichts, worüber diskutiert werden muss. Und das ist jetzt der Punkt: Ich habe noch immer nicht verstanden, was Sie uns hier sagen wollten. Was wollten Sie uns mitteilen? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Was ist Ihr Problem mit diesen Gebetshäusern? Geht es Ihnen darum, dass Sie nicht möchten, dass kleine Vereine Gebetsräume einrichten? (GR Dr Herbert Madejski: ...Einhaltung der Gesetze!)
Dann kann ich nur sagen: Es tut mir leid, Sie haben überhaupt nichts verstanden von den Werten dieser Gesellschaft, die Sie irgendwie zu verteidigen vorgeben. Denn ein wesentlicher Wert, auf den wir alle stolz sind, ist auch die Freiheit der Religionsausübung - einmal unabhängig davon, dass es auch ein Menschenrecht wäre; aber auch als Wert in dieser Gesellschaft ist es etwas, was hochgehalten wird. Selbstverständlich werden wir auch nichts unternehmen, im Rahmen dessen wir einer ganz, ganz großen Weltreligion irgendwie die Möglichkeit erschweren würden, ihre Religion einfach auszuüben. (GR Dr Wolfgang Aigner: ...Christen dann auch!)
Wenn Sie dann auch noch wirre Ausführungen an uns weitergeben müssen im Zusammenhang damit, dass der Islam keine anerkannte Religion in Österreich wäre, dann kann ich nur mehr sagen: Irgendwie greift man sich an den Kopf und wundert sich. Ich meine, es wäre schon auch eine Debatte wert, ob es nicht an der Zeit wäre, die gesetzliche Basis, auf der in Österreich Religionen überhaupt anerkannt werden oder nicht, ein bisschen zu überdenken. Denn diese Gesetze stammen aus Kaisers Zeiten und sind weiß Gott veraltet!

Aber eigentlich möchte ich mich jetzt nicht mehr bei diesem Thema aufhalten, weil es hier um etwas anderes geht. Es geht einfach darum, dass Sie irgendwann einmal tatsächlich aufhören sollten, in dieser Stadt zu hetzen. Sie sollten sich irgendwann einmal endlich dazu durchringen, Menschen, die in dieser Stadt leben, die von woanders gekommen sind, die auch eine andere Religion haben, einfach in Ruhe leben zu lassen!

Und: Ja, wir müssen feststellen nach diesem grauslichen Wahlkampf, den Sie geführt haben, dass Sie sich, warum auch immer, ausgerechnet auf die Menschen islamischen Glaubens eingeschossen haben. Das ist jetzt die neueste Spezialität, das haben Sie ja auch in der ganzen Stadt plakatiert, damit überhaupt keine Zweifel bestehen: "Daham statt Islam" Aber ich bitte Sie doch, respektieren Sie auch dieses Haus! Ich meine, sie kommen hierher und beantragen eine öffentliche Stunde, die ich eigentlich nur mehr als Anschlag der Spaß-Guerilla klassifizieren könnte. Ich habe gedacht, als ich das gelesen habe, das kann nur eine neue Aktion der Künstlertruppe sein. Haben wir denn keine anderen Sorgen? (GR Dr Herbert Madejski: Die Bevölkerung hat sehr wohl diese Sorgen! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ! Diese Stadt hat andere Sorgen! In dieser Stadt gibt es Menschen, die in Armut leben, und sie brauchen die Grundsicherung. In dieser Stadt gibt es baufällige Schulen, dort fehlen die Lehrerinnen und Lehrer, und wir brauchen Investitionen im Schulbereich. In dieser Stadt brauchen wir eine Vielzahl von Dingen. Aber das Einzige, was wir nicht brauchen, ist ihre Hetze! (GR Dr Herbert Madejski: ...die Gesetze einhalten!) 

Die Wienerinnen und Wiener brauchen es auch nicht! Denn anders ist es nicht zu erklären, dass die Wiener GRÜNEN mit ihrem Kurs bei dieser Wahlauseinandersetzung mehr Stimmen bekommen haben als Sie und das BZÖ zusammen. Schreiben Sie sich das hinter die Löffel! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Dr Ulm zum Wort.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die FPÖ sagt "Stopp dem Wildwuchs islamischer Gebetshäuser" und meint das, was sie auch plakatiert, nämlich: "Keine weiteren Moscheen" und "Daham statt Islam". Aber Herr Strache, der das so propagiert, findet es nicht der Mühe wert, heute hier mitzudiskutieren. 

Die Einstellung ist natürlich strikt zurückzuweisen, sowohl politisch als auch rechtlich. Es sind grundsätzliche Bestimmungen der Verfassung offensichtlich spurlos an Ihnen vorübergegangen: das Staatsgrundgesetz, der Staatsvertrag von St Germain, die Menschenrechtskonvention. Selbstverständlich sind wir sehr stolz darauf, dass es volle Glaubens- und Gewissensfreiheit in Österreich gibt (GR Dr Herbert Madejski: Um das geht es überhaupt nicht!) und dass die Religionsfreiheit auch durch Gottesdienste ausgeübt werden darf. (Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Herzog: Das ist nicht das Thema!)
Klar ist aber auch, dass diese Religionsfreiheit kein absolutes Recht ist, nämlich dass die staatliche Ordnung nach wie vor über dieser Religionsfreiheit steht und dass alle religiösen Freiheiten nur in Akkordierung mit den staatlichen Gesetzen ausgeübt werden dürfen. Es darf daher die Religionsausübung - wie im Staatsvertrag von St Germain steht - nicht der öffentlichen Ordnung widersprechen, nicht den guten Sitten. (GR Dr Herbert Madejski: Es geht um die Gebäude! Aber es macht nichts!) Selbstverständlich sind auch Bauordnungsvorschriften und andere städtische und landesgesetzliche Vorschriften einzuhalten, das ist ja überhaupt keine Frage. (GR Dr Herbert Madejski: Um das geht es!) Die Normen der staatlichen Ordnung stehen über den Normen einer Religionsgemeinschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich würde in dem Zusammenhang ganz gern etwas Grundsätzliches zum Verhältnis von Kirche und Staat sagen. Man sollte in dem Zusammenhang auch die besondere Rolle des Christentums akzeptieren und bewahren. Und da richte ich mich gar nicht an die Muslime, sondern das sind eigentlich mehr jene Einwohner und Politiker, die schon sehr lange in Österreich leben. 

Es gibt in Österreich keine Äquidistanz zwischen dem Staat und den Religionen, dazu hat Österreich eine viel zu lange christlich-abendländische Tradition, selbstverständlich mit jüdischen Wurzeln und selbstverständlich mit muslimischem Einfluss. Aber die katholische Kirche - und das ist schon angesprochen worden - ist tatsächlich nicht gesetzlich anerkannt, und sie muss es auch nicht sein. Juristen sprechen von einem historischen Anerkenntnis. (GR Dr Herbert Madejski: Die Kirchen schon! Das Christentum nicht!) Es gibt ja auch ganz besondere Aufgaben, die Staat und Bund für Kirchen in Österreich leisten. Es gibt ein Konkordat, das dieses besondere Verhältnis zwischen Staat und Kirche regelt. Wir haben auch christliche Symbole im öffentlichen Raum, und das mit gutem Grund, Kruzifixe in den Gerichten und in den Schulen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Mehrheit braucht sich vor der Minderheit sicher nicht zu fürchten, ob es jetzt 5 Prozent Muslime oder 8 Prozent Muslime in Wien sind. Aber auch die Mehrheit hat ihre Gefühle, und die Mehrheit liebt ihre christlichen Symbole. Daher warne ich Teile in der SPÖ und auch Teile der GRÜNEN, die immer wieder Tendenzen zeigen, am Konkordat zu rütteln oder auch Kreuze in Schulklassen abzuhängen. Das will die Bevölkerung nicht, und es gibt sehr gute Gründe dafür. (Beifall bei der ÖVP.) 

So wie ich stolz auf die freie Religionsausübung in Österreich bin und alles unternehmen werde, dass Muslime diese ihre Religion in Österreich frei ausüben können, muss aber ein österreichischer Politiker auch darauf dringen, dass es diese freie Religionsausübung, die es in Österreich gibt, auch in anderen Ländern gibt. Daher müssen wir auch die Türkei ansprechen, auch wenn jetzt mancher sagen wird: Na, das können wir dort nicht ändern. - Nein! Der Politiker hat die Möglichkeit des gesprochenen Wortes, und er kann Einfluss auf Missstände nehmen. Wenn Christen in der Türkei drangsaliert werden, dann können wir das auch im Wiener Gemeinderat nicht akzeptieren. (Beifall bei der ÖVP.) Es können dort keine Pfarrer und Religionslehrer ausgebildet werden, christliche Gotteshäuser sind dort verboten, und Enteignungen sind an der Tagesordnung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf zusammenfassen: Alles für die unbehinderte, freie Religionsausübung durch Muslime in Österreich - aber bei gleichzeitiger Anerkennung der besonderen Bedeutung des Christentums in unserem Land! Bewahren wir die Sonderstellung der Kirche, und stellen wir kirchliche Symbole nicht in Frage. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Schuster. Ich erteile es ihm.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin an und für sich sehr froh darüber, dass wir die Gemeinderatssitzung vor den Wahlen verschoben haben, und zwar gemeinsam verschoben haben, alle Klubs miteinander. Denn wir hätten uns wahrscheinlich dies hier nicht ersparen können, und dieser Wahlkampf wäre dann noch stärker fortgesetzt worden. 

Daher glaube ich, die FPÖ wird auf dieser Schiene weiterfahren und Hass säen zwischen den Menschen, weil sie offensichtlich nur in dieser Form des Gegeneinander-Ausspielens von Menschen Erfolg hat. Das ist das, was mich persönlich ärgert, weil ich nicht glaube, dass Menschen in diesen Gemeinderat gewählt wurden, um hier in dieser Thematik ausschließlich destruktiv aktiv zu sein. Die Stadt hat sich etwas anderes verdient. 

Wenn hier Kollege Madejski sagt, zufälligerweise hat er Ende Juni ein Amtsblatt studiert, dann interessiert er sich offenbar nicht sehr für das, was die FPÖ so macht. Denn in einer Presseaussendung vom 16. Februar 2006 wurde über diese Aktivität, als dieser Zwischenwahlkampf gestartet wurde - "Österreich zuerst", oder wie immer Sie es genannt haben (Zwischenrufe bei der FPÖ), "Österreich bleib frei" -, geschrieben, dass „Vilimsky versucht, im Anschluss gleich seiner Rolle als Rammbock gerecht zu werden: Als erste Amtshandlung will der neue FPÖ-Generalsekretär untersuchen, ob es in Wien nicht schon mehr islamische Moscheen und Gebetshäuser gibt als christliche Kirchen."

Das steht in dieser Presseaussendung drin und zeigt eindeutig und klar: Es ist Ihre Strategie, auf eine Gruppe in dieser Stadt im Besonderen hinzuhauen; es ist Ihre Strategie, hier Menschen auszugrenzen. Ich sage Ihnen, wir werden uns da in unserer Haltung in keinster Weise ändern und nicht mit dem mitgehen, was Sie da tun! (Beifall bei der SPÖ.)
Diese billige Polemik, die Sie hier machen, die hier die Religionsfreiheit in Frage stellt, die hier - wie Kollege Madejski in sehr netten Worten auch gesagt hat - in Frage stellt, ob die Regelung, das Gesetz, diese Vereinbarung seit 1912 auf einmal nicht Geltung haben sollte - wir alle wissen, sie hat Geltung -: Es ist ganz einfach mies, was hier passiert!

Ich bin seit fast 16 Jahren in diesem Gemeinderat, ich bin seit fast 16 Jahren auch Mitglied des Integrationsausschusses. Ich habe zeit meines Lebens in diesem Ausschuss noch nie erlebt, dass die FPÖ, egal, welcher Maßnahme für Integration, ihre Zustimmung gegeben hat. (GR Mag Harald STEFAN: Deutschkurse!) Wir respektieren das, aber für mich ist das Zeichen genug, dass Sie ganz einfach kein Interesse an Lösungen haben. Sie leben davon, dass manche Menschen aufgehetzt werden, und ich finde es schade um die Zeit, die hier manche auch vertreten. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) 

Wir haben zehn Jahre lang den Integrationsfonds in Wien gehabt und x-mal gesagt: „Kritisiert nicht von außen, kommt doch mit!", obwohl das wahrscheinlich für manche mit Unbehagen verbunden gewesen wäre, aber trotzdem. Wir haben in dieser Stadt viele, viele Vereine organisiert. Wir haben jetzt auch noch insgesamt die Vernetzung.

Ich sage Ihnen, Großstädte Europas beneiden uns um unseren Umgang mit unseren nichtösterreichischen Staatsbürgern in dieser Stadt. Sie beneiden uns darum! Wir waren vor einiger Zeit bei einem Treffen von Politikern von Millionenstädten Europas, und sie wollten wissen: Wie macht ihr das? In Paris gibt es Tumulte, in Holland gibt es Tumulte, in vielen Großstädten gibt es Tumulte - hier in dieser Stadt funktioniert das klar und eindeutig. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Daher sage ich Ihnen: Machen Sie so weiter, wie Sie es jetzt tun, machen Sie so weiter (GR Mag Harald STEFAN: Damit das nicht passiert!) - aber für die Stadt selbst leisten Sie hier nichts! Sie leisten hier nichts für ein friedliches Zusammenleben in dieser Stadt, Sie leisten hier überhaupt nichts! Sie wollen nur einzelne Menschen verwirren, und Sie wollen vielen Menschen Angst machen. 

Diese Menschen werden die Angst nicht brauchen, weil wir da sind. Da gibt es eine Allianz von politischen Kräften, die hier zusammenarbeiten und nicht mittun bei dem, was Sie hier vorhaben und weiter praktizieren! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist richtig, der Wahlkampf ist zu Ende. Aber die Etablierung der Parallelgesellschaft geht weiter, und es ist Teil unserer Sachpolitik, darauf hinzuweisen. Die Zunahme der Bethäuser und Moscheen ist dafür ein deutliches Symbol. 

Wir sehen auch den vorauseilenden Gehorsam der Gesellschaften in Europa. Wir denken an die "Idomeneo"-Absetzung in Berlin, die bereits ein deutliches Zeichen dafür ist, dass wir hier feig sind, dass wir uns nicht trauen, dazu zu stehen, was bei uns auch Teil der Meinungsfreiheit ist, sondern dass wir hier bereits entgegengehen und sagen: Oh, da könnte es möglicherweise Proteste geben, und wir haben bereits Angst!

Ähnliches geschah mit der Absetzung oder Verschiebung des Filmes "Wut", weil dort dieses Thema unter Umständen vielleicht auch einmal in einer Art und Weise gezeigt werden könnte, wie es nicht in den Mainstream - wie man so schön sagt - passt, also in das, was allgemeingültig vertreten wird und auch hier heute wieder gesagt wird.

In Wirklichkeit ist es doch so, dass Sie die türkische Minderheit und auch die Muslime in dieser Stadt hofieren, weil Sie hoffen, dass Sie von dort Stimmen bekommen. Es steht auch in der Zeitung, dass die Türken selbst sagen, dass die türkischstämmigen Österreicher sagen, dass sie möglicherweise den Ausschlag für Ihren Wahlsieg gegeben haben. 

Ja, das ist sehr kurzfristig gedacht! Denn die werden auch irgendwann einmal draufkommen, dass sie keine Türken haben, die sie hier vertreten, sondern dass sie hier in Wirklichkeit für andere Leute die Mauer machen, und sie werden irgendwann einmal verlangen, dass sie auch selbst dabei sein. Ich glaube, es ist ja hier auch eine verhinderte Vertreterin im Parlament. Sie werden draufkommen, und dann wird es vorbei sein mit der Freude über diese Politik, die Sie hier betreiben. 

Ich möchte noch darauf eingehen, was Sie von wegen mehr Freiheit, Menschenrechte und so weiter sagen. Es geht in Wirklichkeit darum, dass hier in einer Art und Weise eine Gesellschaft hereindrängt, die mit unserer unvereinbar ist, wenn Sie nur daran denken, was die Kairoer Erklärung der Menschenrechte, die von 45 islamischen Staaten unterschrieben wurde, besagt. Ich darf jetzt nur ein paar Dinge zitieren, damit Sie sehen, worum es da geht:

Richtschnur in Bezug auf die Menschenrechte ist die Scharia. Eindeutig dürfen nur diejenigen Rechte anerkannt werden, welche im Einklang mit der Scharia stehen. - Was hat das mit unseren Menschenrechten zu tun?

Oder: Redefreiheit ist auf diejenigen Meinungsäußerungen beschränkt, die dem islamischen Recht nicht widersprechen. - Das sind offizielle Erklärungen! Das ist eben deren Denkweise, aber diese Denkweise stimmt mit unserer nicht überein. Wenn wir es zulassen, dass das in einem derart großen Ausmaß bei uns hereindrängt, dass sich hier eine Parallelgesellschaft bildet, die keineswegs integriert ist, dann zerbricht unsere Gesellschaft - und das wollen Sie bestimmt genauso wenig wie wir! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Ausübung der Religionsfreiheit wird von diesen Gruppen keineswegs anerkannt. Im Gegenteil, das sagen sie sogar offen, dass das nicht ihre Richtschnur ist. 

Oder: Ein ganz wesentlicher Punkt, bei dem ich gar nicht verstehen kann, dass Sie so locker darüber hinweggehen, ist das Verhältnis gegenüber Frauen. Sie wissen ganz genau, dass das sehr problematisch ist. Sie wissen auch, dass das eindeutig ausgedrückt wird, dass die Gleichstellung von Mann und Frau nicht unterstützt wird, sondern die Überlegenheit des Mannes festgeschrieben wird. Das steht nicht irgendwo, das erfinde nicht ich, sondern das steht in den Erklärungen, die 45 islamische Staaten unterschreiben!

Sie wissen auch ganz genau, dass es hier von unserer Gesellschaft kein selbstbewusstes Entgegentreten gibt. Um das geht es uns! Es geht nicht darum, irgendetwas zu verbieten, nicht darum, die Religionsausübung zu verbieten, sondern es geht darum, dass man sich anschaut, was dort tatsächlich verbreitet wird. Wird dort nicht in Wirklichkeit massive Politik gemacht? Wird dort nicht in Wirklichkeit eine Geisteshaltung verbreitet, die mit unseren Freiheitsideen überhaupt nichts zu tun hat? Ist das nicht der Fall? Ist es nicht so, dass zum Beispiel die "Islamische Jugend" auf ihrer Homepage eindeutig dazu aufruft, nicht zur Wahl zu gehen, weil die Gesetze, die bei uns in Österreich beschlossen werden, nicht mit dem Islam in Einklang zu bringen sind? 

Das sind die Probleme! Hier wird etwas aufgebaut, und Sie wissen es in Wirklichkeit genauso gut wie wir, oder Sie wollen es negieren. Ich kann es mir nicht anders erklären. Sie wissen ganz genau, dass hier eine Parallelgesellschaft aufgebaut wird und dass die Abschottung immer größer wird, je größer diese Gruppe wird. Dass die Bevölkerung darüber verwundert ist, das ist nicht unsere Hetze, im Gegenteil! Sie müssen sich einmal anschauen, wie viele Leute uns anrufen, verzweifelt anrufen, weil in ihrer Umgebung ein Gebetshaus oder sonst etwas errichtet wird, und was alles damit zusammenhängt. Es sind durchaus auch Verwandte hier sitzender Abgeordneter - nicht aus unserer Fraktion -, die uns anrufen und uns um Hilfe bitten.

Ich kann Sie wirklich nur auffordern, dass Sie im Sinne der Erhaltung… (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, ich kann Ihnen Namen nennen, aber ich möchte hier niemanden an den Pranger stellen. - Ich möchte im Sinne der Erhaltung unserer Gesellschaft, der Identität unserer Gesellschaft und der sozialen Ruhe Sie tatsächlich auffordern, mit uns diesen Weg des selbstbewussten Auftretens mitzugehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Was mein Vorredner mit der Behauptung der so genannten Unvereinbarkeit mit unserer Gesellschaft, mit der Mehrheitsgesellschaft, zur Sprache gebracht hat, das ist ein ganz schönes Beispiel des neuen Rassismus. (GR Mag Harald STEFAN: Von wem denn?) Es ist nämlich inzwischen verpönt, von Rassen und von der Unvereinbarkeit von so genannten Rassen zu sprechen, man nimmt inzwischen den Umweg über die so genannte Kultur oder über Religionen. Man sagt, eine Kultur sei nicht mehr vereinbar mit der österreichischen, eine Religion sei nicht mehr vereinbar mit der österreichischen Kultur oder mit dem Katholizismus oder mit dem Christentum. Genau das ist der neue Rassismus, und Ihr ständiges Gerede von so genannten Parallelgesellschaften, die Sie eigentlich durch Ihr politisches Handeln propagieren. 

Sie wollen nämlich keine Integration. Es wurde vorhin schon angesprochen, dass Sie bis jetzt - nicht nur, solange ich im Gemeinderat dabei bin, sondern schon seit Jahren - weder im Integrationsausschuss noch hier im Gemeinderat einer Vorlage zustimmen, die Integration zum Ziel hat. Sie lehnen jegliche Deutschkurse, die von der Stadt Wien gefördert werden, ab. (GRin Henriette FRANK: Das stimmt nicht!) Sie lehnen die Subventionen an alle Vereine ab, die hier sinnvolle und notwendige Integrationsarbeit leisten (GR Johann Herzog: Falsch!), sondern Sie sagen ständig: „Sollen sich die Leute doch bitte integrieren", so nach dem Motto: „Du hast keine Chance, aber nutze sie!" Sie wollen genau diese Integration nicht, Sie wollen die Segregation. Deshalb sprechen Sie auch die ganze Zeit von Ghetto, von Parallelgesellschaft und von einer so genannten Unvereinbarkeit. 

Wenn es der FPÖ wirklich um die Frage der Gebetshäuser gegangen wäre - was die Bedingungen dafür sind, wie viele es gibt und wie sie errichtet werden -, dann hätte eigentlich ein Anruf beim Kultusamt im Bildungsministerium genügt, und Sie hätten erfahren und Sie hätten gewusst, dass alle Religionsgemeinschaften ihre Gebetsräume selber finanzieren müssen, dass alle Religionsgemeinschaften diese Gebetsräume finanzieren durch Mitgliedsbeiträge, durch Spenden und so weiter und so fort. (GR Mag Gerald Ebinger, ein Dokument in die Höhe haltend: Da steht es...!)
Hätten Sie wirklich Kontakt zu moslemischen Gebetshäusern oder zu Moscheen, dann wüssten Sie - das würde man Ihnen nämlich dort erzählen -, wie sie teilweise ums Überleben kämpfen, damit sie monatlich ihre Miete für die Räumlichkeiten aufbringen, und dass sie auf Spenden von ihren Mitgliedern und von den Gläubigen angewiesen sind. Das sind die real existierenden Zustände, aber nicht Ihre von Ihnen gewünschte Parallelgesellschaft, die Sie eigentlich herbeireden wollen. 

Wir haben uns die Mühe gemacht, und zwar nicht nur, was den Islam betrifft, sondern auch, was andere Religionsgemeinschaften betrifft, und haben zum Beispiel bei der buddhistischen Religionsgemeinschaft nachgefragt, wie viele Gebetshäuser es gibt, wie viele Tempel es gibt. Von dort gibt es zum Beispiel die Information, dass es zwar offiziell zehn Tempel gibt, aber da es auch im Buddhismus, wie in allen Religionsgemeinschaften, unterschiedliche Glaubensrichtungen gibt, gibt es auch dort eine Vielzahl von Gebetshäusern, die nicht offiziell als Tempel bezeichnet werden, die aber als Gebetshäuser in Verwendung sind. Und ich betone es noch einmal: Alle diese Gebetshäuser werden von den Gruppen, von den Glaubensgemeinschaften sozusagen privat finanziert und subventioniert. 

Das alles wüssten Sie, wenn es Ihnen wirklich um die Sache gegangen wäre und nicht um eine Hetze. Aber Hetze und Ausgrenzung ist Ihre Politik! Ich möchte nur ein Beispiel aus Ihrem Wahlkampf bringen. (Die Rednerin hält eine Zeitung in die Höhe.) Das sind Inserate, die Sie schalten, mit einem Foto von Frauen, von Wienerinnen mit Kopftüchern. Das Foto wurde ohne deren Einwilligung gemacht, und dann verwenden Sie dieses Foto auch noch in Ihrem bezahlten Inserat in Tageszeitungen unter dem Motto: "Islamismus am Vormarsch - Österreich wirksam schützen".

Wie kommen eigentlich diese Frauen dazu - egal, ob sie Kopftuchträgerinnen sind oder nicht, egal, ob sie gläubig sind oder nicht -, in Ihrer hetzerischen Wahlkampagne vorzukommen, ohne ihre Einwilligung? (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Und zwar, dass Sie nicht nur auf dem Rücken von Muslimen und Musliminnen Wahlkampf machen, sondern dass Sie diese Frauen auch noch bloßstellen und missbrauchen für Ihre billige und hetzerische Wahlpropaganda! (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) 

Abschließend möchte ich auf einen wichtigen Punkt hinweisen, der auch in dieser Debatte nicht fehlen sollte. Andere Parteien wie SPÖ und ÖVP sprechen zwar immer wieder von Hetze, die durch die FPÖ gemacht wird, aber die Inhalte der FPÖ werden mehr und mehr übernommen. Der Noch-Bundeskanzler spricht inzwischen von Zwangsdeportationen, auf die er sogar stolz ist, und die SPÖ hat letztes Jahr aus der Oppositionsbank heraus dem Fremdenrechtsänderungsgesetz zugestimmt.

Daher sagen wir nicht nur "Wehret den Anfängen!", sondern diese Propaganda muss nicht nur auf der rhetorischen Ebene bekämpft werden, sondern auch durch Inhalte und Beschlüsse. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dipl Ing Omar Al-Rawi.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ekici. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Alle Wahlen wieder grüßt das Murmeltier! Also ich kenne keinen einzigen Wahlkampf aus den letzten Jahren, in dem die FPÖ nicht die Migranten und die Muslime zitiert hat. Und es steigt immer weiter, jedes Jahr ist es eine Stufe mehr! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich sage Ihnen auch: Wenn Sie etwas plakatieren, dann gehen Sie vielleicht in einen der Deutschkurse in Wien - denn "Daham statt Islam" ist, so weit meine Deutschkenntnisse reichen, nicht Deutsch (Beifall bei der ÖVP und von GR Dipl Ing Omar Al-Rawi) -, und dann plakatieren Sie!

Ich bin Muslimin, stellen Sie sich vor, und ich hätte Sie heute gerne gefragt, ob Sie etwas gegen mich haben. Na, sagen Sie es, Herr Strache! Da sind Sie auf einmal sprachlos, stimmt's? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ja, das glaube ich Ihnen, da sind Sie sprachlos! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz-Christian Strache: Sie wollen nur nicht hören!)
Auf dem Rücken dieser Menschen, auf dem Rücken einer Religionsgemeinschaft Wahlkampf zu betreiben, ist ein billiges und primitives Rezept. (GR Heinz-Christian Strache: Wir haben nichts gegen Sie! Aber wir haben etwas gegen Islamisten!) Das muss ich Ihnen schon sagen! (GR Heinz-Christian Strache: Wir haben etwas gegen Kopftuchzwang!) Denn ich lasse keine Religionsgemeinschaft, ob es Muslime sind oder nicht, hier unter Ihren Füßen zertreten. (GR Heinz-Christian Strache: Da haben wir etwas dagegen!) Nein, das lasse ich nicht zu! (GR Heinz-Christian Strache: Genau dagegen haben wir was!)
Ich gebe aber zu, wir haben in Wien ein Integrationsproblem. Das können wir nicht wegreden. Wir haben in Wien ein Integrationsproblem, wir haben da Bereiche wie Schule, Wohnen, Arbeitsmarkt, Sprache, das gebe ich Ihnen zu. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das darf die SPÖ auch nicht negieren. Wenn sie es negiert, wenn sie das tut, dann wird sie den Nährboden der FPÖ stärken und ebnen, das muss man auch zugeben. Da appelliere ich einfach auch an die SPÖ, sich nicht aus ihrer Verantwortung entlassen zu lassen, da etwas zu machen und endlich ein Integrationskonzept zu erarbeiten, das den Namen auch verdient. (GR Heinz-Christian Strache: Hassprediger! Frauenunterdrückung! Kopftuchzwang! Das sind die Realitäten, die Sie ignorieren!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine Vorredner haben es schon gesagt: Wir haben in Wien zirka 60 Gebetshäuser, die auch unterschiedliche Arbeit machen, nicht nur für die Religionsausübung, sondern auch als Beratungszentrum, für Sprachangebote et cetera. Sie leisten in vielen Fällen wirklich ganz, ganz tolle Arbeit, das muss man hier unterstreichen. 

Wenn Sie, Herr Strache, und Ihre Fraktion (GR Heinz-Christian Strache: Zitieren Sie Edmund Stoiber, dass die ÖVP...!) sich gegen Gebetshäuser aussprechen (GR Heinz-Christian Strache: Ich gebe dem Edmund Stoiber Recht, im Gegensatz zur ÖVP! Ich bin da auf der Seite von Edmund Stoiber!), dann sprechen Sie sich hier auch gegen die österreichische Verfassung aus. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Sie die österreichische Verfassung gelesen hätten - das steht ja im Staatsgrundgesetz von 1867, ich zitiere es Ihnen, vielleicht haben Sie im Wahlkampf keine Zeit gehabt, es zu lesen, daher zitiere ich es Ihnen (GR Heinz-Christian Strache: Ja, das wissen wir!): „Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgemeinschaft hat das Recht der gemeinsamen öffentlichen Religionsausübung, ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten selbstständig, bleibt im Besitze und Genusse ihrer für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds, ist aber - wie jede Gesellschaft - den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen." (GR Heinz-Christian Strache: Und welche Religionsgemeinschaft ist anerkannt?) Dazu gehört auch die islamische, dazu gehört auch die islamische... (GR Heinz-Christian Strache: Nein, das ist falsch! Was Sie sagen, ist die Unwahrheit!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Frau Kollegin Ekici ist am Wort, bitte. (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben nicht einmal das Gesetz gelesen!)
GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): Sie müssen auch wissen... (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben keine Ahnung, worüber Sie reden! Keine Ahnung haben Sie!) Sie müssen auch wissen, dass es seit 1912... (GR Heinz-Christian Strache: Sie zitieren falsch, und Sie haben die Unwahrheit gesagt!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich bitte, die Zwischenrufe einzustellen.

GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): ...seit 1912 Islam in der österreichischen Verfassung verankert ist, stellen Sie sich vor! Na, da gibt's heute Nachhilfe, stimmt's? Da gibt's heute Nachhilfe für die FPÖ. (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben keine Ahnung...!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte, Frau Kollegin Ekici, warten Sie ein bisschen, bis sich die FPÖ beruhigt hat.

GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): Ich werde das österreichische Modell von Ihnen nicht schlecht reden lassen. (GR Heinz-Christian Strache: Sie kennen sich nicht aus!) O ja! (GR Heinz-Christian Strache: Sie reden Unsinn! Sie reden absoluten Unsinn!) Waren Sie jemals in einem Gebetshaus? Da werden wir vergleichen, wer wo was redet! (GR Heinz-Christian Strache: Sie reden Unsinn! Leider Gottes ist es so!) Nein, ich glaube ganz im Gegenteil, Sie reden Unsinn! Ich weiß, ich habe da irgendwie auf Ihre Ader gedrückt, und das tut weh, wenn man hier die Wahrheit erzählt und Sie berichtigt. (GR Heinz-Christian Strache: Nein, weil Sie die Unwahrheit sagen! Sie lügen, wie Sie den Mund aufmachen! Komplett!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich habe Sie gebeten, dass Sie ein bisschen warten, bis sich die FPÖ beruhigt. Diese Zwischenrufe sind unstatthaft. - Bitte, Frau Kollegin. 

GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): Wir haben ein Erfolgsmodell in Österreich, nach welchem wir mit den Muslimen gemeinsam leben. Jedes europäische Land schaut wirklich neidisch darauf zu uns herüber, und ich werde mir dieses Erfolgsmodell nicht schlecht reden lassen! (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten der SPÖ.) 

Auf diesem Erfolg lohnt es aufzubauen: Es ist dies nicht ein geduldetes Nebeneinander, sondern ein Miteinander! Und wenn Sie sagen, es gibt Probleme, dann frage ich: Wo ist Ihr Konzept? Ich habe von keinem Konzept von Ihnen gehört! (GR Heinz-Christian Strache: Verfassungskonforme Behandlung!) Es kamen immer nur irgendwelche Wortfetzen, und mit Wortfetzen kommen wir nicht weiter! (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Herr Strache! Das sage ich Ihnen schon auf Wienerisch! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage Ihnen noch etwas, um einfach zum Ausdruck zu bringen, dass für mich das Gleichgewicht sehr wichtig ist. Ich schließe mich an dieser Stelle auch Herrn Anas Schakfeh, dem Präsidenten der Islamischen Glaubensgemeinschaft, an, der sagt: „Die Muslime müssen sich zur vollständigen und bedingungslosen Verfassungstreue und Loyalität zur Republik und ihrer Rechtsordnung bekennen, und auch die Respektierung der historisch gewachsenen kulturellen Prägung des Landes“ – Österreich hat ja eine christlich‑abendländische kulturelle Prägung, das wissen wir – „darf nicht in Frage gestellt werden.“ Und das stellen die Muslime eigentlich auch nicht in Frage. Und alle, die es tun, sind zu verurteilen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Kollege Al-Rawi. Ich erteile ihm das Wort. – Bitte. 

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wien ist anders, und zwar auch deswegen: Es muss für manche ein bisschen furchtbar sein, aber es ist auch herrlich zu sehen, dass sich heute bei einer typisch islamfeindlichen Debatte von allen anderen Fraktionen Musliminnen und Muslime zu Wort melden. Wir sind also "daham", wie Sie sagen, und "daham" sind wir sogar schon im Gemeinderat! Nehmen Sie das zur Kenntnis! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie von der großen patriotischen Partei, die das Wort “Österreich zuerst!“ propagiert, sollten einmal googeln, ins Internet gehen und nachschauen, wie die Welt über Ihren Wahlkampf berichtet und ausgeführt hat, welchen Schaden Sie Österreich zufügen. (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Gehen Sie einmal rein, und schauen Sie sich das an!

Apropos deutsch: Statt "nix verstehen" zu sagen, haben alle deutschen Zeitungen sich bemüßigt gefühlt, ihr Wort "daham" mit "daheim" zu übersetzen, weil es anscheinend niemand verstanden hat.

Frei nach Bruno Kreisky sage ich: Lernen Sie auch einmal Geschichte, meine Herren! – Wenn Sie nämlich Geschichte lernen, dann werden Sie sehen, dass es 1782 schon das Toleranzgesetz gab. Wenn Sie Geschichte lernen, meine Herren, dann werden Sie sehen, dass die ersten zwei Moscheen von Kaiser Franz Joseph I. in Kasernen gebaut wurden. Wenn Sie Geschichte lernen, dann werden Sie sehen, dass 25 000 Gulden aus der Privatschatulle Kaiser Franz Josephs I. einer Moschee gewidmet wurden! (GR Heinz-Christian Strache: Wie heißt die anerkannte Religion?) Der Islam der hanefitischen Rechtsschule ist 1912 als Religion anerkannt worden, und 1979 wurde das auf alle Muslime ausgedehnt. (Weiterer Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache. – Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Hören Sie doch endlich zu!) 

Nun zu Ihnen, Herr Ulm: Die Wurzeln Europas sind nicht nur christlich und jüdisch, sondern die Wurzeln Europas sind wesentlich vielfältiger. Da gibt es eine präreligiöse Historie, und der Islam ist ein Teil Europas, und zwar nicht nur durch die Zuwanderung, auch wenn Sie das nicht wahrnehmen wollen: Die Türkei ist ein Teil Europas. Spanien war länger muslimisch als katholisch. In Bosnien, Albanien und in einem Teil Rumäniens fand sich muslimische Bevölkerung, ebenso waren die Tartaren in Polen muslimisch, und all das ist Europa. Und auch die bosnische Monarchie ist ein Teil der österreichischen Geschichte. (GR Dr Herbert Madejski: Sie verwechseln das immer!)
Herr Madejski! Zum Schöpfwerk: Die erste unwahre Geschichte, die Sie erwähnen: Sie haben bei der Nationalratswahl am Schöpfwerk nichts gewonnen, sondern Sie haben in diesem Sprengel im Vergleich zur Gemeinderatswahl 0,6 Prozent verloren. – Das möchte ich hier einmal festhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die zweite Geschichte… (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Sie steigern sich von einem islamfeindlichen Wahlkampf zum anderen, und dort haben Sie die Rechnung bezahlt bekommen! (GR Heinz-Christian Strache: Nationalratswahl bleibt Nationalratswahl!)
Zweitens – die Geschichte mit der Nachbarschaftshilfe: Im Gegensatz zu Ihnen war ich mit Gabi Votava und Robert Baumgartner in der "Bassena" und habe dort vor drei Jahren die Mediation geführt. Die Aussage, warum das Hilfswerk dieses Lokal nicht zugestanden bekommen hat, ging in die Richtung, dass man nicht bereit war, die Miete, die Betriebskosten und den Kostenbeitrag zu zahlen. Das wurde damals von Wiener Wohnen ganz klar dargestellt. Und plötzlich, als alle dort waren, wurde vieles klar: Als die Leute dann die Leute gefragt haben, wer sie sind, ist man plötzlich draufkommen, dass die einen aus der 7. Stiege und die anderen aus der 8. Stiege sind, und dann waren es plötzlich “die Unsrigen“, und es gibt kein Problem. Übrigens ist diese Moschee am Schöpfwerk – und darauf sind wir stolz – die einzige und erste Gemeindebaumoschee. Am Schöpfwerk gibt es übrigens auch eine Kirche, also nicht nur ein islamisches Zentrum. Gerade dieses Modell am Schöpfwerk ist ein positives Zeichen dafür, wie die Leute phantastisch miteinander auskommen. 

Im Hinblick auf die ganzen Unwahrheiten mit den Rechten und der schlechten Behandlung der Frauen, die von Ihrer Seite kommen, brauche ich mir nur eure Segmente anschauen: Bis auf zwei Damen fallen mir eigentlich nur Männer auf! Und daher verwundert es mich immer, wenn ihr dann über die Gleichberechtigung sprecht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Steigt einmal in die Homepage der Islamischen Glaubensgemeinschaft ein! Schauen Sie sich einmal an, was bei der Imamkonferenz zu Extremismus, zum Bekenntnis zum Rechtsstaat, gegen Zwangsehen, gegen Ehrenmorde, für die Gleichstellung von Mann und Frau beschlossen wurde! Bitte schauen Sie sich das an und beachten Sie, welchen Weg wir beim positiven Modell Österreich gehen!

Wien ist ein Vorbild. Während in Deutschland jetzt erst eine Islamkonferenz ausgeschrieben wird, die drei Jahre dauern soll, gibt es bei uns schon seit 1979 ein Islamgesetz. Während in der ganzen Welt zum "Tag des Zornes" aufgerufen wird, haben wir in Wien einen "Tag des Dialoges" ausgerufen. Während in Deutschland noch immer über Religionsunterricht diskutiert wird, bilden wir jährlich seit 1982 40 000 Schülerinnen und Schüler in deutscher Sprache aus. Schauen Sie sich das doch an!

Noch eine letzte Bemerkung, die ich persönlich anbringen möchte: An einem wunderschönen Samstag vor drei Wochen habe ich bei mir "daham" – wie es bei Ihnen so schön heißt – meine Tochter die Zeitung holen geschickt. Sie ist total erschreckt zurückgekommen, und wissen Sie, warum? – Weil eine solche Schweinerei von Ihnen an meiner Haustür, bei mir "daham", hängt! Da frage ich Sie: Wer gibt Ihnen das Recht, in meiner Privatsphäre an meine Haustüre "Daham statt Islam" zu hängen? (Zwischenruf von GR Johann Herzog.) Nehmen Sie das, und stecken Sie es hin, wo immer Sie wollen! Aber hängen Sie so etwas nie mehr an meine Haustür! – Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung die schriftlichen Anfragen bekannt, die eingelangt sind.

Es wurden von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zehn, des Grünen Klubs im Rathaus elf und des ÖPV-Klubs der Bundeshauptstadt Wien neun Anfragen eingebracht.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: Zwei des Klubs der Wiener Freiheitlichen und zwei des Grünen Klubs im Rathaus. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Bezirksvertretung Döbling wurde ein Antrag betreffend Himmelstraße, Flächenwidmung im Bereich des Lebensbaumkreises, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zu.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2, 11, 15, 17, 22 bis 24, 26 bis 28, 30, 32, 37, 42, 45, 46, 48 und 49, 53 bis 55, 57, 58, 62 und 63, 65 bis 74, 77 und 80 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre diese daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 44 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 1, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 12, 13, 78, 79, 81, 14, 16, 18, 19, 20, 21, 25, 29, 31, 33, 34, 35, 36, 38, 39, 40, 41, 43, 47, 50, 51, 52, 56, 59, 60, 61, 64, 75 und 76. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Organisationsplan des Klinischen Bereiches der Medizinischen Universität Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Geschäftsstückes.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Als Erstredner hat er 40 Minuten Redezeit. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren Gemeinderäte!

Was hier offiziell als Organisationsplan des Klinischen Bereiches der Medizinischen Universität Wien verkauft wird, liest sich im Antrag, den der ärztliche Direktor, der Direktor der Teilunternehmung, unterzeichnet hat, als reine Verdichtung. – Verdichtet werden klinische Abteilungen der Uniklinik für Frauenheilkunde von fünf auf vier Abteilungen, der Inneren Medizin von vier auf drei Abteilungen und der Radiodiagnostik von fünf auf drei Abteilungen.

“Verdichtung“ steht offenbar für Einsparungen. Was nicht verdichtet wird, wird in Zukunft zusammengelegt, etwa im Bereich der Jugendheilkunde oder der Neurologie. Auch ein Synonym für Einsparungen!

Entweder war der bisherige Organisationsplan schon in der Vergangenheit nicht tragbar, dann stellt sich für mich die Frage, warum er bis heute so beschlossen und umgesetzt wurde. War er in Ordnung und gerechtfertigt, dann frage ich mich: Warum ändert man ihn jetzt eigentlich? Oder liegt es vielmehr daran, dass entgegen allen politischen Zusagen finanzielle Einsparungen angestrebt werden?

Eigentlich darf ich das von Ihnen gar nicht annehmen, denn in Ihrem Parteiprogramm ist unter dem Titel "Unabänderliche sozialdemokratische Eckpunkte“ betreffend Gesundheitspolitik die Rede von “gleicher Versorgungsqualität und gleichem Vorsorgungsumfang für alle statt Rationierung von notwendigen Leistungen auf Grund fehlender Geldmittel“.

Zu dieser Aussage würde zum Beispiel auch nicht der Wegfall der Klinischen Abteilung der Arbeitsmedizin passen. Der Wegfall der Klinischen Abteilung für Arbeitsmedizin und die angebliche Übernahme derer Aufgaben durch die Universitätsklinik für Innere Medizin II und andere Kliniken des AKH lässt daher auch nichts Gutes erahnen.

Dr Reinhard Jäger, Präsident der Gesellschaft, formuliert es zum Beispiel so – ich zitiere: „In Österreich gäbe es dann als einzigem Industriestaat weltweit keine Lehrkanzel für Arbeitsmedizin mehr. Auch die Ausbildung von Fachärzten für Arbeitsmedizin wäre in Gefahr.“ Obwohl die Bedeutung der Arbeitsmedizin in der Wirtschaft und der Gesellschaft zugenommen hat, und zwar durchaus gefördert durch die Politik – wozu ich allerdings anmerken muss, dass das offenbar im roten Wien nicht so ist –, könnte es also durchaus geschehen, dass dieses Fachgebiet einfach aus dem Feld der österreichischen Medizinuniversitäten völlig verschwindet.

Rektor Wolfgang Schütz geht darauf in einer schriftlichen Stellungnahme ein und sagt zum Beispiel: „Es versteht sich natürlich von selbst, dass Spitzenforschung nicht in allen Disziplinen der Medizin gleichermaßen betrieben werden kann." Hier widerspricht er den Forderungen der SPÖ, wonach im Bereich der Gesundheit alles aufrechterhalten werden muss und nicht gespart werden darf.

Selbst der derzeitige Lehrstuhlinhaber Univ Prof Dr Hugo Rüdiger kritisiert dieses Vorgehen folgendermaßen: „Dass es in Österreich keine Lehrkanzel für Arbeitsmedizin mehr geben soll, ist weder zu verantworten noch zu verstehen." Niemand verüble dem Rektor der Medizinischen Universität Wien, dass dieser mit den Ressourcen sparsam umgehen müsse, führt Rüdiger weiter aus, aber das heiße nicht, dass ein beliebiger Kahlschlag hier gerechtfertigt ist.

Die Frage ist, wer in Zukunft noch wissenschaftliche Forschung im Bereich der Arbeitsmedizin betreiben soll, wenn es dazu keine Institutionen auf universitärer Ebene mehr gibt. Das ist nicht mehr die Frage der einzelnen medizinischen Universitäten, sondern reicht weit darüber hinaus. Es geht darum, ob in Österreich noch umfassend Medizin gelehrt und auf diesem Gebiet geforscht wird oder nicht.

Deutschland hat zum Beispiel mehr als 20 Lehr-
kanzeln für Arbeitsmedizin. Meine Damen und Herren! Arbeitsmedizin hat an unserer Universität eine Tradition von mehr als 70 Jahren. Das haben Sie von der SPÖ gewusst, denn es hat Verhandlungen mit Wien als Trägerinstitution des AKH zum zukünftigen Strukturplan des Klinischen Bereiches der Medizinischen Universität Wien und damit auch zur Frage einer Klinischen Abteilung für Arbeitsmedizin gegeben. Dennoch haben Sie nicht entsprechend gehandelt!

Bei dieser Gelegenheit möchte ich Sie auf Ihr Wahlprogramm hinweisen. Halten Sie sich an Ihr Wahlprogramm, denn dort können Sie lesen: „Die Fairness der Finanzierung, ein umfassender Zugang zu Gesundheitsleistungen und eine sehr hohe Zufriedenheit der Patient-
Innen sind Stärken des österreichischen Gesundheitssystems, die auch im internationalen Vergleich durch die WHO und die OECD gewürdigt wurden." – Offenbar gilt das aber seit der Nationalratswahl 2006 nicht mehr!

Daher möchte ich Sie noch einmal an Ihren Leitspruch, den Sie überall plakatiert haben, erinnern und Ihnen sagen: Neue Fairness braucht das Land! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. – Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Änderung des Organisationsplans des Klinischen Bereiches der Medizinischen Universität Wien werden wir nicht zustimmen.

Einige Argumente hat auch schon mein Vorredner genannt. Im Wesentlichen geht es aber darum, dass es in diesem Organisationsplan keine klare Definition von Leistungen gibt. Es gibt keine Aussagen darüber, wie man in Zusammenarbeit zwischen AKH und Medizinischer Universität den dringend notwendigen Bettenabbau im AKH endlich umsetzt, und es gibt vor allem keine Aussagen zur Doppelrolle Medizinische Universität und Allgemeines Krankenhaus. Frau Stadträtin! Ich nehme an, diese Doppelrolle muss auch Ihnen Kopfzerbrechen bereiten, denn offensichtlich fällt in diesem System des Zuständigkeits-Splittings die Verantwortung für die einzelnen Bereiche einfach durch!

Zudem schwächt dieser Organisationsplan unserer Meinung nach wichtige Bereiche, insbesondere, was die Versorgung von Kindern betrifft. So birgt die Eingliederung des St Anna-Kinderspitals, wie sie jetzt geplant ist, die Gefahr der Vereinnahmung des St Anna-Kinder-
spitals in seinen Aufgaben und ist als bedrohlicher Verlust für dessen Unabhängigkeit zu werten. Auch die Eingliederung der Allgemeinen Pädiatrie in die Neonatologie halten wir für kein modernes zukunftsweisendes Konzept, da sich an anderen Universitätskliniken in Österreich die Spezialisierung als sinnvoll und gut erwiesen hat. Weiters fehlt uns die Gliederung in die Subspezialitäten, insbesondere für seltene Erkrankungen in der Pädiatrie. Diese ist längst eingefordert, bleibt aber in dieser Organisationsänderung aus.

Die Situation Medizinische Universität – Allgemeines Krankenhaus macht es offensichtlich für die einzelnen Akteure und Akteurinnen möglich zu agieren, wie sie gerade wollen. Und das ist vor allem dort ein Problem, wo die Versorgung der Patienten und Patientinnen darunter leidet. – Ich möchte Ihnen jetzt das eine oder andere Beispiel dafür geben, was wir damit meinen.

Wir haben in diesem Zusammenhang hier schon einmal ausführlich über die Betreuung fettleibiger Kinder diskutiert, und ich hatte den Eindruck, dass es Konsequenzen haben wird und gewisse Dinge abgestellt werden, wenn man einmal ordentlich auf den Putz haut und die Missstände aufzeigt. – Dem ist aber leider nicht so! Es bleibt weiterhin bei diesem Verantwortungsmix zwischen AKH und MUW, bei dem die Patientinnen und Patienten übrig bleiben, und zwar deshalb, weil es offensichtlich keine Führung gibt, die dem Personal dort auf die Finger schaut, wo offensichtlich Einzelne tun, was sie wollen, ohne hiefür die notwendige Autorisierung seitens ihrer Vorgesetzten zu haben.

Erinnern Sie sich an das Beispiel adipöser Kinder: Da wurde sozial schwachen Familien und auch allen anderen für eine dringend notwendige Versorgung von Kindern Geld abgenommen, die schon im medizinischen Sinne unter ihrem Übergewicht leiden und deren Versorgung uns allen ein Anliegen sein müsste.

Nachdem ich das öffentlich sehr stark kritisiert habe, hat man zugesagt, dass all jenen Familien, die da unrechtmäßig durch die MUW und das AKH zur Kasse gebeten wurden, das Geld zurückbezahlt wird. – Faktum ist jedoch, dass das nur in jenen Fällen erfolgt ist, in welchen man die Rückzahlung mit zusätzlichem nachhaltigem, politisch begleitetem Druck eingeklagt hat.

Jetzt im Sommer hat mich ein Schreiben erreicht, das sehr symptomatisch für die Situation ist: Eine junge Frau, die an erheblichem Übergewicht leidet, schreibt, wie es ihr ergangen ist, als sie das Geld zurückgefordert hat. – Sie schreibt mir, dass sie in der “Presse“ einen Artikel über Fettleibigkeit gelesen hat und dass sie, nachdem sie selbst an einem Spezialprogramm teilgenommen hat, dafür im Jahr 3 600 EUR bezahlt hat. Nehmen Sie sich diese Summe einmal vor, und rechnen Sie sie ins alte Geld um! Das sind 50 000 ATS für eine Familie, in der die Mutter Alleinerzieherin ist!

Der Leidensdruck, für das eigene Kind etwas zu tun, war sehr groß, denn der Bodymaßindex betrug bei dem Mädchen 40, und es musste dringend auch aus medizinischen Gründen abnehmen. Die junge Frau hat dann an das AKH in der Hoffnung geschrieben, dass diese Summe endlich zurückbezahlt wird. Man hat ihr jedoch mitgeteilt, dass nicht etwa das AKH, sondern die Medizinische Universität als Veranstalter dieses Programms zuständig wäre und das AKH daher die Unterlagen weiterleiten würde.

Ich zitiere jetzt aus dem Schreiben, das mir zugegangen ist: „Aber als wir die Einzahlungsbestätigung nachbrachten, ging das Schreiben weiter an den Rektor Univ Prof Schütz, und der schrieb, dass die MedUni Wien beziehungsweise die Kinderheilkunde in keiner Verbindung stand, und auch die Gelder wurden nicht auf ein Konto der Uniklinik überwiesen. Aber wir dachten, es gehört alles zusammen. Ich habe alle meine Behandlungen und Termine in der Uniklinik für Kinder- und Jugendheilkunde wahrgenommen. Am Anfang musste ich einen Krankenschein bringen, und die Blutabnahme musste ich in einem Labor machen und in die Uniklinik mitbringen.“

Weiter schreibt die junge Frau: „Wir nehmen aber an, dass dieses Konto und der Verein nur zu diesem Zweck gedient haben, um eben die Verantwortung nicht auf das AKH zu lenken. Wahrheitsgetreu sage ich nochmals, dass alle Therapien an der Uniklinik stattgefunden haben. Das Programm sowie den Schriftverkehr mit dem AKH lege ich bei."

Stellen Sie sich das einmal vor! Da ist eine junge Frau, die sich wirklich in einer schweren psychischen und physischen Belastungssituation befindet. Sie wendet sich ans AKH und meint, dass sie dort gut behandelt wird, stellt dann aber fest, dass sie gar nicht vom AKH selbst, sondern von einem Verein für optimales Gewichtsmanagement betreut worden ist!

Die Medizinische Universität schreibt an die junge Dame, die um Rückerstattung des Geldes ersucht hatte: „Mit 14.6.2006 stellten Sie den Antrag auf Refundierung von Mitteln, die Ihnen auf Grund der Teilnahme an einem Spezialprogramm für Fettleibigkeit, welches von einem Verein für optimales Gewichtsmanagement durchgeführt wurde, im Jahr 2003 erwachsen sind.“ In weiterer Folge stellt der Rektor fest: „Als Gesamtrechtsnachfolgerin der teilrechtsfähigen Einrichtungen der seinerzeitigen Medizinischen Fakultät der Medizinuniversität Wien werden von dieser auch all jene Kosten refundiert, die auf ein Konto der Uniklinik eingegangen sind. Mit dem Verein für optimales Gewichtsmanagement, der offenbar ein anderes Programm gegen Fettleibigkeit durchführte, stand die MedUni Wien jedoch zu keiner Zeit in Verbindung. Wir bedauern daher, Ihnen die Mittel nicht rücküberweisen zu können.“ 

Das ist eine interessante Aussage angesichts des Umstands, dass die junge Frau eine Broschüre ausgehändigt bekommen hat, in der vom “Optifast 800 – Junior Programm“ die Rede ist und in deren Subzeile steht: „Universitätsklinik für Kinder- und Jugendheilkunde, Abteilung für Ernährungsmedizin“ Darunter werden der Name des Professors und der anderen Mitarbeiter aufgeführt. – Tatsächlich hat es sich da offensichtlich um einen – jedenfalls für mich – dubiosen Verein gehandelt, der unter dem Dach des AKH und der Medizinuniversität offensichtlich tut, was er gerade möchte!

Laut einem weiteren beiliegenden Schreiben hat das Allgemeine Krankenhaus der Stadt Wien, Universitätsklinik für Kinder- und Jugendheilkunde, auch versucht, bei der Gebietskrankenkasse Geld für die Behandlung der genannten Patientin einzubringen. Darin schreibt Prof Dr Widhalm selbst, dass die Patientin an einem Optifast-Programm teilnahm, das an der Klinik durchgeführt wird. – Der Verein ist also offensichtlich nur dann ins Spiel gekommen, als es darum ging, die Gelder privat abzurechnen und nicht über das Budget des AKH oder der Medizinuniversität. 

Der Direktor des AKH schreibt der jungen Dame bedauernd, dass er zwar gern das Anliegen unterstützen würde, dass aber nicht er, sondern die Medizinische Universität zuständig sei.

Dieses Beispiel zeigt, dass die Menschen bei dieser Doppelstruktur überbleiben und dass es offensichtlich weder Interesse noch Möglichkeiten seitens der Klinikleitung oder seitens der AKH-Führung gibt, hier durchzugreifen. Die Jugendlichen, die betroffen sind, werden hinsichtlich der Kosten, die ihnen erwachsen und die von der öffentlichen Hand getragen werden müssen und nicht etwa von den Patienten persönlich, schlicht und einfach im Stich gelassen. 

Herr Direktor Krepler hat von mir die Unterlagen bekommen, und ich hoffe sehr, dass es eine Lösung dafür gibt, die darin besteht, dass nicht jeder einzelne Patient und jede einzelne Patientin sich durch einen solchen Dschungel des Hin-und-Her-Geschickt-Werdens kämpfen und um die eigenen Gelder streiten muss. 

Das zweite Beispiel ist hier auch schon diskutiert worden. Ich will es trotzdem noch einmal erwähnen: Der Umstand, dass das Institut für Pathologie vom Rechnungshof massiv kritisiert wurde, weil zwei Drittel der dort beschäftigten Ärzte und Ärztinnen für den Klinikchef gleichzeitig in der Privatordination arbeiten, zeigt, wie leicht es möglich ist, aus den Ressourcen der Medizinischen Universität und des AKH in einer für mich sehr kritikwürdigen Weise private Interessen zu verfolgen und private Geschäfte und Zusatznebenbeschäftigungen zu erledigen. Offensichtlich ist es nicht möglich, seitens der Medizinuniversität, die sich da gar nicht zuständig fühlt, oder seitens des AKH klarzustellen und dafür zu sorgen, dass die Ressourcen im Haus bleiben und dass vor allem die Personalressourcen im Wesentlichen der Institution selbst zukommen und die Medizinische Universität nicht etwa als Ausgangspunkt für private Nebentätigkeiten benützt wird.

Als letztes Beispiel nenne ich die Wartezeiten. Dieses Problem wurde jüngst in der Presse auch ganz deutlich kritisiert, und ich werde auch morgen im Zusammenhang mit dem Bericht des Patientenanwaltes darüber sprechen. Betreffend die Wartezeiten wird konkret im AKH, aber auch in den anderen Gemeindespitälern, von Patientinnen und Patienten und nicht näher genannten Ärzten und Ärztinnen sehr glaubwürdig berichtet, dass da mit zweierlei Maß gemessen wird, dass es nämlich Privatpatienten wesentlich leichter fällt, rasch Operationstermine zu bekommen, dass man sogar in der Ambulanz vorgereiht wird und dass es den Ausdruck "Chefeinschub" gibt, der ja für sich spricht und besagt, dass es Privatpatienten gibt, die auf alle Fälle drankommen.

In Anbetracht dessen muss ich wirklich sagen: Dr Gusenbauer hat ja so Recht, wenn er von Zwei-Klassen-Medizin spricht! Er wirft sie dem Bund vor. Darauf sollte er sich aber nicht beschränken, sondern es würde Sinn machen, auch im eigenen Verantwortungsbereich, nämlich in den Häusern des Krankenanstaltenverbundes, Nachschau zu halten. Es genügt nicht, wenn Sie sagen: Legen Sie uns einen Beweis vor, dann werden wir uns vielleicht damit beschäftigen! – Das wird zu wenig sein! 

Was wir wollen, ist, dass Sie systematisch, regelmäßig und unaufgefordert jährlich Statistiken und aussagekräftige Berichte hinsichtlich Komplikationsraten, Fehlermanagement, Wartezeiten, Operationszahlen, Personalausstattung und und und vorlegen. Sie verweigern das seit vielen Jahren, obwohl die Opposition, insbesondere die GRÜNEN, das immer wieder einfordern. Sie tun es nicht, sondern verweisen nur auf allgemeine Qualitätsberichte, die Jubelberichte über einzelne Projekte sind, deren Qualität wir gar nicht in Frage stellen wollen. Aber betreffend die Gebiete, wo es um Qualitätsmanagement gehen sollte, wo man hinschauen und systematisch aufzeigen müsste, wo die Schwächen sind und die Versorgung leidet beziehungsweise Schwächen aufweist, legen Sie keine Berichte vor, obwohl das in vergleichbaren europäischen Städten schon längst üblich ist.

Wir werden daher den von der ÖVP eingebrachten Antrag hinsichtlich des Expertenkomitees unter der Leitung von Dr Vogt zur Aufarbeitung dieser Thematik gerne unterstützen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das hier zur Beschlussfassung vorliegende Organisationskonzept der Medizinischen Universitätsklinik - AKH wird unsere Zustimmung finden, obgleich wir natürlich auch einige Haare in der Suppe gefunden haben.

Es ist ja schon davon gesprochen worden, dass es hier doch eine sehr komplizierte Gemengelage gibt: Einerseits handelt es sich um eine Universitätsklinik mit Bundespersonal, mit Universitätsprofessoren und Kapazitäten aus den verschiedenen medizinischen Disziplinen mit den Auftrag, Spitzenmedizin auch auf forscherischem Gebiet anzubieten, andererseits besteht der Versorgungsauftrag mit der Gemeinde Wien als Rechtsträger. – Ich glaube, das Wichtigste ist, dass ein Organisationsplan die wissenschaftlichen Notwendigkeiten, die sich auch laufend ändern, in Einklang mit den Notwendigkeiten bringt, eine effiziente und rasche Befriedigung von Patienteninteressen herbeizuführen.

Das ist natürlich nicht so einfach. Wer ein bisschen an der Universität gearbeitet hat, weiß, dass es hier Fachegoismen und natürlich das professorale Denken gibt, ferner müssen auch das Denken in Strukturen und neue wissenschaftliche Ansätze über Disziplinen überschreitende Themenbereiche berücksichtigt werden. Ein Organisationsplan soll also nicht etwas Festgefügtes sein, sondern ein Plan, der ständig auch einer Evaluierung unterzogen wird. Daher würden wir uns wünschen – und wir werden auch hier im Gemeinderat darauf dringen –, dass dieser vorliegende Plan auch laufend evaluiert beziehungsweise gegebenenfalls angepasst wird.

Es tut uns auch weh, dass es zum Beispiel bei der Arbeitsmedizin, welche auch die Arbeitsunfall- und Berufskrankheiten-Prophylaxe beinhaltet, die heute extrem wichtig ist, Kürzungen gibt. Der Mensch verbringt sehr viel Zeit beim Arbeiten, und die Arbeitsmedizin ist wichtig. Die Wichtigkeit einer Organisation kommt auch durch eine Professur zum Ausdruck, und eine Herabstufung ist möglicherweise ein Schritt in die falsche Richtung.

Das heißt: Geben wir diesem Plan, der jetzt von den Professoren der Universität ausgearbeitet wurde, der andererseits aber auch vom KAV mitgetragen wird, eine Chance, aber behalten wir es uns als politisch Verantwortliche vor, darauf zu achten, ob auch die richtigen Schwerpunkte gesetzt werden und ob die Struktur geeignet ist, auch die zukünftigen Herausforderungen der Medizin miteinander in Einklang zu bringen. Seien wir diesbezüglich offen! Das soll nicht heißen, dass wir nunmehr einen Plan beschlossen haben und sich jetzt ein paar Jahre nichts ändern soll.

Das Thema Zwei-Klassen-Medizin ist von der SPÖ, die für das Spitalswesen in Wien verantwortlich ist, wohl nicht nur im Wahlkampf thematisiert worden. – Wir sind schon sehr gespannt, welche Maßnahmen Sie uns präsentieren werden! Wir haben schon einen ganz konkreten Vorschlag, nämlich schon bei den bereits bestehenden Ansätzen zu einer Zwei-Klassen-Medizin etwas zu tun. Es hat ja übrigens auch schon Überlegungen in Richtung einer Drei-Klassen-Medizin gegeben, dass für die Superbetuchten noch ein extra Luxusspital errichtet wird. – Wir meinen, dass wir Ihnen einmal die Chance geben zu schauen, wie es diesbezüglich wirklich ausschaut, etwa auch im AKH mit den Operationswartezeiten, mit der Auslastung der Geräte, mit den Dienstzeiten. Es ist notwendig klarzustellen, welche Transparenz betreffend die Wartelisten herrscht und ob man die bestehenden Strukturen eventuell dadurch optimieren kann, indem länger und öfter operiert wird.

Ganz unverdächtig ist auch die Kritik des Patientenanwaltes, der hier schon zitiert wurde, der auch gesagt hat, dass es Missstände im Bereich der Gemeindespitäler gibt. Spitalsträger ist ja nicht der Bund, sondern es sind die Länder und Gemeinden. In diesem Sinne darf ich gemeinsam mit meiner Kollegin Karin Praniess-Kastner und Frau Kollegin Korosec den Antrag einbringen, im Wiener Gemeinderat möge eine Expertenkommission unter der weisungsfreien Leitung des von Ihnen per Gesetz abgesetzten und ab morgen ehemaligen Pflegeanwaltes Werner Vogt eingesetzt werden, die klären soll, inwiefern in den Wiener Gemeindespitälern unterschiedlich lange oder zu lange Wartezeiten bestehen. Wir ersuchen Sie, diese Kommission einzusetzen, sie arbeiten und Vorschläge machen zu lassen! Ich meine nämlich, auch die Medizin bedarf einer gewissen von den Strukturen her politischen Aufsicht. Dafür zu sorgen, ist unsere Verpflichtung als Vertreter des Krankenhausträgers.

Helfen Sie uns, mit dieser Expertenkommission die medizinische Versorgung der Wiener Patientinnen und Patienten zu verbessern! In formeller Hinsicht beantragen wir für diesen Beschlussantrag die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Lasar ist jetzt nicht da: Ich möchte ihn nur einladen, wenn er zu einer Sache spricht, auch die Hintergründe der Sache zu betrachten!

Durch die Zusammenlegung von fünf auf drei Professuren bei der Radiologie sind kein einziges radiologisches Gerät und keine einzige RTA-Stelle verschwunden, und demzufolge bleibt die gesamte Patientenkapazität aufrechterhalten. Das Einzige, was verschwunden ist, sind zwei ordentliche Professuren und die entsprechenden Bezüge; zwei außerordentliche Professuren werden in Zukunft bezahlt. Das ist die einzige wirkliche Änderung. Das heißt, man hat aus fünf ordentlichen Professuren drei gemacht, und zwei außerordentliche Professuren sind neu entstanden. Das ist die einzige wirkliche Änderung. Und wenn Sie hier jetzt davon reden, dass das AKH in der Radiologie ein Sparprogramm fährt, dann kann ich nur sagen: Sie haben wirklich keinerlei Ahnung, wovon Sie da überhaupt reden!

Man hat sich nach einem langen Dialog bemüht, sich in der Radiologie auf drei Forschungsgebiete zu konzentrieren; man hat drei Schwerpunkte neu definiert beziehungsweise aus fünf drei gemacht. Es ist aber de facto kein einziger Schwerpunkt verloren gegangen, auch nicht in der Neurologischen Radiologie, die hinter einer dieser Professuren steht, ganz wesentlich ist und weiter gemacht wird. – Das ist einmal der eine Punkt.

Zweitens darf ich mit einem Gerücht aufräumen: Wir reden vom Organisationsplan der MUW Wien. Das Land Wien hat, weil es Partner der MUW Wien ist, nur ein Zustimmungsrecht, alles andere ist Angelegenheit der Republik Österreich gemeinsam mit der MUW Wien. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das ist ein Teil des Problems!) Daher bitte ich Sie, liebe Frau Dr Pilz: Wenn Sie davon reden, dann reden Sie so, wie es gehört! Wenn Sie meinen, dass etwa eine gewisse Anzahl an Betten nicht dazu gerechnet ist, dann sagen Sie der Republik Österreich, dass sie sich um Innsbruck, um Graz und um Wien kümmern soll! Reden wir von dem, was wirklich Sache ist! Was wir hier ausnützen, ist unser Mitwirkungs- und Zustimmungsrecht, und das hat zum Beispiel dazu geführt, dass wir uns alle gemeinsam sehr vehement dafür eingesetzt haben, dass die Arbeitsmedizin auch in Zukunft ein Schwerpunkt in diesem Haus bleibt.

Die Professur wird – wir haben sie schließlich vom zuständigen Rektor – mit der Emeritierung des jetzigen Professors Ende 2007 nachbesetzt. Wir haben auch eine Vorgangsweise entwickelt, wie wir die Ausschreibung dieser Stelle früher vornehmen können, damit es bei der Nachbesetzung keine Lücken gibt et cetera. Das heißt, wir haben uns alle gemeinsam sehr massiv dafür eingesetzt, dass es die Arbeitsmedizin als Forschungsschwerpunkt weiterhin geben wird. 

Zu den Betten sei offen gesagt, dass diese seit Gründung dieser Klinik nicht immer zu 100 Prozent mit arbeitsmedizinischen Fällen belegt wurden, sondern auch mit vielen anderen Fällen, was gut, okay und notwendig ist. Fakt ist aber, dass es all das, was mit der Arbeitsmedizin in Zusammenhang steht – die Professur und die gerade in der Arbeitsmedizin sehr notwendigen interfraktionellen Forschungsschwerpunkte –, weiterhin geben wird. 

Ich darf die einzelnen Fraktionen einladen, ein solches Engagement auch in Innsbruck und in Graz zu entwickeln, denn an diesen beiden Universitätskliniken ist Arbeitsmedizin ein Fremdwort, die gibt es dort nicht. Ich glaube, wir müssen uns diesbezüglich alle gemeinsam anstrengen!

Weiters möchte ich hier auch ein Gerücht aufarbeiten: Das St Anna-Kinderspital will ins AKH! Es ist nicht so, dass das AKH das St Anna-Kinderspital quasi hinterrücks einkauft. Vielmehr hat das St Anna-Kinderspital einen weltweiten Ruf, einen Behandlungsschwerpunkt und einen Forschungsschwerpunkt, die es abzusichern gilt. Im Hinblick darauf hat der jetzige Leiter des Hauses sehr viel an Engagement investiert, um mit dem AKH noch näher zusammenzuarbeiten. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: So ist es!) Es ging ihm darum, die Schwerpunkte seines Hauses, die kindergerechte Onkologie und die Hämatologie, abzusichern. Das steht hinter diesem Konzept! (GRin Dr Sigrid Pilz: Der Preis dafür ist die Aufgabe der Unabhängigkeit!)
Das können Sie doch uns nicht vorwerfen, Frau Dr Pilz! Wir haben als Stadt die verdammte Verpflichtung, alles daran zu setzen, dass die Inhalte des St Anna-Kinderspitals in dieser Stadt bleiben! Das ist unsere Verpflichtung, und wenn es über den Weg der stärkeren Integrierung ins AKH geht, dann tun wir das, wenn es aber über einen anderen Weg geht, dann machen wir es anders.

Das Rote Kreuz als Träger des St Anna-Kinderspitals hat schon vor Jahrzehnten die Zusammenarbeit mit der Stadt und mit dem AKH gesucht. Sonst würde es die heutigen Affilierungsverträge und Zusammenarbeitsverträge, den gemeinsamen Einkauf, die gemeinsame Abrechnung der PatientInnen und so weiter nicht geben. Das besteht ja bereits alles! Jetzt hat man nur weitere Entwicklungsschritte gesetzt, um die Forschungsschwerpunkte und die PatientInnenversorgung abzusichern.

Wir könnten natürlich sehr großkopfert sein und sagen: 20 Prozent der Kids im St Anna-Kinderspital sind aus Wien, der Rest ist uns wurscht. Das tun wir aber nicht, denn das ist uns nicht wurscht, das ist nicht das Ziel! Das Ziel ist, das St Anna-Kinderspital in dieser Stadt und in diesem Land aufrechtzuerhalten, und wenn es der geeignete Weg ist, es noch stärker ins AKH zu integrieren, dann werden wir das mittragen. Da geht es überhaupt nicht darum, die Unabhängigkeit aufzugeben! Dieses Argument ist doch lächerlich und an den Haaren herbei gezogen, weil man krampfhaft irgendeine Möglichkeit sucht, gegen eine gute Idee zu sein. Sprechen Sie doch mit den Forschungsmenschen oder dem wissenschaftlichen Leiter des St Anna-Kinderspitals! Das ist der Hintergrund und nichts anderes!

Ich kann es nur immer wieder sagen: Frau Dr Pilz! Es nützt nichts, wenn Sie uns die sehr schwierige Geschichte der Kinderklinik noch fünf Mal erzählen! Ich kann Sie nur um das bitten, worum wir Sie schon bei zwei Ausschusssitzungen gebeten haben: Übergeben Sie dem Patientenanwalt die Unterlagen. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz.) Dann ist das auch schon längst erledigt!

Ich wiederhole meine Bitte: Mischen wir nicht immer wieder alte Dingen auf! Hier gab es einen Missstand, dieser Missstand ist aufgearbeitet und abgestellt. Der Generaldirektor hat seine Rechtsabteilung entsprechend instruiert, Patientenanwalt Dr Dohr hat ebenfalls alles in die Wege geleitet. Wir alle sind uns einig, dass dieser Missstand Geschichte ist und auch Geschichte bleiben soll. Es hilft uns nichts, wenn wir das jetzt hier immer wieder aufwärmen!

Zum Abschluss möchte ich sagen: Man sieht, dass man sich mit diesen Themen seitens der Opposition beschäftigt. Mich würde es freuen, wenn wir uns alle gemeinsam darum kümmern könnten, den Universitätszugang so zu ermöglichen, dass man in diesem Land wirklich Medizin studieren kann, und uns alle gemeinsam dafür engagieren, dass nicht rund 320 Jungmediziner, die den ersten Studienabschnitt absolviert haben, jetzt im zweiten Studienabschnitt in der Warteschleife stehen müssen. Wir sollten uns hier gemeinsam zusammensetzen und entsprechende Dinge entwickeln. Wir sollten uns gemeinsam darum kümmern, dass uns das heutige System nicht in einigen Jahren auf den Kopf zu fallen droht, wenn wir uns nicht gemeinsam zu Lösungen durchringen können, dass wir nämlich zu wenig Medizinerinnen und Mediziner ausgebildet haben. Ich möchte bei dieser Gelegenheit anmerken, dass mich das freuen würde, auch wenn es jetzt darum geht, sich mit dem Aspekt Allgemeines Krankenhaus zu beschäftigen.

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. Den Antrag werden wir entsprechend ablehnen. Die Nachrednerin von meiner Fraktion wird das noch begründen. – Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner gelangt Herr GR Mag Ebinger zu Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Aktenstück nicht zustimmen. Das hat schon mein Kollege ausgeführt. Ich möchte dazu noch ein paar Punkte erwähnen.

Da ich auch Beamter bin, bin ich gewohnt, dass man Reformen und Umstrukturierungen, die stattfinden, stets auch sehr argwöhnisch gegenüber steht, und wenn ich jetzt den Worten des Herrn Vorsitzenden GR Hundstorfer folge, dann bewahrheitet sich mein Argwohn natürlich schon wieder in gewisser Art und Weise.

Da ist zum Bespiel ein so schönes modernes Wort wie Verdichtung zu lesen. – “Verdichtung“ heißt, dass irgendetwas zusammengelegt beziehungsweise eingespart wird. Konkret geht es um die Verdichtung bei der Radiodiagnostik und die Beibehaltung des gegenwärtigen Leistungsspektrums. – Das kann jetzt entweder bedeuten, dass mit weniger Leuten die gleiche Leistung erbracht werden muss, oder dass bisher viel zu viele da waren, oder aber es handelt sich um eine Pseudoreform – wie mein Vorredner jetzt gerade selber zugegeben hat –, indem zwei Professoren weg kommen und dafür zwei außerordentliche Professoren dazu kommen, alle Geräte und alle Mitarbeiter bleiben. Der Einsparungseffekt beträgt vielleicht 2 000 EUR im Monat, ich weiß nicht, wie groß der Unterschied der Gehälter zwischen außerordentlichen und ordentlichen Professoren ist. Bravo! Das ist eine ganz grandiose Reform, die allerdings offenbar nur auf dem Papier besteht und in der Praxis keine Auswirkungen hat!

Ich glaube, es ist im Zusammenhang mit dieser Reform auch vorgesehen, dass Dienstposten in größerem Maße eingespart werden. Ab 1. September wird bereits in der Direktion entschieden, welche Dienstposten nachbesetzt werden. Ich habe da ein Schreiben, in dem steht, dass ab sofort zentral an Postordner Nachbesetzung alle Anträge zu stellen und keine Zusagen für vakante Dienstposten zu tätigen sind. Das bedeutet aber auch, dass Bürokraten über die praktische Arbeit entscheiden. Ich sage nicht, dass das grundsätzlich schlecht ist, aber das birgt auch Gefahren, denn ganz oben hat das Kleine vielleicht nicht mehr die Bedeutung, wie sie der einzelne Spitalsdirektor doch eher beurteilen kann.

Ich glaube, das geht wieder auf Kosten der Kleinen! Schauen wir uns an, wie viele Dienstposten derzeit im AKH unbesetzt sind! – 261 Dienstposten sind derzeit im Allgemeinen Krankenhaus unbesetzt. Da frage ich mich: Waren diese bisher alle unnötig? Dann haben wir bisher einen falschen Stellenplan gehabt! Oder es wird hier auf Kosten des Gesundheitssystems gespart, das heißt, es wird die Gefahr in Kauf genommen, dass die Qualität sinkt. Und das wollen wir auf gar keinen Fall, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt eine Vereinbarung zwischen dem Amtsf StR Rieder und dem Hauptausschuss der Hauptgruppe II, in welcher unter anderem steht, dass man die Aufgaben mit Eigenpersonal und nicht mit Fremdpersonal erfüllen soll. – Das sind Taktiken, die man bei dem modernen Management immer wieder findet: Man spart ein, dann geht es nicht, dann muss man Ressourcen zukaufen, dann machen irgendwelche Externen irgendwelche Sachen. Aus dem Finanzministerium bin ich ein Leidgeprüfter in diesen Dingen! Das heißt noch lange nicht, dass es dann besser wird. Ganz im Gegenteil: Es wird alles nur schlechter und viel teuerer! In dieser Übereinkunft zwischen Herrn StR Rieder und der Hauptgruppe II wird allerdings explizit ausgeführt, dass man das nicht will. Es steht auch ausdrücklich in der Vereinbarung: „Frei werdende Dienstposten werden rasch und zügig nachbesetzt.“ Offenbar ist das aber nicht der Fall! 261 Dienstposten sind offen und werden nicht nachbesetzt.

Diese Planlosigkeit sieht man auch in anderen Bereichen. Kein Mensch weiß, ob man an gewissen Stellen Dienstposten braucht oder nicht! Auf der einen Seite gibt es bei der Pflege im Geriatriezentrum Baumgarten und im Geriatriezentrum Wienerwald einen Sozialplan, gemäß welchem einige Personen sozusagen in Vorruhestand gehen sollen, auf der anderen Seite schließt man mit volljährigen KrankenpflegeschülerInnen Verpflichtungsverträge ab. Das heißt, sie müssen sich einseitig verpflichten, dass sie dann drei Jahre bei der Stadt Wien arbeiten, weil sie sonst ihre Ausbildungskosten zurückzahlen müssen. – So agiert man, obwohl man gar nicht für alle einen Job hat und sie dann mehr oder weniger nur eine Pseudoanstellung erhalten. 247 Verpflichtungsverträge sind heuer unterschrieben worden. Kann mir jemand das erklären? Der Kleine muss sich zu allem verpflichten, selbst geht man aber mit Planlosigkeit vor.

Ich möchte jetzt noch etwas erwähnen, was auch mit dem modernen Management im AKH in Zusammenhang steht. „Mittels Einführung eines Richtmanagements“ – so heißt es in einer Anfragebeantwortung – „wird im Krankenanstaltenverbund explizit an der Schaffung einer positiven Fehlerkultur gearbeitet. Auch dies hat Auswirkungen auf die Zufriedenheit unserer Mitarbeiter, da ein analytischer Umgang mit Fehlern und eine präventive Fehlervermeidung ein positives Betriebsklima entstehen lassen.“ – So weit, so gut. 

Ein Beispiel aus der Praxis. – Sie werden es wissen oder auch nicht: Wenn eine werdende Mutter in den Kreißsaal kommt, muss ein so genanntes Pathogramm auf Grund des Erstbefundes eines Arztes angelegt werden, was normalerweise am Computer geschieht. Wenn der Computer nicht funktioniert, dann muss es händisch angelegt werden. Und da gab es jetzt einen Fall, in dem das Pathogramm händisch mit den Namen von zwei Hebammen mit der gleichen Handschrift angelegt wurde. Das ist klarerweise ein Fehler, der nicht unterlaufen wäre, wenn der Arzt den Erstbefund gemacht hat. Aber der Arzt ist halt einmal außen vor.

Und was macht man? – Man macht eine so genannte positive Fehlerkultur, ohne auf das System einzugehen. Nach dem System wird das Pathogramm in der Regel in den Computer eingegeben, und da kann jeder jeden Namen hineinschreiben, es ist völlig unkontrollierbar, wer da was eingibt. Wenn der Computer aber gerade nicht funktioniert, dann kann man auf Grund der Handschrift einen Unterschied sehen, und die positive Fehlerkultur im AKH schaut dann so aus, dass man mit den betroffenen Hebammen eine Niederschrift wegen Dienstpflichtverletzung macht und ihnen mehr oder weniger eine Verletzung der Sorgfaltspflicht auf Grund des § 18 der Dienstordnung vorwirft. Das kommt in den Personalakt, und das ist kein Spaß, das bleibt ein Leben lang im Personalakt eines Arbeitnehmers. 

Wenn ich dann lese, dass die Abteilung Medizisch-Technische Dienste und Sanitätshilfsdienste im AKH als frauen- und familienfreundlichster Betrieb unter dem Mot-
to “Taten statt Worte“ und gemäß dem Grundsatz des Leitbildes “Mensch sein im AKH“ ausgezeichnet wurden, dann ist es meiner Meinung nach wirklich schlimm, wenn das Ihr positiver Umgang mit Fehlern ist! Ich kann nur sagen: Es ist menschenverachtend, was hier passiert!

Wenn wir schon dabei sind, möchte ich noch etwas erwähnen, was uns auch gesagt wurde: Wenn jemand irgendwo, nicht unbedingt nur im AKH, Fehler aufzeigt, dann wird er mundtot gemacht, und wenn er dann vier Monate im Krankenstand ist, weil er so gemobbt wurde, dann wird er rausgeschmissen. All das hat System: Hier herrscht ein Unterdrückungssystem vor, und das lehnen wir ganz entschieden ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Im Übereinkommen mit StR Rieder steht: „Der KAV wird keinen Kündigungsdruck auf kranke Mitarbeiter ausüben, sondern bemüht sein, für sie geeignete Arbeitsplätze zu schaffen.“ – Ich sage: Das ist alles Theorie! In der Praxis gibt es das nicht!

Jetzt noch ein Wort zum Resolutionsantrag der ÖVP. Dieser Resolutionsantrag sagt nach meinem Verständnis auf Grund einer Zeitungsmeldung von Herrn Dohr aus, dass Patienten an ihn herantreten, weil es unterschiedlich lange Wartezeiten für Operationen gibt. Meinem Gefühl nach unterstellt er generell, dass es Unterschiede gibt zu Privatpatienten und Sonderklassepatienten. – Es soll eine Kommission eingesetzt werden.

Was mich an dem Resolutionsantrag stört, ist, dass er generell unterstellt, dass sich das so verhält, dass es hier eine Ungleichbehandlung gibt und dass das Gesundheitssystem in Wien schlecht ist. – Das tue ich nicht! Ich möchte feststellen, dass auch wir der Meinung sind, dass Regeloperationen etwa binnen zwei Wochen, was eben die Voruntersuchungen ergeben, durchgeführt werden sollen, ungeachtet dessen, ob es sich dabei um einen Privatpatienten oder Sonderklassepatienten handelt. Bei Herzoperationen soll die Wartefrist vier bis sechs Wochen dauern. – Es ist das wahrscheinlich auch immer im Einzelfall zu beurteilen. Aber wenn es so schlecht wäre, dann würden nicht ein Drittel aller Herzoperationen oder die Hälfte aller Nierentransplantationen in Wien stattfinden.

Ich meine, dass man das nicht generalisieren kann. Dieser Wischi-Waschi-Antrag kann keine Wirkung zeigen, weil die Sache nicht so einfach ist. Ein Spital kann völlig überlastet sein, und in einem anderen kann die Operation rascher durchgeführt werden. Das hat nicht immer etwas mit Sonderklasse- oder Privatpatienten zu tun. Sicherlich wird es solche Fälle – also Fälle der so genannten Kuvertmedizin – geben. Diese gehören, wenn man draufkommt, geahndet, und zwar viel strenger als bisher. Die generelle Unterstellung würde ich aber nicht mittragen wollen.

Außerdem wird ja nicht jeder, der operiert werden will, nach der Reihenfolge seines Erscheinens operiert. Das geht nicht. Es ist ja zum Beispiel nicht Hüfte gleich Hüfte oder Gelenk gleich Gelenk. Das kann man vielleicht als Einzelperson oft nicht in der ganzen Tragweite beurteilen. Aber wenn man schon Vergleiche anstellt, dann möchte ich doch sagen, dass die Wartezeit für eine Hüftoperation in Wien in der Regel zwei bis sechs Monate dauert. Und da die ÖVP diesen Antrag gestellt hat, möchte ich auch darauf hinweisen, dass die Wartezeit in Niederösterreich, etwa im Waldviertel oder in Wiener Neustadt, bis zu neunzehn Monate dauern kann.

Und wenn Kollegin Pilz das mit trägt, dann kann ich mir auch nicht verkneifen zu sagen, dass man in Ländern, in denen eine sozialistische Regierung mit grünem Willen unterstützt wird, wie zum Beispiel in Schweden, fünf Jahre auf eine Hüfte wartet oder wie in England ab einem gewissen Alter überhaupt keine neue Hüfte mehr bekommt.

In diesem Antrag ist also eine gewisse Verlogenheit. Deswegen werden wir ihn nicht unterstützen.

Schlussendlich geht es den beiden Parteien ganz offensichtlich nicht um Sachpolitik, sondern um die Versorgung des Herrn Dr Vogt, der sicherlich ein sehr fähiger Mann ist. Er war – glaube ich – schon pensionierter Unfallchirurg, als er Pflegeombudsmann wurde. Er kann sich sicherlich um die neu zusammengelegte Pflege- und Patientenanwaltschaft bewerben, dagegen spricht nichts. Dass man das Ganze aber offensichtlich ständig mit einer Person verbindet, entwertet diesen Antrag für uns gleichermaßen, weil es da offensichtlich nicht um die Sache, sondern um die Person geht. Deswegen werden wir sowohl diesem Antrag als auch dem Aktenstück, wie ich vorher ausgeführt habe, nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Heute liegt uns der Organisationsplan vor, der natürlich ein Bundesvorschlag ist und zu dem wir in Wien, so wie Herr GR Hundstorfer schon gesagt hat, nur das Zustimmungsrecht haben. Dieses Zustimmungsrecht ist natürlich für uns auch sehr wichtig, denn wenn grobe Veränderungen innerhalb des Organisationsplans stattfinden, dann müssten wir, um die Versorgung der Wienerinnen und Wiener sicherzustellen, natürlich auch mit unseren öffentlichen Krankenanstalten reagieren, um das gesamte Versorgungsnetzwerk in Wien zu erhalten. Aber wenn wir diesem Organisationsplan – hinsichtlich dessen wir, beziehungsweise im Besonderen die Frau Stadträtin, sich mit dem Herrn Rektor sehr gut zusammengesprochen hat und dafür eingesetzt hat, dass diese Versorgung für alle Wienerinnen und Wiener sichergestellt ist - nicht zustimmen, dann hat letztendlich das AKH nicht die Möglichkeit, eine Zielplanung zu treffen, und letztendlich, wenn kein Zielplan vorhanden ist, wird das AKH vom Bund auch kein Geld bekommen und wird kein Budget erstellen können. 

Das heißt, wir schauen in Wien darauf, dass wir diese Versorgungssicherheit für alle erhalten, müssen aber auf der anderen Seite auch dem AKH das Recht, das es hat, zubilligen, dass Strukturen, die sich im Laufe der Jahre verändert haben, auch verbessert werden, dass sie verändert werden und somit auch eine Effizienzsteigerung in vielen Bereichen erzielt werden kann.

Ganz wichtig war auch uns die Beibehaltung des Lehrstuhls für die Arbeitsmedizin, denn gerade wir sind auch der Meinung, dass Prävention und vor allem auch Nachbehandlungen nach Arbeitsunfällen enorm wichtig sind, weil dadurch die Menschen die Möglichkeit haben, wieder in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Es ist daher auch ganz besonders wichtig, dass es weiterhin einen Lehrstuhl und auch weiterhin eine Ausbildung zum Facharzt für Arbeitsmedizin geben wird.

Ganz wesentlich erscheint mir auch, dass in Zusammenarbeit und Entwicklung mit der Stadt Wien in Bezug auf Brustkrebsvorsorge, Brustkrebsuntersuchungen jetzt auch im AKH ein Brustgesundheitszentrum und auch ein Kinderherzzentrum geschaffen werden. 

Wir haben im AKH 94 000 stationäre Patienten im Jahr, und 46 000, also fast die Hälfte dieser Patienten müssen auch operiert werden, um wieder gesund werden zu können. Das zeigt die große Anzahl der Operationen, die dort durchgeführt werden und die natürlich auch geplant werden müssen.

Das AKH selbst hat sich auferlegt, monatlich eine Wartezeiterhebung in Bezug auf die Planung dieser Operationen durchzuführen. Und, wie Herr Kollege Ebinger schon gesagt hat, wir liegen europaweit, wenn nicht sogar weltweit an der Spitze, was die Kürze der Wartezeiten betrifft. Es ist nachgewiesen - ich habe gestern noch einmal im Internet nachgesehen -, dass auch in der Schweiz, wo es eine relativ hohe Versorgungsdichte gibt, in Winterthur zum Beispiel, zwei Jahre Wartezeit auf orthopädische Operationen bestehen, so wie in vielen anderen Ländern auch. Die Klinik für Orthopädie kann ausweisen, dass Knie- und Hüftoperationen innerhalb von sechs Wochen durchgeführt werden. Innerhalb von Wien haben wir Wartezeiten von zwei bis sechs Monaten - das ist ein sehr geringes Ausmaß für die hohe Anzahl.

Dabei kann ich Ihnen auch noch berichten – ich kenne auch persönlich einen solchen Fall -, dass viele Patienten und Patientinnen, gerade bei Knieoperationen, diese Operationen auch immer wieder hinausschieben. Sie sind zwar angemeldet, weil sie bei einem akuten Schmerzanfall natürlich sofort zum Arzt gehen beziehungsweise in ein Spital gehen und sich einen Termin geben lassen; wenn dann die geplante Operation durchzuführen ist, geht es ihnen aber mitunter gesundheitlich wieder so gut, dass sie sagen, ich möchte noch ein bisschen warten, vielleicht geht es doch ohne Prothese!, weshalb auch immer wieder Operationstermine verschoben werden.

Auch bei den sehr häufigen Augenerkrankungen und Augenoperationen, den Kataraktoperationen, die sowohl im AKH als auch in vielen Wiener Spitälern durchgeführt werden, liegt die Wartezeit bei sechs bis acht Wochen. Und auch da kann ich Ihnen anhand eines Beispiels aus meinem Bekanntenkreis vor Augen führen, wie effizient und wie gut unsere Wiener Spitäler auch in Bezug auf Terminvereinbarungen arbeiten: Diese Bekannte hatte einen Termin Mitte August und wurde eine Woche vor der geplanten Operation von der Krankenanstalt Rudolfstiftung, wo diese Kataraktoperation durchgeführt wurde, angerufen, dass sie, wenn sie möchte, eine Woche früher zur Operation kommen kann. Das heißt, die Wiener Spitäler und die Wiener Ärzte achten darauf, dass die Auslastung optimal ist, sodass also, wenn Termine frei werden, wenn es Ausfälle gibt, Patientinnen und Patienten sogar noch früher zu Operationen kommen können.

Wir sind sehr stolz darauf, dass wir in Wien diese erstklassige Medizin und Forschung haben, dass wir die gute Zusammenarbeit mit dem AKH haben und dass jeder Mensch, unabhängig von seinen finanziellen Möglichkeiten, die bestmögliche medizinische Betreuung bekommt. Das heißt nicht, dass Patienten und Patientinnen sich eine Privatversicherung zulegen müssen, sondern sie werden in medizinischer Hinsicht genauso gut behandelt, wenn sie keine Zusatzversicherung haben. Die medizinische Behandlung und die Betreuung vor Ort ist für alle Patienten in den Wiener Spitälern gleich. Das Einzige, was sich dadurch verändern kann, ist die Hotelkomponente. 

Auf der anderen Seite sehen wir ja, dass gerade Patienten und Patientinnen, die eine Privatversicherung abgeschlossen haben, vielfach nicht die öffentlichen Spitäler aufsuchen, weil ihnen dort möglicherweise die Hotelkomponente nicht ausreichend erscheint. Wir sehen ja sowohl in der Vergangenheit als auch in der Zukunft, dass die Privatspitäler mit dem Zusatzhonorar und mit dem Zusatzgeld, das sie über die Zusatzversicherungen erhalten, ihre Standards enorm ausbauen und zusätzliche Kapazitäten schaffen, wie dies zum Beispiel jetzt beim Neubau der Privatklinik Döbling der Fall ist, der ja auch schon sehr deutlich zu sehen ist.

Alle erforderlichen medizinischen Eingriffe werden umgehend und ohne Wartezeit durchgeführt. Der Zeitpunkt ist ja auch von der Schwere des Falles und von der medizinischen Indikation abhängig. Gerade bei Herzoperationen ist es oft notwendig, dass die Menschen vorher noch medikamentös eingestellt werden müssen, dass vorher noch ihr allgemeiner Gesundheitszustand stabilisiert werden muss, damit sie eine so schwere Operation dann auch gut verkraften können und nachher der Heilungsprozess beschleunigt werden kann.

Zu den orthopädischen Operationen ist zu sagen, dass wir gerade in dieser Richtung in den letzten Jahren sehr viel ausgebaut haben: Wir haben die Orthopädie im Otto-Wagner-Spital im letzten Jahr um 10 Millionen EUR renoviert und konnten durch diese Renovierung dort auch eine erhebliche Steigerung erreichen. Die Abteilung verfügt nun über 120 Betten, denn es ist ja nicht nur wichtig, dass man in den OPs operiert, man muss ja auch nachher die Möglichkeit haben, die Menschen in Betten zu legen und eine Intensivbetreuung nach der Operation durchzuführen. Diese 120 Betten bedeuten eine Vermehrung um ein Drittel. Das heißt, dass auch in den neu geschaffenen und renovierten vier OP-Sälen - bisher hatten wir nur zwei OP-Säle - diese hoch spezialisierten Eingriffe in erhöhter Anzahl durchgeführt werden können. Im letzten Jahr wurden 800 Implantationen von Hüft- und Kniegelenken durchgeführt.

Viele Maßnahmen insbesondere im Bereich der innovativen Arbeitszeitmodelle im Krankenanstaltenverbund haben dazu geführt, dass, gerade auch im orthopädischen Bereich, nicht nur in der Kernzeit operiert wird - die Kernzeit ist von 8 bis 13 Uhr -, sondern dass die OPs auch am Nachmittag voll ausgenützt werden. Es laufen gerade wieder Projekte, um diese Auslastungsverbesserung noch zu erhöhen, dass zum Beispiel ein Operationssaal am Vormittag für chirurgische Eingriffe genützt wird und am Nachmittag auch noch geplante urologische Operationen stattfinden können. Mit der modernen Technik ist es möglich, dass Equipments, die für spezielle Operationen notwendig sind, auch flexibel in die Operationssäle eingebracht werden können. 

Die durchschnittliche Wartezeit für orthopädische Operationen hat sich also wesentlich verringert und ist, wie gesagt, auch immer wieder vom Patienten abhängig. Wir sehen sehr deutlich, dass gerade im Sommer oder möglicherweise um die Weihnachtszeit, um den Jahreswechsel oder zu Ostern die volle Auslastung nicht gegeben ist, weil die Patienten zu dieser Zeit einfach ihren Urlaub in Anspruch nehmen oder diese Zeit mit ihrer Familie genießen wollen. 

Wir werden auch in Zukunft bemüht sein, die Kapazität noch weiter zu steigern, obwohl wir, wie ich bereits sagte, im europaweiten Vergleich schon sehr weit vorne liegen und eine gewisse Planung ja auch Zeit benötigt. Wir können daher dem vorliegenden Antrag nicht zustimmen, weil wir mit unseren Experten, die vor Ort in den Spitälern arbeiten, unsere Auslastungszahlen und die OP-Zahlen immer wieder kontrollieren und auch in Zukunft mit dem Disease-Management noch weiter verbessern werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen damit zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 44 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so angenommen.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über den von den ÖVP-Gemeinderäten eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag zur Postnummer 44 betreffend Errichtung einer Kommission zur Klärung der Ursachen für lange Wartezeiten auf Operationen in Wiener Gemeindespitälern. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung durchzuführen.

Wer von den Damen und Herren diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein entsprechendes Zeichen. – Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit gefunden. Sozialdemokraten und Freiheitliche waren dagegen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl von Dienstnehmer- und Dienstgebervertretern der Gemeinderätlichen Personalkommission. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. 

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die laut Tagesordnung vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Wer von den Damen und Herren für meinen Vorschlag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dies ist einstimmig. Damit ist die Wahl so durchzuführen.

Herr Dr Erich Hechtner und Herr Herbert Zapletal sind als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für diese Mandate Herrn Michael Kerschbaumer und Herrn Manfred Obermüller vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Herr GR Dipl Ing Martin Margulies ist als Dienstgebervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Der Grüne Klub im Rathaus schlägt für dieses Mandat Frau GRin Mag Alev Korun vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist, wenn ich das richtig sehe, einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Frauenberger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden diesmal der Subvention für das WAFF-Programm FRECHmobil nicht unsere Zustimmung geben. Dies nicht deshalb, weil wir gegen arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wären - im Gegenteil, wir hätten davon in Wien gern mehr -, sondern uns fehlt es bei diesem Programm einfach an einem Ziel, uns fehlt es an Innovation, und es wirkt vor allem, wenn man sich den Antragstext durchliest, so, als würde den Frauen, also der Zielgruppe, eine Weiterbildung ohne Struktur aufs Auge gedrückt. Es ist zwar erfreulich, dass man seitens der Stadt erkannt hat, dass sie etwas zu einer dringenden Arbeitsmarktoffensive für Frauen beitragen kann, allerdings stellt dieses Ansuchen eine reine Fortschreibung von schon Dagewesenem dar. Es gibt ein Sprichwort: "Neue Besen kehren gut." - Bei Ihnen, Frau Kollegin Frauenberger, ist das noch nicht der Fall. Sie sind, wie gesagt, noch in einer Phase der Fortschreibung: Das, was schon da gewesen ist, wird einfach weitergeführt. - Wir geben aber die Hoffnung nicht auf. Wir haben Sie ja auch im Kuratorium mitgewählt, und wir haben die Hoffnung in Sie gesetzt, dass sich im WAFF etwas zum Positiven ändern wird.

Nicht nur, dass dieses WAFF-Projekt FRECHmobil keinerlei innovativen Charakter zeigt, das Problem Weiterbildung wird in Wien nicht an der Wurzel angepackt. Die betriebliche Weiterbildung, die aus unserer Sicht unheimlich wichtig wäre – es wäre ja wahrscheinlich eine Lösung oder zumindest ein Tropfen auf dem heißen Stein, was die Lösung des Problems der Arbeitslosigkeit betrifft, wenn man sie mehr forcieren würde -, kommt, wie immer bei Maßnahmen des WAFF, zu kurz. Die berufliche Weiterbildung ist als Vorbeugung gegen Arbeitslosigkeit zu wichtig, als dass sie in Wien derart sträflich vernachlässigt werden darf. Ich zitiere dazu aus einer Studie der Arbeiterkammer: „Während österreichweit 50 Prozent der Arbeitnehmer betriebliche Weiterbildungsmaßnahmen genießen können, sind es in Wien nur 30 Prozent." - Wir sind auch der Meinung, da gehört angesetzt! (Beifall bei der ÖVP.)
Auch kann eine noch so große Zahl an Schwerpunktprojekten - der WAFF setzt ja zig Schwerpunkte; was dabei herauskommt, sehen wir auch -, so wie FRECHmobil eines ist, nicht über die mangelnde Effizienz hinwegtäuschen. Die Qualität der Maßnahmen hat Vorrang zu haben gegenüber der Quantität. Zusätzlich bedarf es einer stärkeren Einbindung der Wirtschaft. Von Investitionsprogrammen, die ebenso zu einer Entspannung auf dem Arbeitsmarkt beitragen könnten, ist bisher kaum etwas zu hören. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Vergessen wir auch bei dieser Postnummer nicht, dass Wien das Bundesland mit der höchsten Arbeitslosigkeit, mit der längsten Verweildauer in der Arbeitslosigkeit ist. Das bedeutet eben, dass man diese arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf ihre zielführende Wirkung, auf ihre Effizienz hin untersuchen müsste. Es kann nicht sein, dass eine vom Gemeinderat gewährte Subvention Selbstzweck eines Vereins ist. Wir können bei dieser Postnummer nämlich leider nur den Selbstzweck erkennen, daher stimmen wir dagegen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zugleich möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Aichinger, Neuhuber und meiner Wenigkeit betreffend Entlastung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler durch Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer einbringen. 

Ich bringe den erwähnten Beschlussantrag ein, der wie folgt lautet (GR Christian Oxonitsch: Der lange Arm vom Herrn Grasser!):
„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer zwecks Entlastung kleiner und mittlerer Einkommensbezieher und zur Erleichterung der Betriebsnachfolge bei Klein- und Mittelbetrieben aus." 

Danke. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zur Entlastung des Herrn Grasser! – GR Christian Oxonitsch: Das braucht der Grasser! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Für seine Frau vor allem!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Normalerweise würde man, wenn man am Sitzungstag einen Antrag bekommt, den man für einen "Holler" hält, einfach nichts sagen und dagegen stimmen - und fertig. Aber ich möchte nicht, dass gewisse Dinge einfach so stehen bleiben, denn ich kenne ja die ÖVP, wie sie vorgeht, und ich glaube, dass sie dieses erfolgreiche "dirty campaigning" auch weiterhin betreiben wird, nachdem das am Sonntag so gezogen hat, und deswegen muss man vorher klarstellen, warum die GRÜNEN diesem Antrag der Volkspartei nicht zustimmen werden. Da das ein Wahlkampfschlager der Volkspartei war, der hier offensichtlich noch einmal aufgegriffen wird, muss er irgendwo gezogen haben - mir ist es verborgen geblieben, wo, aber irgendwo muss er etwas genützt haben -, oder Sie haben das einfach noch vor dem Wahlergebnis vom Sonntag vorbereitet und haben nicht mehr reagieren können; das wäre auch noch eine Möglichkeit. (GR Christian Oxonitsch: Der Grasser braucht das!) 

"Der Grasser braucht das", höre ich als Zwischenruf. Das habe ich ursprünglich auch geglaubt, dass das womöglich sogar eine Anlassgesetzgebung wird, weil vielleicht, wenn auch nicht Grasser persönlich, so doch seine Gattin ein erhebliches Vermögen zu vererben hat. Und dann sagt man sich, das könnte eine Anlassgesetzgebung sein. 

Jetzt wird er ja vermutlich nicht mehr lange Finanzminister sein - glücklicherweise für dieses Land -, und daher wäre es für die Volkspartei nicht notwendig, ihm immer noch diesen Gefallen zu tun. Aber es ist Ihnen unbenommen, das zu tun - die österreichische Bevölkerung darf ja immer einschätzen, ob sie die Vorschläge gut oder schlecht findet, und am Sonntag hat die Bevölkerung das gemacht, was ich auch gemacht hätte, nämlich geglaubt, dass das nicht so super ist.

In Österreich geht die Schere zwischen Reich und Arm immer weiter auseinander. Das weiß die ÖVP, das weiß ein jeder in diesem Haus - und dann kommen Anträge daher, die diese Schere noch größer machen sollen. Wenn man den Antrag durchliest, dann liest man in der Begründung - Herr Hoch hat uns ja jetzt nur den kurzen Text des Beschlussantrags vorgelesen und nicht die Begründung -, dass diese quasi darin besteht, dass die Großen ja Stiftungen haben und dort ihre Steuern einsparen können. Wer das eingeführt hat und wer da dabei war und das heute auch noch verteidigt, das steht nicht dabei - fast schon wie ein Vorwurf... (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Finanzminister Lacina!) Das ist schon richtig! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Finanzminister Lacina hat das eingeführt!) Das ist schon richtig, das weiß ich schon, dass das die große Koalition war. Ich erwarte mir ja auch nicht die großen Würfe von der kommenden großen Koalition. Aber da sind ja Sie dabei, und nicht die GRÜNEN und nicht ich. (Ruf bei der FPÖ: Sind Sie traurig?) 

Da Sie in Ihrem Antrag schreiben, die Schenkungssteuer müsse deswegen gesenkt werden, weil 80 Prozent kleine Fälle betreffen, frage ich mich, warum man nicht die intelligente Forderung der GRÜNEN unterstützt, nämlich diese 80 Prozent der kleinen Fälle zu entlasten. Denn der hier eingebrachte Antrag bedeutet ja, dass jeder Millionär in Zukunft keine Erbschaftssteuer zahlen soll. Und das in einem Land, in dem die Vermögenssteuern - auch das weiß natürlich die ÖVP; man muss es nur sagen, damit man es im Protokoll auch nachlesen kann - insgesamt in etwa ein Prozent des gesamten Steueraufkommens ausmachen und damit wesentlich geringer sind als - ich nenne hier nur zwei Beispiele - zum Beispiel in der Schweiz, wo sie 7,7 Prozent ausmachen, oder in den USA, wo es 10,7 Prozent sind. Und Sie wollen diese Zahl, diese 1,3 Prozent, noch einmal senken. Wir sind ohnedies schon die Letzten in der ganzen Reihenfolge unter den Industriestaaten - und Sie wollen, dass diese Steuereinnahmen noch einmal sinken, damit man wahrscheinlich bei den Schulen noch mehr Geld einsparen kann und so weiter. Eine sehr, sehr unintelligente Forderung! Aber Sie wissen das ja, Sie betreiben ja Klientelpolitik in diesem Bereich, und Ihnen ist es auch egal, wenn die Leute ärmer werden und wenn die Reichen reicher werden.

Vermögensverteilung in Österreich – dazu gibt es eine nette Studie von Attac, die – denn sonst heißt es wieder, dieser Verein ist irgendwo in der Nähe der GRÜNEN oder meinetwegen in der Nähe der Sozialdemokratie angesiedelt - in Auftrag gegeben wurde von allen Parteien des Nationalrats, im Sozialausschuss, zum Thema Reichtum in Österreich. Die Zahlen liegen alle längst vor, alle Parteien kennen das. Man muss es trotzdem immer wieder genau anschauen und sagen: Die Reichen - die sind in dieser Studie definiert als die obersten ein Prozent - halten in Österreich – bewertet wird das Geldvermögen, das Immobilienvermögen und das Unternehmensvermögen - ein Gesamtvermögen von 318 Milliarden EUR. Das sind vom gesamten Vermögen in Österreich 34 Prozent. Das reichste Prozent, 1 Pro-
zent der Menschen, hält also 34 Prozent des gesamten Vermögens in Österreich! Die unteren 90 Prozent haben ein bisschen weniger - nicht viel weniger, nämlich 32 Prozent oder 299 Milliarden EUR, aber weniger. Es hat ein Prozent der Bevölkerung in Österreich mehr Vermögen - da ist alles eingerechnet: das Geld, die Häuser und so weiter und so fort - als 90 Prozent der Bevölkerung in diesem Land! Und Sie stellen einen Antrag, der in Wirklichkeit diesem einen Prozent natürlich wesentlich mehr nützt als allen anderen! (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, das verstehen Sie nicht!)
Selbstverständlich muss man die Erbschaftssteuer neu gestalten, aber nicht so, dass alle keine mehr zahlen, sondern natürlich ist es ein Fehler, wenn eine Oma oder ein Großvater etwas Geld spart, damit der Enkel, die Enkelin studieren gehen kann, und man bei 10 000 EUR bereits einiges an Erbschaftssteuer zu zahlen hat. Das wäre aber leicht zu ändern, indem man die Freibeträge anständig erhöht! (GR Kurth-Bodo Blind: Für Sparbücher braucht man gar nichts zu zahlen!) Und kein Mensch bei den GRÜNEN will – damit man das nicht etwa glaubt, denn das höre ich auf dem Land immer, und ich weiß ja, was die Volkspartei in Vorarlberg in den Gemeinden erzählt, was alles unwahr ist, denn das Wort Lüge darf man ja nicht sagen, aber die Unwahrheiten, die dort verzapft werden, die kenne ich ja von meinem Bundesland, in dem ich die ersten 20 Jahre gelebt habe -, wir wollen natürlich auch nicht, dass man hohe Erbschaftssteuersätze zahlt für ein Eigenheim, das an die zwei, drei Kinder weitervererbt wird, denn auch dort kann man selbstverständlich eine Grenze einziehen. Alexander van der Bellen hat die Grenze bei zirka 300 000 EUR angeführt. Dann wären die 80 Prozent der kleinen Fälle, von denen der ÖVP-Antrag ausgeht, alle zufrieden gestellt, denn diese zahlen dann alle nichts. Das Problem ist allerdings für Sie - nicht für mich -, das Problem ist für die Volkspartei: Die anderen würden dann sehr wohl zahlen - und zwar mehr, wenn es nach mir geht. 1 Prozent Vermögenssteuer in Österreich würde 6 bis 7 Milliarden EUR für das Budget einspielen. Dann hätten wir einen Haufen Probleme weniger und könnten uns in den Bereichen Bildung, Gesundheit und so weiter endlich bewegen! 

Aber mit den Anträgen der Volkspartei wird nichts anderes gemacht als eine Steuerentlastung wie in der Vergangenheit, eine Steuerentlastung der Reichen und Superreichen, die den Kleinen überhaupt nichts nützt. Deswegen werden wird diesen Antrag ablehnen, und ich hoffe, dass wir am Ende der Koalitionsverhandlungen nicht erleben müssen, dass sich die Volkspartei in diesem Punkt durchgesetzt hat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei "FRECH - Frauen ergreifen Chancen" ist letztendlich ja schon im Titel verborgen, worum es eigentlich geht: Es geht darum, Frauen sehr wohl zu motivieren, teilweise sehr bildungsferne Frauen zu motivieren, ihre Chancen am Arbeitsmarkt zu verbessern, und dieses Erfolgsprogramm konnte im Jahr 2006 immerhin 3 500 Frauen ansprechen. Insofern wurde FRECH auch weiterentwickelt, weil es uns sehr stark darum gegangen ist, dass wir das frauenspezifische arbeitsmarktpolitische Angebot mobiler machen. Das heißt, wir haben Wege gesucht, wie wir direkt auf die Frauen zugehen können, diesen Frauen niedrigschwellig ermöglichen können, Beratung zu bekommen, wie sie ihre Chancen letztendlich verbessern können, und dann letztendlich über den normalen Förderbereich des WAFF diesen Frauen Bildungsangebote zu machen. In diesem Zusammenhang möchte ich auch darauf hinweisen, dass schon jetzt der Frauenanteil bei allen WAFF-Maßnahmen 60 Prozent beträgt. Die Zielsetzung von FRECH ist es jetzt, sozusagen auf die Frauen zuzugehen - deswegen auch im Ursprungsmodell: FRECHmobil -, die Frauen dort anzusprechen, gerade die bildungsfernen Frauen anzusprechen, und ihnen ein sehr, sehr konkretes Angebot zu machen. 

Es geht bei FRECHmobil, dem wir den Titel "FRECH in the City" gegeben haben, darum, dass wir den Frauen mit ihren Betreuungsangeboten und mit ihren Vereinbarkeitsproblematiken einen Weg abnehmen, ihnen Angebote machen, die sie letztendlich dazu bringen, entweder eine Beratung oder eine Unterstützung anzunehmen, die Erhöhung der Zufriedenheit über ihren Arbeitsplatz, über Bildung, über Beratung zu erreichen oder eine gute Voraussetzung für eine berufliche Veränderung zu schaffen. Wie gesagt, 3 500 Frauen haben bisher schon FRECH konsumiert, und dieser Versuch ist sozusagen jetzt ein Pilotversuch, auf die Frauen in öffentlichen Räumen, Bibliotheken, Kindergärten, auf großen, öffentlichen, frequentierten Plätzen zuzugehen, sie dafür anzusprechen, durch Bildung und Weiterentwicklung letztendlich ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern, und sie somit vom Risiko der Arbeitslosigkeit zu bewahren. 

Ich denke mir, dieses Projekt ist ein sehr, sehr gutes: Es ist ein weiterentwickeltes, es ist ein qualifiziertes Projekt, und es passt sozusagen in das Angebot der Sozialdemokratie, auch wenn es darum geht, frauenspezifische aktive Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt für Frauen zu gestalten. Dort passt es gut hinein, und ich ersuche Sie daher um Zustimmung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir können zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 3 sind, um ein Zeichen. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei, beschlossen.

Wir können gleich zur Abstimmung über den von den ÖVP-Gemeinderäten eingebrachten Beschluss- und Reulotionsantrag betreffend Entlastung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler durch Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer kommen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit bekommen. Dagegen stimmten SPÖ und GRÜNE. – Im Übrigen danke ich für die Kooperation. 

Es gelangt nun die Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Wirbel - Institut für feministische Forschung und Praxis". 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Kato, wird die Verhandlungen einleiten.

Berichterstatterin GRin Sonja Kato: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben diesem Geschäftsstück im Ausschuss unsere Zustimmung nicht gegeben, und ich werde jetzt kurz erklären, warum nicht. Grundsätzlich sind wir, wenn es um Bildungsprogramme, wie etwa im vorhergehenden Aktenstück, aber auch um Ausbildungsprogramme für Frauen oder auch für Mädchen geht, immer gerne dabei. Was hier aber gemacht wird, ist etwas, das in letzter Zeit in Wien zu beobachten ist: Es gibt einen Trend, dass man anfängt, die Mädchen zu isolieren beziehungsweise die Geschlechter zu trennen. Das betrifft vor allem den öffentlichen Raum, Spielplätze und Parkanlagen. 

Warum ist es dazu gekommen? - Das, was jahrelang funktioniert hat - sieht man jetzt von den Reibereien ab, die es naturgemäß zwischen heranwachsenden Burschen und Mädchen, oder Buben und Mädchen, immer gibt und geben muss und die uns ja auch eine Lehre fürs Leben sind -, hat ausgeartet, indem es zu aggressiven Aktionen gekommen ist, wobei eben ein Teil, und das waren die Buben und Buschen, eine ganze Parkanlage oder einen Spielplatz verteidigt hat. Und ich glaube, die Forderung, dann die Mädchen, die dort keinen Raum mehr gefunden haben, sozusagen zu isolieren und ihnen eigene, für die Buben und Burschen unzugängliche Bereiche zu schaffen, kann nicht der richtige Weg sein. Wenn also der Grund die männliche Aggression gegen die Mädchen ist, dann muss man diese eindämmen. Und ganz offensichtlich hat es die hoch dotierte und vielfach eingesetzte Parkbetreuung nicht geschafft, hier einen Ausgleich zu schaffen, sonst wäre ja dieses Ansinnen nicht so stark zu beobachten.

Auf der anderen Seite darf man natürlich nicht vergessen, dass wir auch einen Trend haben - und hier sind es vor allem muslimische Eltern, in deren Tradition dies steht -, die Jugendlichen, vor allem pubertierende Jugendliche voneinander zu trennen. Und so kommt es dann dazu, dass wir im öffentlichen Raum mit öffentlichem Geld unsere Jugendlichen - die es bisher immer geschafft haben, sich ihren Platz zu finden - in eigene Zonen einteilen. 

Ich glaube, das ist etwas, dem wir absolut nicht zustimmen können, und ich muss schon sagen: Gerade die Pädagogen, die aus dem Bereich der Sozialdemokratie kommen, haben Jahrzehnte für eine Koedukation gekämpft, für ein gemeinsames und ein friktionsfreies Aufwachsen der Geschlechter! Wir haben gegen die getrennten Mädchen- und Bubenschulen gekämpft – deren Abschaffung wir ja heute fast lückenlos erreicht haben. Die Leute sitzen mittlerweile auch in der Kirche nicht mehr nach Geschlechtern getrennt. Die Buben dürfen auch in die Puppenecke – bitte, das war zu meiner Zeit im Kindergarten wirklich verboten! Wir sind über diese furchtbaren Grenzen zwischen Buben und Mädchen und Burschen und Mädchen Gott sei Dank hinweggekommen! Und ich glaube, das ist ein Rückschritt in die Zeiten von "Trotzkopf" oder von Mädchenpensionaten, wo man Mädels ausschließlich auf die Ehe vorbereitet hat, dass man jetzt wieder eigene Mädchen- und Bubenzonen macht. (Widerspruch von GRin Nurten Yilmaz.) Und das geht ja weiter: Es ist auch in den Schulen bereits der Trend im Sportunterricht – also nicht dort, wo wir es traditionsgemäß haben, weil es einfach aus sachlichen Zwängen so ist, sondern bereits in der Volksschule -, die Kinder etwa im Schwimmen zu trennen. 

Also das ist etwas, wo ich sagen muss: Wenn wir wollen, dass wir starke, freie und selbstbestimmte Frauen haben, dann sollen die Geschlechter, bitte, auch miteinander aufwachsen. Sie sollen sich ihre Zonen schaffen können, dagegen wollen wir nicht eintreten (GR Christian Oxonitsch: Jawohl! Daher: Mehr Frauen im FPÖ-Klub!), aber sozusagen vom abgezäunten Spielplatz bis hin in die arrangierte Ehe, diesen Weg wollen wir Freiheitliche sicher nicht gehen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Sonja Kato: Kollegin Matiasek, ich kann Sie beruhigen: Es findet viel statt im "Mädchengarten" in Simmering, aber es werden dort sicherlich keine Mädchen-Vorbereitungsseminare für die Ehe abgehalten. Ich gebe Ihnen Recht, wenn Sie am Schluss Ihrer Rede gesagt haben, es geht darum, dass man Mädchen zu starken, selbstbewussten und eigenständigen Frauen macht. Ja! Und genau deswegen unterstützt die Stadt Wien seit Jahren feministische Projekte – und zwar immer mit Gegenstimmen der FPÖ. Wenn Sie sagen, Sie sind immer gerne dabei, dann ist das eine Unwahrheit, weil Sie immer dann, wenn es um feministische Projekte geht, dagegen sind - und auch das ist ein feministisches Projekt, und feministische Projekte haben es nun einmal an sich, aus Mädchen oder Frauen starke und selbstbewusste Frauen zu machen. 

Es geht uns also darum, und der "Mädchengarten" in Simmering ist eine solche Maßnahme, genauso wie auch die zahlreichen Umgestaltungen und Neugestaltungen - die übrigens auch immer unter Einbeziehung der Mädchen stattfinden - in öffentlichen Parkanlagen dazu beitragen, nicht zu isolieren, sondern spezifische Angebote für spezifische Bedürfnisse zu schaffen. Um auf Ihre Erinnerungen an den Kindergarten zurückzukommen, was das Verbot der Puppenecke für die Buben angeht, so gebe ich Ihnen völlig Recht, dass es gut ist, dass wir das überwunden haben, aber tatsächlich war es auch und ist es auch in manchen Parks immer noch so, dass öffentlicher Raum von den Burschen dermaßen beansprucht wird, dass die Mädchen zurückgedrängt werden. Und wir stehen auf der Seite der Mädchen und wollen ihnen sozusagen ihre Räume gemeinschaftlich mit den Burschen, aber auch Räume des Rückzugs bieten, wo sie gärtnern können, wo sie basteln können, wo sie auch ihre Feste feiern können und wo sie sich auch einmal von den Burschen zurückziehen können. 

Ich kann also weiterhin nur darum bitten, dass Sie diesem Akt Ihre Zustimmung geben, und tue dasselbe. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Jene Damen und Herren, die für die Postnummer 4 sind, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien.

Der Berichterstatter, Herr GR Harwanegg, wird die Verhandlung einleiten. 

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats! 

Es geht bei diesem Geschäftsstück - der Herr Vorsitzende hat ja schon darauf hingewiesen - um eine Änderung der Geschäftseinteilung in zwei wesentlichen Punkten, und ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Madejski. - Bitte schön. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist dies natürlich ein sehr trockenes Aktenstück und betrifft nicht ein so emotionales Thema wie jenes, das wir heute schon beleuchtet haben. Trotzdem gehen die Emotionen wegen dieses Aktenstücks in einigen Dienststellen und in einigen Magistratsdienststellen der Stadt Wien schon sehr hoch. Ich weiß nicht, ob Sie in den Dienststellen immer das Ohr am richtigen Ort haben; ich darf Ihnen sagen - und ich habe selbstverständlich wesentlich weniger Zugang zu den Magistratsdienststellen, weil wir ja nicht an der Macht sind, trotzdem dringt das eine oder andere zu uns durch -: Die Situation, die sich bei der Umgliederung der Magistratsdienststellen darstellt, ist eine sehr unerfreuliche. Ich werde das auch gerne hier darstellen. 

Beginnen wir mit der Umstellung MA 46, 33, 28. - Die andere bedeutende Umstellung mit großen Auswirkungen, die Auflösung der 16er in die 50er, wird dann mein Nachredner, Herr GR Herzog, beleuchten und die Gründe darlegen, warum wir - das kann ich auch jetzt schon sagen - dieses Aktenstück ablehnen. 

Es hat viele Schwierigkeiten gegeben - und Herr StR Schicker weiß das natürlich; er ist jetzt nicht da, ich weiß nicht, wo er ist; vielleicht verhandelt er schon fürs Infrastrukturministerium, kann auch sein, und geht aus der Verantwortung hier; aber das hat er zu verantworten, mein Freund Schicker -, es hat viele Ungereimtheiten gegeben in der MA 46 - das wissen wir alle. Da hat es dann Disziplinarverfahren gegeben, es hat Kündigungen und Versetzungen gegeben und und und. Die MA 46 ist neu aufgestellt worden - so hat das zumindest gelautet -, und die Stadt Wien hat sich des KDZ, des Kommunalwissenschaftlichen Dokumentationszentrums der Stadt Wien bedient, das als externer Berater herangezogen wurde und die MA 46 ein Jahr lang komplett durchleuchtet hat, eine Strukturanalyse durchgeführt hat und ein Reorganisationskonzept mit zwei Varianten vorgelegt hat. Die eine Variante war die Reorganisation innerhalb der MA 46, und die zweite Variante war eine Reorganisation, die die MA 46, 18, 33, 28 und 65 gemeinsam betrifft.

Zu der zweiten Variante, die ich genannt habe, nämlich dass man hier alles zerschlägt und zergliedert, stellt das KDZ Folgendes fest - ich zitiere: 

„Die Umsetzung ist mit einem starken Eingriff in bestehende Organisationen, insbesondere der MA 46, aber auch der MA 28, 33 und 65 verbunden, was hohe Anforderungen an das Veränderungsmanagement mit sich bringt." - Das ginge ja noch: Veränderungsmanagement - muss man sich halt anstrengen.

Punkt 2: „Es entstehen neue Schnittstellen, die über die Abteilungen hinausgehen, insbesondere bei Routineerledigungen - neue Verkehrszeichen, neue Bodenmarkierungen -, und dann sind zwei Abteilungen beschäftigt", stellt das KDZ fest.

Drittens: „Für die Bezirke" - für alle – „besteht das Risiko einer größeren Unklarheit betreffend Ansprechpartner. Ein Bezirkssprecher, wie er derzeit bei der Variante 1" - nämlich bei der Nichtzerschlagung der MA 46 – „einen großen Teil der Verkehrsagenden des Bezirks abdeckt, ist nicht mehr gegeben" - wenn man sie zerschlägt.

Viertens: „Es besteht das Risiko, dass ein Bezirk mehrere Magistratsabteilungen koordinieren muss. Die Kundenorientierung verschlechtert sich deutlich gegenüber dem Status quo." (GR Godwin Schuster signalisiert Widerspruch.), sagt das KDZ. – Kollege Schuster, nicht so...! - Das ist ja nicht von mir, sondern das steht hier! Ich kann es dir ausdrucken, wenn du willst.

Fünftens: „Die Mehrzahl der Geschäftsfälle muss von zwei und mehr Magistratsabteilungen bearbeitet werden, was ein Nachteil wäre."

Das hat das KDZ festgestellt, und daraufhin hat sich die MA 46 mit dem externen Berater 2003/2004, dem KDZ, zusammengesetzt, und es ist eine eigentlich fast erstaunlich schnelle Umorganisation der MA 46 ins Laufen gekommen. Und das Ergebnis - und das ist interessant - wurde hier (Der Redner hält ein Dokument in die Höhe.) festgehalten, nur ist das nie mehr erschienen. Das wird nicht mehr gedruckt, weil es am Tag des Drucks hinfällig war, weil sich irgendwelche Persönlichkeiten in der Stadt Wien aus persönlichen Befindlichkeiten gedacht haben: Wir ändern das alles!

Das muss man sich einmal vorstellen: Man zahlt Millionen an das KDZ, es sind Dutzende Mitarbeiter eineinhalb Jahre lang beschäftigt, erstellen ein komplett neues Organigramm - komplett neu! -, haben den Andruck einer neuen Broschüre - komplett mit 31 Seiten (Der Redner hält das Dokument erneut in die Höhe.) -, und dann sagt man: Wisst ihr, was? Das könnt ihr euch alles in die Haare schmieren - auf Wienerisch -, es kommt ganz anders! - Das ist wirklich unglaubliche Geldverschwendung und durch nichts mehr zu begründen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe Ihnen jetzt vorgelesen, was das KDZ zu Variante 2 gesagt hat, nämlich zur Zerschlagung.

Jetzt komme ich zu der Zerschlagung, was die Verkehrslichtsignalanlagen betrifft. Das ist nämlich der Hauptpunkt, und das muss ja einen Hintergrund haben, warum man eines der Hauptgeschäftsfelder der MA 46, nämlich die Verkehrslichtsignalanlagen, dieser Magistratsabteilung wegnimmt und einer Magistratsabteilung überträgt, die bis dato eher - ich will jetzt nicht sagen, unbedeutend war, ich will es nicht abwertend formulieren, denn die Uhren in der Stadt Wien und die Beleuchtung sind auch wichtig, aber die MA 33 hat im Verkehrsgeschehen eher eine marginale Rolle gespielt. Die MA 33 hat nämlich in den letzten zwei Jahren mindestens zehn Leute versetzen lassen - die gibt es nicht mehr; diese Abteilung ist also geschrumpft. Interessanterweise - ich habe sogar die Liste hier vorliegen; ich brauche sie aber jetzt nicht, denn das weiß ohnedies ein jeder - kommen genau zehn Leute wieder von der MA 46 in die MA 33, obwohl sie in der MA 46 sehr zufrieden waren, obwohl sie dort super gearbeitet haben und alles für die Verkehrslichtsignalanlagen gemacht haben.

Der einzige Vorteil, den es hier gibt, ist die gemeinsame Machtverwaltung. Das ist kein Spaß: Es haben nämlich beide, MA 33 und MA 46, jeweils verschiedene Papiere entwickelt, wobei jede Seite gesagt hat, was der Vorteil und der Nachteil, das Risiko und das Nicht-Risiko ist. - Selbstverständlich ist das etwas subjektiv, das gebe ich schon zu, ich vertraue aber den Ausführungen der MA 46 wesentlich mehr als jenen der MA 33, denn die MA 33 behauptet in ihrem Gutachten, das ich auch vor mir liegen habe, genau das Gegenteil von dem, was das KDZ in eineinhalb Jahren im Zusammenhang mit der Erstellung des Organigramms in seiner Arbeit mit der MA 46 und als Beraterfirma gesagt hat. 

Die MA 33 sagt nämlich Folgendes: Der Vorteil, wenn wir die Verkehrslichtsignalanlagen haben, ist der einheitliche Ansprechpartner im Bezirk. - Erinnern Sie sich: Das KDZ hat gesagt - das ist daher ein Blödsinn -, es sind mindestens zwei Ansprechpartner!

Zweiter Vorteil: Rasche und kompetente Auskünfte, gleiche Datenbasis für betriebliche Aufgaben. - Stimmt auch nicht, überhaupt nicht! Das KDZ hat genau das Gegenteil festgestellt.

Und das Beste ist: Kompetenz und rasche Reaktion gegenüber den KundInnen rund um die Uhr. - Das ist auch nicht richtig, weil es mindestens zwei bis drei Ansprechpartner gibt.

Der Nachteil – das schreibt auch die MA 33, und das ist natürlich der eminente Nachteil; es gibt zwei, aber das ist ein ganz eminenter –: Es gibt keine Kontaktstelle der MA 33 zur Polizei. Die MA 46 ist jene Dienststelle gewesen, die in den letzten Jahren bei Verkehrskontrollen, beim Fuhrpark für LKW sehr umfangreiche und gute Kontakte mit der Wiener Polizei aufgebaut hat, und das ist ganz wichtig, vor allem bei Begehungen, bei Bewilligungen von Ampelanlagen - und das wird in Zukunft die MA 33 machen. Sie schreiben sogar hinein, als einzigen Nachteil: „Schnittstelle zur Verkehrsbehörde ist noch erforderlich." 

Am 10. Oktober, wie ich von Herrn StR Schicker höre, sollen die Umbauten der MA 33 fertig gestellt werden - die übrigens sehr teuer sind und teilweise unnötig sind. - Gut, wir werden sehen, wie das funktioniert. Ich sage Ihnen, es hat einen anderen Hintergrund: Der Hintergrund ist der, dass man ja auch die MA 33 im nächsten Jahr – wenn es stimmt, was ich höre – bis zum Jahresende mit der MA 28 im Bereich Bau fusionieren wird und den Betrieb auslagern wird. Und genau jetzt sind wir dort: Es geht auf Umwegen wohin? - In die Ausgliederung geht es! Es geht schnurstracks in die Ausgliederung der Verkehrslichtsignalanlagen als Betrieb - eine so genannte Privatisierung, die überhaupt keine ist, wie die Wiener Hausbetreuungs GmbH, die Außenbetreuungs GmbH und und und. Und vor allem: Man braucht sich mit dem Bezirk nicht mehr herumzustreiten, man braucht keine Ausschreibungen mehr zu machen, im Zuge derer sich die Leute, die Opposition oder die Gemeinderäte anschauen: Wieviel kostet denn überhaupt eine Verkehrslichtsignalanlage, ob sie jetzt von Siemens ist, von GESIG, oder wie sie alle heißen?, sondern man kann neue Firmen nennen. Und da gibt es schon einen Ansatz: Der Herr Stadtrat hat auf Wunsch, wie ich höre, bei einer Verkehrslichtsignalanlage eine eigene Firma in die Ausschreibung gebracht, eine vierte Firma. Bisher sind es drei Firmen gewesen, die es sich aufgeteilt haben - auch nicht immer zur Zufriedenheit, aber immerhin hat man es durchschaut, und man hat es kontrollieren können. – Nur leider: Die Baudirektion hat diese Firma abgelehnt, die Magistratsdirektion hat diese Firma abgelehnt; diese Firma hat keine Gewerbeberechtigung, die kennt überhaupt niemand.

Na gut, man ist jetzt zu einem anderen Schmäh gekommen: Man hat sich mit einer zweiten Firma zusammengetan, hat wieder bei einer Verkehrslichtsignalanlage angeboten. Man hat es wieder nicht gewonnen, weil man keine elektrotechnische Gewerbeberechtigung hat. 

Was hat man gemacht? - Man hat sich einen kleinen Elektriker – der eh schon knapp vor dem Abkratzen war - in einem Wiener Gemeindebezirk geholt, und dieser ist jetzt der gewerberechtliche Geschäftsführer dieser neuen GesmbH. Der wird wahrscheinlich, außer das Material zu kaufen und das Löten von ein paar Stellen durchzuführen, ohnedies nichts machen - und die Firma des Herrn Stadtrats oder irgendjemands, der da Interessen hat, wird bei den neuen Verkehrslichtsignalanlagen mit den anderen mitmischen. 

Und ich garantiere Ihnen: In zwei, drei Jahren ist das die nächste Ausgliederung, wo die Opposition, die Gemeinderäte keinen Einfluss mehr haben, keine Information mehr bekommen. Und dagegen muss man sich radikal wehren, daher sind wir gegen diese Umlagerung! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ich habe vor zirka drei Wochen eine Pressekonferenz abgehalten. Das ist natürlich im Zuge des Wahlkampfs ein bisschen untergegangen, aber offensichtlich haben sehr viele Magistratsmitarbeiter das mit Erstaunen gelesen, haben mir gratuliert, dass es endlich einen gibt, der aufzeigt, dass diese Umstellung sinnlos ist. Und - ich will das jetzt nicht zitieren - wir werden einer staunenden Öffentlichkeit in den nächsten Wochen Einzelheiten von diesen wirklich skandalösen Vorkommnissen in manchen Dienststellen berichten. 

Doch lassen Sie mich nur zum Abschied noch eines sagen - nicht zum Abschied, sondern zum Ende meiner Rede (Heiterkeit), der Abschied kommt erst, das ist jetzt noch nicht der Fall; da würden sich vielleicht manche freuen, aber es ist noch nicht so weit -: 

60 Prozent - und das betrifft jetzt die MA 33 - aller Anlagen im Bereich Licht in Wien sind ohne Befund! Das ist ein Skandal, denn alle fünf Jahre sollten 100 Prozent geprüft werden. Und diese Abteilung, die MA 33 - wo die Mitarbeiter überhaupt nichts dafür können, dass das so ist, weil diese Abteilung in den letzten zwei Jahren von einigen wenigen in Grund und Boden gefahren wurde -, will uns jetzt sagen, wie man in Zukunft wo Verkehrslichtsignalanlagen baut. Aber die Bodenmarkierung bleibt bei der MA 46. Das ist auch wirklich unglaublich: Die einen werden die Ampeln bauen, die anderen werden die Bodenmarkierungen machen. Bisher war das alles – sinnvollerweise - in einer Magistratsdienststelle. Das heißt, es gibt hier schon wieder Doppelgleisigkeiten. 

Und damit es nicht zu dem kommt, was bei der Thaliastraße letztes Jahr der Fall war - da ist ganz plötzlich aus dem Zentralbudget für Licht, künstlerische Gestaltung sehr viel Geld hinausgeschmissen worden, es ist nie kontrolliert worden, man hat externe Berater aus Deutschland geholt und und und -, müssen Seilschaften, die es hier gibt, aufgedeckt werden, meine Damen und Herren! 

Und zum Schluss: Es werden in diesem Bereich – MA 46 zu MA 33 - mutwillig von der SPÖ auf Grund persönlicher Befindlichkeiten und Überlegungen Auslagerungen in der Zukunft in Kauf genommen und gut funktionierende Organisationsformen - die vielleicht verbesserungswürdig sind, aber in der MA 46 zu bleiben haben - ruiniert. 

Lassen Sie mich abschließend noch einmal vorlesen, was das KDZ zusammenfassend geschrieben hat: 

„Auf Grund der massiven Nachteile dieser Variante", nämlich der Zerschlagung – das ist nicht von mir, sondern vom KDZ; eineinhalb Millionen wurden dafür ausgegeben – „wurde sowohl auf Ebene der Magistratsdirektion" – höre, höre! – „als auch auf politischer Ebene der SPÖ der Variante 1" - nämlich der Nichtzerschlagung – „der Vorzug gegeben. Im Jahre 2003 wurde unter Beiziehung der Firma KDZ als externer Coach die Umorganisation der MA 46 durchgeführt." - Das habe ich Ihnen präsentiert: Das war das Ergebnis, das nie gedruckt wurde, weil es einen Tag zuvor eingestellt wurde. – „Im Konzept des KDZ war die Gruppe VLSA" - also die Verkehrslichtsignalanlagen – „stets zentral angesiedelt, währenddessen die Behördenangelegenheiten, Planungsagenden, Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen dezentralisiert wurden, in fünf Gruppen. Grund hierfür war die hohe fachliche Spezifikation bei der Planung und Errichtung der VLSA in Wien. Die Umorganisation der MA 46 wurde von der damaligen Magistratsdirektion, Dr Nussgruber, kontrolliert und endabgenommen. In keinem der Gespräche wurde von der vorgesetzten Dienststelle eine Ausgliederung der Agenden Verkehrslichtsignalanlagen gefordert."

Wer wirklich Interesse daran hat, das werden wir in den nächsten Jahren sehen. Wir bleiben am Ball - in diesem Fall wirklich - und werden dem Akt wegen dieses einen Grundes und wegen eines anderen, den Kollege Herzog erläutern wird, ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

Nur so nebenbei gesagt: "Abschließend" klingt besser als "zum Abschied", Kollege Madejski. Ich hoffe, das war nicht ein Freud’scher Versprecher!

Bitte, Herr Klubobmann Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die vorliegende Änderung der Geschäftseinteilung ist unstrukturiert, falsch und teuer. Aber das passt in ein System hinein, in dem man sich mit Fragen der Geschäftseinteilung nicht strukturiert auseinander setzt. Wir fordern seit Jahren Diskussionen über eine Verfassungsreform, über eine Modernisierung der Struktur dieser Stadt. Wir stellen fest, dass es, seit die ÖVP im Jahr 2001 aus der Regierung ausgeschieden ist, keinerlei Reformen mehr hinsichtlich der Demokratie in dieser Stadt gegeben hat. Damals beispielsweise ist im Bereich von Untersuchungsausschüssen, im Bereich der Möglichkeit, den Rechnungshof einzuschalten und so weiter, einiges geschehen. Seither herrscht Stillstand. 

Dieser Stillstand ist auch festzustellen, was die Verwaltungsstrukturen betrifft. Der damalige Vizebürgermeister Bernhard Görg war es, der einen Prozess einer Verwaltungsreform beziehungsweise diesbezügliche Untersuchungen eingeleitet hat, nur: Mit seinem Ausscheiden aus der Stadtregierung hat die SPÖ aufgehört, sich selbst zu hinterfragen, obwohl das dringend notwendig wäre. 

Wir sind der Ansicht, dass Diskussionsprozesse, die in der Vergangenheit stattgefunden haben, etwa betreffend die Frage: Wie soll die Stadtverfassung dieser Stadt aussehen?, dringendst wieder aufgenommen werden sollen. Das beginnt bei der Struktur, in der etwa dem Bürgermeister die Stellung eines Quasi-Monarchen zukommt - das ist so nachzulesen bei Staatsrechtlern wie Manfried Welan, der hier von einer Bürgermeistermonarchenverfassung spricht. Wir glauben, dass hier im 21. Jahrhundert tatsächlich demokratische Strukturen eingeführt werden sollten und dass auch der Bürgermeister ein Bürgermeister des Arbeitens sein sollte, und nicht ein Monarch. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Änderung der Geschäftseinteilung sollte in Richtung Zukunftsorientierung, in Richtung mehr Schlagkraft, in Richtung mehr Schlüssigkeit gehen. Das können wir überhaupt nicht feststellen. Bei der Ressorteinteilung handelte es sich nur um ein Fortschreiben von Strukturen, um ein Ausgleichen von SPÖ-internen Parteistrukturen: Da muss es an die eine Bezirksparteiorganisation gehen und dann an die andere Bezirksparteiorganisation, da geht das in den einen Clan oder in den anderen. Aber das sind nicht jene rationalen Kriterien, die heute notwendig wären, damit eine Millionenstadt wie Wien ordentlich regiert wird. 

Wir können daher das alles nur ablehnen und die Wiener SPÖ – die sich jetzt sechseinhalb Jahre lang darauf ausgeruht hat, immer vom bösen Bund zu sprechen – nur auffordern: SPÖ Wien, fangt an, endlich für diese Stadt und für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt zu arbeiten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin immer wieder erstaunt, wie so trockene Materien – und als trocken hat sie auch Kollege Madejski bezeichnet - doch so viel Phantasie hervorrufen können. Es ist ja wirklich erstaunlich, wie man im Zusammenhang mit Dingen, die doch im Wesentlichen technisch-juris-
tische Fragen betreffen, natürlich verbunden mit Synergieeffekten - und es ist doch besser, wenn man eine Geschäftseinteilung modernisiert -, Fragen, bei denen es aber doch primär um technische Angelegenheiten geht, dann derartige inhaltliche Ausführungen wie Kollege Madejski vorbringen kann. Also eine gewisse Phantasie ist vorhanden, aber mit der Sache selbst, Herr Kollege, hat das nichts zu tun. - Das wollte ich einleitend sagen. 

Zum Kollegen Tschirf möchte ich Folgendes sagen: Über verfassungsrechtliche Fragen des Landes Wien, der Stadt Wien kann man auch intensiv diskutieren, aber das muss auch nicht unbedingt anhand dieser Geschäftseinteilungsänderung erfolgen. 

Ich möchte nur eines richtig stellen: Die Sachen mit den Untersuchungskommissionen sind beschlossen worden, als wir schon wieder die absolute Mehrheit, also schon wieder die Alleinregierung innehatten. Ausgearbeitet ist es vorher worden, aber beschlossen haben wir es in der Alleinregierung, mit absoluter Mehrheit, mit Ihren Stimmen. Das war ein gemeinsames Projekt, aber wir halten unser Versprechen. Ich hoffe, dass das umgekehrt genauso sein wird. - Das dazu. (Beifall bei der SPÖ.)

Was die Sache selbst betrifft, so kann ich mich an sich kurz halten:

Die erste Sache, betreffend die MA 3, ist, glaube ich, gar nicht angesprochen worden. Sie entspringt einem EuGH-Urteil, wonach wir eben angehalten sind, die Präventivdienste nicht mehr nach außen zu vergeben, und deshalb kommt das jetzt zur MA 3. 

Die zweite Sache war, dass die Schlichtungsstellen, die MA 16, in die MA 50 eingegliedert werden. Das halte ich auch als Unterausschussvorsitzender für eine sehr sinnvolle Sache, für eine wirklich gute Sache, die Synergien bringt, dass Wohnbauförderung und Schlichtungsstellen hier dann noch besser zusammenwirken können und in einer gemeinsamen Abteilung sind. 

Die dritte Sache, betreffend die ASFINAG, ist auch etwas, was uns mehr oder weniger vorgegeben wurde, weil es eben so ist, dass der Vertrag mit der Stadt Wien, wonach Wien die Bundesstraßen erhalten soll, aufgelöst wurde. Und jetzt sind eben die Bediensteten zuzuweisen. Das haben wir mit einem Zuweisungsgesetz auch bereits gemacht, und heute handelt es sich ja praktisch nur um das Nachvollziehen in der Geschäftseinteilung. 

Diese Zuweisung ist damals auch vollkommen im Einvernehmen mit der Personalvertretung geschehen und ist meiner Ansicht nach auch kein Problem.

Der vierte Punkt ist am meisten vom Kollegen Madejski kritisiert worden. Auch hier verstehe ich es eigentlich nicht, weil ich es grundsätzlich für positiv halte, dass man die MA 46 mit der MA 33 zusammenlegt (GR Dr Herbert Madejski: Organisatorisch ist das nicht möglich!), weil einfach die Abläufe besser sein werden. Es ist einfach so, dass künftig die Vergabeverfahren noch mehr optimiert werden. Der gesamte Ablauf von der Vergabe bis zur Abrechnung kann praktisch noch besser erfolgen. Durchaus scheinen mir auch Stellungnahmen einleuchtend, die sagen, dass eben bisher parallel arbeitende Gruppen in neuen Bezirksteams zusammengefasst wurden. Diese sind dann für beide Bereiche gleichzeitig zuständig, also für Ampeln und Licht. Das ist eben das One-Stop-Shop-Konzept, das sich, glaube ich, in einer modernen Verwaltung schon immer mehr ausweiten sollte. Die Bezirke haben einen gemeinsamen Ansprechpartner. Das wollten die Bezirke immer haben, das haben die Bezirke immer eingefordert. Das kommt aus den Bezirken und wird jetzt verwirklicht. Also ich glaube, das ist durchaus positiv.

Die neuen Bezirksteams für Ampeln und Licht haben weiters den Vorteil, dass Bauarbeiten nun schneller, termingenauer und kostengünstiger durchgeführt werden können. Maste, Kabelgräben und Baumethoden sind bei Licht und Ampeln heute ident und können innerhalb des Teams schneller und besser abgestimmt werden. Störungen können zukünftig schneller behoben werden, für noch mehr Verkehrssicherheit und kürzere Verkehrsbeeinträchtigungen, falls es welche gibt.

Also alle vier Materien der Geschäftseinteilung scheinen mir logisch, sinnvoll und durchdacht. Daraus jetzt fast eine ideologische Auseinandersetzung zu machen, scheint mir überflüssig. (GR Dr Herbert Madejski: Das KDZ hat das gesagt!) Es ist eine gute Geschäftseinteilung, der wir sehr gerne zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Pflichtübung erfüllt!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Herzog hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Berichterstatter!

Was noch zu besprechen ist, ist die Zusammenlegung der MA 16, der Schlichtungsstelle, und der MA 50. Die Frage ist, ob das in irgendeiner Form Vorteile für jemanden bringt. Das ist sehr fraglich. Die MA 16 gerät sicherlich dadurch, dass sie jetzt eine untergeordnete Dienststelle im Rahmen der MA 50 wird, in Gefahr, an Beweglichkeit und vor allem an Ortsnähe zu entbehren und für den Bürger nicht mehr in diesem Ausmaß zur möglichen Verfügung zu stehen.

StR Faymann hat es damit begründet, dass kürzere Abläufe anzustreben sind, dass eben die zwei Jahre, die oft genug für die Abwicklung von Verfahren notwendig sind, gesenkt werden müssten, dass weiters, das war ganz interessant, auch eine Ausweitung des Geschäftsbereichs als neuer Schwerpunkt eingeführt werden sollte, nämlich dass auch die Hauseigentümer, die Immobilienbesitzer, in Bezug auf die Sanierung verstärkt in die bisherige Schlichtungsstelle in der Beratung und in der Erledigung eingebaut werden sollen, was mit anderen Worten nur heißt, dass eine deutliche Mehrbelastung dieser Schlichtungsstelle notwendig sein wird. Die neuen Abläufe sind notwendig, gar keine Frage. Warum sie die MA 50, wie es der Herr Stadtrat vorschlägt, organisieren müssen, ist eigentlich nicht erkennbar.

Des Weiteren wird festgestellt, das ist der wesentlichste Punkt, es gibt keine Personalaufstockung. 

Was für mich jetzt im Mittelpunkt steht, ist, dass durch diese Zusammenlegung für die Bürger die Erreichbarkeit der bisherigen Schlichtungsstellen durch die Schließung des Parteienverkehrs in den diversesten Dienststellen schwieriger wird. Es wird also längere Anlaufwege und größere Mühen für die Bürger, diese Dienststellen zu erreichen, wo nunmehr der Parteienverkehr stattfindet, geben. Diese Neueinteilung, wo gar nicht so wesentlich ist, ob das im Rahmen der MA 50 oder MA 16 allein stattfindet, und das ist, glaube ich, das Entscheidende, wird nur zarte Veränderungen in Bezug auf die Rahmenbedingungen bringen. Denn was vorgesehen ist, ist im Grunde genommen eine bloße Symptomkur, umsonst, eigentlich nichts. Gewisse Synergieeffekte sind angestrebt, ob sie eintreten werden, wird man erst sehen.

Die Frage, ob zum Beispiel bei der Hilfe beim Einreichen der Anträge und beim Vorbringen der eigenen Klagen, die notwendig sind, eine Notwendigkeit besteht, dass das nunmehr nicht eine selbstständige MA 16 macht, ist eigentlich nicht einzusehen. Dass die Klarheit der Beibringung der Unterlagen verstärkt werden muss, ist auch keine Aufgabe, die die Zusammenlegung von zwei Magistratsabteilungen begründet. Solche Maßnahmen sind vielleicht hilfreich, sie bringen da und dort Entlastung, das mag sein, aber diese Tätigkeiten sind alles in allem auch im Rahmen der bisherigen MA 16 möglich gewesen.

Das Entscheidende ist, Dienststellen wie die Schlichtungsstellen, ob sie selbstständig oder im Rahmen der MA 50 geführt werden, leiden in erster Linie daran, dass ein ungeheurer Wust von Wünschen, Anträgen und Einreichungen an sie erfolgt und dass die personelle Situation der Schlichtungsstellen völlig unzureichend ist. Man wird mit den hier angestrebten Methoden vielleicht da und dort eine Entlastung erreichen, aber es wird nicht im geringsten gelingen, die bisherige Wartefrist von zwei Jahren, die oft genug erreicht wird, bei den einzelnen Anträgen deutlich zu senken und nur annähernd in die Nähe von sechs Monaten, wie es im Außerstreitverfahren vorgesehen ist, zu bringen. 

In dem Sinn ist also die Zusammenlegung in der Sache nicht hilfreich und wäre in der Sache auch nicht einzusehen. Wir können uns nicht dafür aussprechen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen des Gemeinderats!

Kollege Stürzenbecher ist schon auf wesentliche Punkte eingegangen, die aus der Diskussion hervorgegangen sind.

Ich möchte nur zu meinem Vorredner sagen, wir kennen alle die Situation bei den Schlichtungsstellen, die unterschiedliche Anzahl von Anträgen zur Bearbeitung und natürlich die Probleme, die es in diesem Zusammenhang durchaus gibt. Daher waren hier Überlegungen zu einer Reform notwendig. Ich sehe auch einen Zusammenhang ähnlich der strukturellen Änderungen bei Wiener Wohnen, wo wir Schwerpunkte geschaffen haben. Daher ist die Frage des Standorts heute, in Zeiten der Elektronik, nicht mehr so bedeutend, weil die Akten dementsprechend auch in anderen Stellen bearbeitet werden können.

Ich ersuche daher abschließend um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 5 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Volkspartei und der Freiheitlichen, beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattungen und die Verhandlungen über die Postnummern 6, 7, 8, 9, 10, 12 und 13 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine sowie einen Rahmenbetrag, zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Gibt es nicht, dann werden wir so verfahren. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, leitet bitte ein.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es wird nicht überraschen, dass wir zu den vorliegenden Geschäftsstücken unsere Zustimmung nicht geben. 

Hier geht es wieder einmal, wie fast in jeder Sitzung, auch um die Subventionierung von Vereinen, die sich in erster Linie der Tätigkeit der Betreuung, der Information und der Beratung von Zuwanderern und Asylwerbern widmen. Wir sind vor allem deshalb dagegen, das in vollem Umfang so zu finanzieren, weil es ein deutliches Ungleichgewicht mit der Vereinstätigkeit, wie sie bei uns in Österreich lange eine sehr gute und sehr wichtige Tradition hat, gibt, nämlich dass sich Vereine, die sich der Beratung, der Betreuung, dem Sozialen, aber durchaus auch dem Gesundheitswesen, dem Zivilschutz, dem Bereich des Sports und der Kultur, diesen Tätigkeiten widmen, zu einem Großteil von ehrenamtlicher Tätigkeit getragen werden. 

Es gibt genug Studien, die beweisen, gäbe es diese vielen ehrenamtlichen Mitarbeiter, diese vielen ehrenamtlich Tätigen, die ihre Freizeit, ihre Energie zur Verfügung stellen, nicht, dann würde vieles im System des Sozialen, der Gesundheitsversorgung, des Umweltschutzes, des Sports und der Kultur zusammenbrechen oder wäre nicht mehr leistbar. Vor diesem Ungleichgewicht stehen wir, weil sämtliche Vereine, die sich in Wien der Betreuung, Information und der Beratung der angesprochenen Personengruppen widmen, fast ausschließlich mit bezahlten Mitarbeitern arbeiten. Das Thema Ehrenamt ist hier kein Thema, wenn, allenfalls ein Randthema. 

Das finden wir absolut nicht richtig, sondern ganz im Gegenteil sind wir Freiheitlichen der Meinung, dass auch die, die zu uns kommen, hier leben wollen und schließlich an diesem System partizipieren, ebenfalls dazu angehalten werden müssen, auch in diesem Gedanken der ehrenamtlichen Tätigkeit in solchen Vereinen informiert und angehalten werden, diesem Gedanken Rechnung zu tragen. Das heißt, wir sollten dazu übergehen zu versuchen, diese Beratungs- und Betreuungstätigkeit, die durchaus eine ist, die man in Kursen erlernen kann, wie das etwa in Rettungsdiensten oder in anderen Bereichen, wo Freiwillige tätig sind, üblich ist, in Richtung Freiwilligkeit, unbezahlte Tätigkeit, ehrenamtliche Tätigkeit zu fördern und zu fordern. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es sind überall Freiwillige!)

Wir haben diesbezüglich einen entsprechenden Antrag eingebracht. Mein Kollege aus dem Integrationsausschuss, David Lasar, und ich bringen in der heutigen Sitzung den Antrag ein, der da heißt: 

„Die vielen Vereine, die sich der Betreuung und der Beratung von Zuwanderern und Asylwerbern widmen, mögen dazu angehalten werden, ihre Tätigkeiten zunehmend durch ehrenamtliche Mitarbeiter auszuführen. Entsprechende Informationen sollten den Vereinen über die subventionsgebende Stelle, die MA 17, zugehen. Vereine, die sich diesem System nicht anpassen wollen, sollen deutlich verminderte Subventionen erhalten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert.“ (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Sie waren noch nie in einem solchen Verein! Sie haben sich noch nie einen Verein angeschaut, über den Sie jetzt urteilen! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es sind überall Ehrenamtliche tätig!)
Selbstverständlich! Wir lesen ja die Akten und sehen genau, dass eine Reihe von bezahlten Mitarbeitern und die ständigen Mittelaufstockungen, die wir zu genehmigen haben, zeigen, dass man mit den Mitteln niemals auskommt, sondern im Gegenteil immer noch mehr verlangt wird, um diese Tätigkeiten überhaupt auszuführen. (GR Godwin Schuster: Sie wissen nichts über die Aufgaben dieser Vereine!) Das heißt, auch hier muss analog zu unseren sozialen Vereinen die ehrenamtliche Tätigkeit sehr wohl Einzug finden und damit die öffentliche Hand entlasten. 

Wir haben jetzt verstärkt, gerade in diesen Geschäftsstücken, die Elternbildung, die Erwachsenenbildung. Hier soll die öffentliche Hand aufkommen. Auf der anderen Seite wollen Sie eine andere Bildungseinrichtung, nämlich den Kindergarten, nicht für alle frei zugänglich machen. Das ist ein Ungleichgewicht zu Lasten der Österreicher! Dem werden wir sicher entgegentreten! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Sie haben keine Ahnung von sozialen Vereinen!)
Wie die Wertschätzung dieser sozialen und anderen Vereine mit ehrenamtlicher Tätigkeit aussieht, zeigt sich, in dem immer wieder Minister, Landeshauptleute und Bürgermeister sich gern hinstellen und Ehrungen in diesem Bereich, ich sage auch, zu Recht, vornehmen. Bitte lassen Sie diesen Gedanken doch auch in diesen Vereinen Einzug finden! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Von der FPÖ ist man vor allem im Bereich der Integrationspolitik einiges gewohnt. Aber so eine Chuzpe habe ich eigentlich seit langem nicht mehr gehört, muss ich sagen. Da zeigen Sie wieder einmal, wie viel Ahnung Sie vom Bereich der Integration haben, nämlich null, indem Sie verlangen, eine Arbeit, die höchste Professionalität verlangt und auch bedeutet, soll nicht kontinuierlich, sondern von irgendwelchen Leuten auf freiwilliger Basis gemacht werden. 

In dem Zusammenhang kann ich mir eigentlich eine sarkastische Bemerkung nicht verkneifen. Ich bringe Ihnen ein Beispiel, wo es ganz viel Ehrenamtlichkeit gibt und wo ganz viele Migrantinnen und Migranten freiwillig gern und unbezahlt arbeiten: zum Beispiel im Bereich der Gebetshäuser und der Moscheen. Das ist genau der Punkt, den Sie am Vormittag zu skandalisieren versucht haben, was Sie nicht haben wollen, wo Sie sich beklagen, es gäbe zu viele Gebetshäuser, es gäbe zu viele Moscheen. Also dort, wo Menschen sich ehrenamtlich und freiwillig engagieren, ist es Ihnen auch ein Dorn im Auge! Dort, wo halbwegs professionelle Arbeit stattfindet und selbstverständlich auch aus öffentlichen Mitteln gefördert werden soll, ist Ihnen das auch ein Dorn im Auge! Das zeigt wieder einmal, dass Sie keine Integration wollen! 

Selbstverständlich werden wir diesem Antrag nicht zustimmen, weil es wäre noch schöner, dass wir in dem Bereich der Arbeit, die sowieso viel zu lange ehrenamtlich und unterbezahlt stattgefunden hat, noch einmal sozusagen ins Steinzeitalter zurückgehen und verlangen, alles soll irgendwie ehrenamtlich gemacht werden. 

Bei diesen Menschen, von denen Sie in dem Zusammenhang immer sprechen beziehungsweise in Begriffen, wie die Menschen, die zu uns kommen wollen, möchte ich darauf hinweisen, die Menschen leben hier schon seit Jahren und Jahrzehnten. Ich bin einer von diesen Menschen. Ich fühle mich ständig angesprochen und persönlich von Ihren Ausgrenzungsversuchen beleidigt, indem man immer ein Wir und ein Sie schafft. Die Menschen, die zu uns kommen wollen und wir, die wir da stehen. Sie versuchen ständig, diese Differenzierung zu machen und ständig zwischen den Menschen zu trennen. Diese Menschen, die schon seit Jahren und Jahrzehnten hier leben, zahlen wie Sie und ich ihre Steuern und haben selbstverständlich auch das Recht, von Leistungen dieser Stadt, dieser Kommune und dieses Landes zu profitieren. Es ist nur gut und richtig, dass die Stadt Wien in diesem Bereich Integrationsbemühungen fördert. 

Mein zweiter und letzter Punkt ist die Arbeit einer Nichtregierungsorganisation, die seit Jahrzehnten eigentlich sehr sinnvolle Arbeit im Bereich der Asylwerber, Asylwerberinnen und anerkannten Flüchtlinge leistet. Das ist die Betreuungs- und Beratungsorganisation "Asyl in Not". Diese Organisation bekommt seit dem Jahr 2000 keine öffentlichen Fördermittel vom Innenministerium mehr, hat eine Zeitlang vom Wiener Integrationsfonds Fördermittel bekommen, die eigentlich, seit der Wiener Integrationsfonds in eine Magistratsabteilung umgewandelt wurde, weniger geworden sind. Im Jahr 2005 waren es ganze 5 000 EUR, die "Asyl in Not" von der Stadt Wien bekommen hat. Auch die sollen nun wegfallen. Das ist die Information, die den Vereinsleuten mitgeteilt wurde und die sie natürlich überhaupt nicht freut, weil wenn diese sehr geringen Mittel, nämlich ganze 5 000 EUR, auch noch wegfallen, wäre die Organisation gänzlich auf Spenden angewiesen und würde sozusagen ihre Existenz wahrscheinlich nicht mehr fortsetzen können. 

Diese Vorgehensweise der MA 17, respektive der Stadt Wien, ist nicht nachvollziehbar, zumal "Asyl in Not" auch bescheinigte wurde, gute Arbeit geleistet zu haben. Die Endabrechung wurde problemlos angenommen und abgenommen. Das widerspricht auch bestimmten Aussagen von bestimmten FPÖ-Gemeinderäten, die von Unregelmäßigkeiten in den Finanzen gesprochen haben. Ich habe vor mir ein Schreiben der MA 17 an "Asyl in Not" liegen, datiert mit 28. Juni 2006. Zitat: „Vielen Dank für die Übermittlung der Endabrechnung für das Projekt 'Check in Integration'. Auf Grund der vorgelegten Unterlagen gilt der Verwendungsnachweis als erbracht und die Subvention als endabgerechnet. Die Stadt Wien dankt für die gute Zusammenarbeit und wünscht viel Erfolg für die Zukunft!" 

Deshalb ist uns nicht nachvollziehbar, warum selbst diese mickrigen 5 000 EUR jetzt wegfallen sollen, zumal es bei der Stadt Wien und bei der zuständigen Stadträtin durchaus Einsicht zu geben scheint, dass es notwendig ist, dass Menschen nicht nur nach einem langen Asylverfahren, sondern auch während eines Asylverfahrens gefördert werden. Ich zitiere aus dem "Falter", Nummer 36 aus 2006, wo StRin Wehsely in Bezug auf das Projekt "Perspektive" des Beratungszentrums für MigrantInnen, um anerkannte Flüchtlinge beim Arbeitsmarktzugang zu unterstützen, zitiert wird: „Sonja Wehsely, Stadträtin für Integration und Frauenfragen, will dieses Arbeitskräftereservoir nun für Wien nutzen und unterstützt 'Perspektive', damit die" - Zitat – „Human Ressourcen dort eingesetzt werden, wo sie hingehören und die Menschen nicht völlig dequalifiziert in den Arbeitsmarkt einsteigen." (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Darum zahlen wir bei diesem Projekt auch massiv mit!)

Damit eben diese und andere Menschen nicht völlig dequalifiziert in den Arbeitsmarkt einsteigen, gibt es nicht nur "Perspektive", sondern auch "Asyl in Not", das vielen Menschen ermöglicht hat, überhaupt erst Asyl zu bekommen, indem sie durch Rechtsberatung und sonstige Beratung begleitet und unterstützt wurden. Nicht zuletzt ist es auf Grund der Bund-Länder-Vereinbarung zum Bereich Grundversorgung auch Aufgabe der Bundesländer, diese Integrationsbemühungen zu unterstützen, weil in der Grundversorgungsvereinbarung unter anderem steht, Grundversorgung sei, ich zitiere: „Information, Beratung und soziale Betreuung der Fremden durch geeignetes Personal unter Einbeziehung von Dolmetschern zu deren Orientierung in Österreich". Genau diese Aufgabe erfüllt "Asyl in Not" unter anderem, weshalb wir den Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, dass die Arbeit der Nichtregierungsorganisation "Asyl in Not" von der Stadt Wien existenzsichernd gefördert wird:

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal und die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales werden ersucht, dafür zu sorgen, dass die Beratungs- und Betreuungsstelle 'Asyl in Not' von der Stadt Wien existenzsichernd gefördert wird."

Wir hoffen, wenn die Stadt Wien sowohl die Grundversorgungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern ernst nimmt als auch gegen solche Tendenzen der FPÖ, dass immer mehr Arbeit ehrenamtlich und unbezahlt stattfinden soll, auftreten will, dass dieser Beschluss- und Resolutionsantrag die Mehrheit hier im Gemeinderat finden wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Matiasek, ich wundere mich wirklich nicht, dass Sie das da ablehnen. Das hat mich nicht verwundert. Was mich aber verwundert hat, ist, dass Sie, als Sie im 17. Bezirk Bezirksvorsteher-Stellvertreterin waren, sehr wohl die Integrationsarbeit dieser Vereine in Anspruch genommen haben. Die berichten mir auch sehr positiv über die Kooperation mit Ihnen, mit den Außenstellen des Integrationsfonds. Sie haben es in Anspruch genommen und haben dort, wie es sich gehört, als Kommunalpolitikerin auch einen Nutzen davon gehabt. 

Diese Vereine, sehr geehrte Damen und Herren, für die wir heute eine Förderung beschließen werden, sind Kooperationspartner für uns alle, nicht nur für die zugewanderten Menschen, sondern auch für all jene, die schon länger in Wien wohnen. Deswegen denke ich mir, am Vormittag wurde des Öfteren sehr gelobt, dass Wien anders ist, aber das ist nicht von sich aus entstanden oder vererbbar. Dass Wien anders ist, dass wir ein friedliches Miteinander haben, ist auch die Arbeit dieser Vereine, die unsere Integrationspolitik gemeinsam mit uns begleiten.

Was die Ehrenamtlichkeit betrifft, sehe ich genau wie meine Kollegin Korun nicht ein, warum gerade Menschen, die in der Integrationsarbeit tätig sind, nur ehrenamtlich arbeiten sollen. Aber, Frau Kollegin Matiasek, woher wissen Sie, dass es da keine ehrenamtlichen MitarbeiterInnen gibt? Ich kenne sehr viele. Auch die, die angestellt sind, arbeiten zum Großteil ehrenamtlich weiter. Die Bezahlung ist zumeist für 25 Stunden, gearbeitet wird aber ehrenamtlich weiter über 40 Stunden. Glauben Sie mir, das Verhalten der Vereine der Zuwanderer ist nicht um vieles anders als jener Vereine, die Sie "Inländervereine" nennen würden, jener Vereine, die schon vor längerem gegründet wurden. Ehrenamtliche Arbeit gibt es auch bei diesen Vereinen zur Gänze.

Frau Kollegin Korun, "Asyl in Not" hat keine Förderung bekommen, aber das bedeutet nicht, dass "Asyl in Not" der einzige Verein ist, der Asylsuchende begleitet. Auf Grund der Art 15a-Vereinbarung ist die Begleitung der Asylsuchenden gesetzlich geregelt. Es gibt in Wien sieben Beratungsstellen und es wurde ausgeschrieben, wer sich an dieser Arbeit beteiligen möchte. Es gibt 35 Dienstposten, das heißt, viel mehr als davor, die die Asylsuchenden begleiten. Das ist das eine. 

Das andere ist, die MA 17 ist nicht zuständig und hat auch nicht den Auftrag, Asylsuchende zu unterstützen. (GR Mag Alev Korun: Fonds Soziales Wien auch nicht!) Fonds Soziales Wien sehr wohl, hat eben seine sieben Außenstellen. Ich weiß jetzt auch wirklich nicht, warum sich "Asyl in Not" damals nicht beworben hat oder ob es sich doch beworben hat, als die Verhandlungen waren. Ich weiß, das "Integrationshaus" hat sich beworben, "Helping Hands" und so weiter. Aber das kann man nachschauen. Mir ist unbekannt, ob sich "Asyl in Not" beworben hat oder nicht. Auf jeden Fall gibt es sieben Stellen, wo Asylsuchende Beratung, Betreuung und Begleitung bekommen.

Ich empfehle die Ablehnung der beiden Anträge und würde Sie um Unterstützung der vorliegenden Poststücke bitten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die einzelnen Poststücke. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 6 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, beschlossen. 

Bei der Postnummer 6 wurden zwei Beschlussanträge eingebracht. 

Der Beschlussantrag der Freiheitlichen, betreffend Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit im Bereich der Vereine zur Beratung und Betreuung von Zuwanderern und Asylwerbern. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, gegen SPÖ und GRÜNE. 

Der zweite Antrag zur Postnummer 6 ist von den GRÜNEN eingebracht, betreffend Förderung der Integrationsarbeit für "Asyl in Not". Auch hier ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir kommen zur Postnummer 7.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Gleiches Abstimmungsverhalten, gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 8. - Mehrstimmig gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 9. - Gleiches Abstimmungsergebnis, mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 10. - Mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 12. - Ebenfalls gleiches Abstimmungsergebnis.

Schließlich Postnummer 13. - Ebenfalls mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen. 

Es gelangt die Postnummer 78 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Lokale Agenda 21.

Der Berichterstatter, Herr GR Ekkamp, wird einleiten. - Bitte schön.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden dieses Poststück ablehnen, was aber nicht gleichzeitig heißt, dass wir die Lokale Agenda in allen Bezirken auf Bezirksebene bei dortigen Abstimmungen auch überall ablehnen. Hier, in diesem Fall, werden wir das aber tun.

Ich werde Ihnen erklären, warum wir das tun. Es gibt zwei Hauptgründe dafür. Der erste ist, dass sehr viele Agenda-Gruppen in diesen Bezirken ihren eigentlichen Sinn und Zweck schon lange nicht mehr erfüllen, nämlich jenen der Bürgereinbindung. Sie erfüllen ganz im Gegenteil, ich möchte vor allem den 22. Bezirk ansprechen, einen Zweck, sie bilden grünen Nachwuchs auf Steuerzahlerkosten aus. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Echt?) 

Soll ich Ihnen erklären, wie ich darauf komme? Zum Ersten habe ich es mir immer schon gedacht, wenn ich mir die Agenda-Leute angesehen habe. Zum Zweiten, nachdem mehrmals, auch aus der roten Reichshälfte Beschwerden über die Agenda-Arbeit gekommen sind, habe ich gesagt: „Entschuldigung, was regt ihr euch denn auf? Dort sitzen eure Leute drinnen." Darauf ist mir geantwortet worden: „Nein, das sind lauter GRÜNE." Es werden nicht durchwegs GRÜNE sein (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das meinen Sie ernst? Das glauben Sie wirklich?), aber da muss ich sagen, da waren die Roten auch schon einmal geschickter, weil, wenn früher die Roten Organisationsformen wie ein Regionalmanagement und dergleichen gebildet haben, personell beschickt haben, finanziell ausgestattet haben, haben sie zumindest gescheiterweise darauf geschaut - das würde ich wahrscheinlich auch so machen -, dass großteils Rote drinnen sitzen, zwar keine offiziellen, aber doch Vertrauensleute. Diese Routine dürfte in den letzten Jahren ein bisschen nachgelassen haben, sodass heute in einigen Bezirken hauptsächlich grüne Aktivisten in der Agenda sitzen.

Dementsprechend sind dort auch die Themen. Ich möchte wieder den 22. Bezirk als Beispiel anführen. Ich bin dort einige Jahre als Klubobmann in der Steuerungsgruppe gesessen und habe diese Steuerungsgruppe nie besucht, und zwar aus einem Grund. (GR Ernst Nevrivy: Niemals!) Niemals! Aus gutem Grund. (GR Christian Oxonitsch: Sonst heißt es, Sie wären ein Grüner!) In der Diskussion ist damals der ehemalige Geschäftsführer des Donauzentrums, der auch dort, in der Steuerungsgruppe der Agenda (GR Ernst Nevrivy: Das war kein Grüner!), gesessen ist, zu mir gekommen und hat gesagt, er würde es begrüßen, wenn sich die FPÖ in die Agenda einschaltet, es solle etwas Überparteiliches sein und es würde ihn persönlich sehr freuen, wenn wir die Agenda besuchen, beschicken und mitarbeiten würden. Ich habe ihm darauf gesagt, ich werde schauen. Ich habe dann nicht geschaut, denn ich habe gleichzeitig gesagt: „Passen sie auf, Herr Portisch, worüber in der Agenda gesprochen werden wird! Die Hauptthemen werden sein, ob der Radständer drei Meter weiter vorne oder drei Meter weiter hinten aufgebaut wird." Das habe ich als Beispiel gesagt, vielleicht ein bisschen überzeichnet. Ich habe dann drei Monate lang die Steuerungsgruppe nicht besucht und habe ihn schließlich anlässlich einer Veranstaltung wieder getroffen. Er ist fuchsteufelswild zu mir gekommen, aber nicht, weil ich die Steuerungsgruppe nicht besucht habe, sondern er hat bei der letzten Agenda-Sitzung gesagt: „Entweder ändern sich bald die Themen und wir diskutieren nicht darüber, ob der Radständer drei Meter weiter vorne oder drei Meter weiter hinten aufgestellt wird oder ich verlasse diese Agenda auf der Stelle!" Es hat sich bewahrheitet, dass dort, zumindest bei uns im Bezirk, über die Orchideenthemen gesprochen wird, wo sich grüne Aktivisten mit ein paar wirklich engagierten Bürgern streiten, wo jetzt der Radständer aufgestellt wird, aber eine wirkliche Bürgereinbindung findet leider seit Jahren nicht mehr statt. Daher lehnen wir im 22. Bezirk dieses Geschäftsstück heute ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein aktuelleres Beispiel noch, es hat vor dem Sommer die Veranstaltungsreihe "Begegnungen", oder so ähnlich hat sie geheißen, im 22. Bezirk gegeben. Dort wurden in den verschiedenen Ortsteilen jeweils zwei Politiker verschiedener Fraktionen und interessierte Bürger eingeladen. Dort wurde über Probleme und Themen, die den jeweiligen Ortsteil betreffen, gesprochen. Von uns war die Klubobfrau Angela Schütz zu einer Veranstaltung in der Pfarre in Süßenbrunn eingeladen. Dort waren insgesamt zehn Hanseln, muss ich sagen, anwesend, vier davon Freiheitliche. Dann waren ein paar Pfarrer, zwei von der Agenda, zwei Bürger und vielleicht zwei rote Unterstützer auch dabei. Es waren gezählte zwei Bürger von Süßenbrunn dort, zehn Leute insgesamt. So hat das auch bei den anderen Veranstaltungen ausgeschaut. Zehn bis 15 Menschen waren anwesend und haben ein vorbereitetes Buffet und etwas zu trinken vorgefunden. Es war alles recht angenehm für einen lauen Sommernachmittag. Herausgekommen ist dabei nichts. Es kann auch nichts dabei herauskommen, wenn die Bürgerbeteiligung nicht gelebt wird, wenn die Leute, selbst die Leute in Süßenbrunn, nicht genügend informiert werden. 

Es gibt das Team Süßenbrunn, das sind übrigens auch GRÜNE. Die haben daran nicht mehr teilgenommen, weil es sie nicht mehr interessiert, weil sie auch wissen, bei der Agenda kommt nichts heraus. Die ist speziell im 22. Bezirk einfach zum Krenreiben, meine Damen und Herren! (GR Karl Dampier: Sag gleich dazu, dass sich beim Themenbereich Flächenwidmung die GRÜNEN und die SPÖ dort einig sind!) 

Wenn du mir jetzt sagst, welche Flächenwidmung. Die Badeseen betreffend, wahrscheinlich. Ich möchte jedoch in dem Zusammenhang eine andere Flächenwidmung ansprechen, weil das zeigt, wie die GRÜNEN vordergründig für die Bürgereinbindung sind, aber eigentlich nur Parteipolitik im Sinn haben. Es dreht sich um die Donau City, wo ein Plandokument in Bearbeitung beziehungsweise, glaube ich, schon in der öffentlichen Auflage - das weiß ich jetzt nicht genau - ist, wo sich wirklich sehr viel tun wird, wo viele neue Hochhäuser hinkommen werden, wo massive zusätzliche Bebauung stattfinden wird und wo sich natürlich die Bürger auf der Platte, die dort seit Jahren wohnen und sich noch immer mit ungelösten Problemen wie der Fallwindproblematik herumschlagen, natürlich Sorgen machen, dass sich die Lebensqualität weiter verschlechtert und sie Information wollen. Wir haben Kontakt mit den Bürgern aufgenommen. Die Bürger haben wahrscheinlich auch mit anderen Parteien Kontakt aufgenommen und haben gesagt, sie werden eine Bürgerversammlung auf Bezirksebene beantragen. Wir haben im 22. Bezirk 60 Mandatare in der Bezirksvertretung. Ein Fünftel der Stimmen ist notwendig, damit der Bezirksvorsteher diese Bürgerversammlung einberufen muss. (GR Harry Kopietz: Können tut er es immer!) Können tut er es immer. Wir haben zehn Mandatare im 22. Bezirk und brauchten noch zwei Unterschriften. Es ist am Anfang hervorragend gelaufen, einer von den Schwarzen hat uns zugesagt, er unterschreibt, und die ehemalige Grünklubobfrau Monika Bevilaqua hat das auch zugesagt. Dann sind beide umgefallen, was uns bei den Schwarzen nicht verwundert hat, aber die Monika Bevilaqua hat eigentlich, wie ich sie kennen gelernt habe, in den letzen Jahren immer Wort gehalten. Wenn man aber weiß, wie es im 22. Bezirk in der Bezirksgruppe der GRÜNEN zugeht, war es dann auch keine besondere Überraschung, dass sie ihre Unterschrift nicht leisten durfte, sodass keine Bürgerversammlung einberufen wurde. 

Noch etwas steckt hinter der ganzen Sache, weil am 10. Oktober findet eine Informationsveranstaltung der Donaustädter GRÜNEN oder der Wiener GRÜNEN auf der Platte in der Donau City statt. Da sind die Bürger natürlich eingeladen. Es sind zwar keine Experten, einer von der WED, da steht dabei: Eingeladen ist, so wie angefragt. - Der wird wahrscheinlich nicht kommen. - Wer sitzt sonst am Podium? Maresch, Gretner, Hauk. Es sitzen vier GRÜNE am Podium (GR Dipl Ing Martin Margulies: Unglaublich!) und machen dort Parteipolitik. Es sitzt kein einziger Vertreter vom Magistrat dort. Es sitzt keiner von der Flächenwidmung dort, keiner von der Stadtplanung, der wirklich kompetent Auskunft geben könnte. Das verstehen die Wiener und Donaustädter GRÜNEN unter Bürgereinbindung, unter einer Bürgerversammlung! Das sind alles hohle Phrasen und das lehnen wir vehement ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag Alev Korun: Sie sind so voll, dass sie übergehen!) .

Zusammenfassend, die Freiheitlichen sind, wie gesagt, nicht immer und überall gegen die Agenda, nur dort, wo sie den rechten Weg verlassen hat und den eigentlichen Sinn schon lange nicht mehr erfüllt. Dort sagen wir Nein zu zusätzlichen Steuermitteln. Die GRÜNEN bekommen Parteiförderung, Klubförderung, da haben sie genug Geld zur Verfügung, um ihren Nachwuchs zu pflegen und auszubilden (GRin Claudia Smolik: Füttern haben Sie vergessen!), damit er dann später im Bacherpark oder sonstwo den Wanderzirkus mit Zelten, Punsch und Gulaschsuppe von der Ursula Stenzel bilden kann. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist aber keine GRÜNE! Das geht zu weit!) Wir sagen Nein zu weiteren Steuermitteln für die Agenda hier im Rathaus, Nein zu weiteren Förderung von Grünaktivisten auf Steuerzahlerkosten! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich mache es ein bisschen kürzer. Es geht in dieser Sache um ein österreichweites Anliegen und daher nicht nur um eine Angelegenheit der Donaustadt. 

Ganz klar, die Österreichische Volkspartei steht für Bürgerbeteiligung und wird daher den Agenda-Prozess selbstverständlich unterstützen. Daher unterstützen wir auch die Vorlage und es ist für uns ganz klar, dass alles, was für Bürgerbeteiligung getan werden kann, getan werden muss. Dass das nicht ein einseitiges Projekt ist, zeigt schon allein die Tatsache, dass das Agenda-Projekt nicht nur in einem Bezirk in Wien, sondern in ganz Wien stattfindet, und nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich und ich möchte sagen, in ganz Europa und vielen anderen Teilen der Welt. Das ist zu unterstützen, das ist zu machen. 

Selbstverständlich werden wir ein Auge darauf haben, auch auf die Kontrolle, wie der Prozess in den einzelnen Bereichen fortgeführt wird. Selbstverständlich werden wir darauf achten, dass hier nicht Parteipolitik vorherrscht, sondern die Bürgerbeteiligung im Vordergrund steht und dass dieser Prozess nicht dafür missbraucht wird.

In diesem Sinne unterstützen wir das Projekt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Lindenmayr, bitte. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ist das ein GRÜNER? Der war ja auch in der Agenda!)

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Vorvorredner, nämlich jener von der FPÖ, sagt allen Ernstes, die FPÖ ist gegen die Bürgereinbindung in diesem Falle, also die Bürgereinbindung fehlt in diesem Falle. Das sagt ausgerechnet die FPÖ, die das Wichtigste an Bürgereinbindung, was es in diesem Staat gibt, nämlich das Wahlrecht, einer großen Gruppe in dieser Stadt nicht zugestehen möchte. Das ist eigentlich ganz besonders schlimm! (GR Mag Harald STEFAN: Sie meinen den Verfassungsgerichtshof!) Sie brauchen nicht so ungläubig zu schauen, ein großer Teil der Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt ist von Partizipation, nämlich der wichtigsten Partizipation, dem Wahlrecht, ausgeschlossen. Da stellt man sich hin und sagt, die Bürgerbeteiligung ist in der Lokalen Agenda 21 nicht so toll. 

Besonders eines habe ich mir wörtlich aufgeschrieben, nämlich so wie der Schelm denkt, so ist er. Der Herr Mahdalik hat wörtlich gesagt, er ist nicht grundsätzlich gegen die Agenda 21, sondern nur dort, "wo sie den rechten Weg verlassen hat". Wahrscheinlich hat er gemeint, "den richtigen Weg", aber gesagt hat er "wo sie den rechten Weg verlassen hat". Wahrscheinlich ist daher die subjektive oder die selektive Wahrnehmung einfach die, dass alles, was nicht stramm rechts ist, automatisch grün ist. 

So ist das überhaupt nicht in dieser Stadt. In den Lokalen-Agenda-21-Gruppen arbeiten engagierte Bürgerinnen und Bürger mit. Der FPÖ gefällt halt nicht, dass die nicht stramm rechts sind und dort vielleicht kein Bierdunst irgendwo bei den Versammlungen wabbert und Ähnliches.

Ich möchte mich jetzt gar nicht länger mit der FPÖ beschäftigen, sondern nutze die nächsten Minuten einfach, um ein bisschen darzustellen, was alles im Bereich der Lokalen Agenda 21 passiert ist und warum wir sehr dafür sind, dass dieser Prozess auch aus dem Zentralbudget finanziell weiter unterstützt wird. 

Das Motto in Wien lautet "Mitgestalten". Im bisherigen Verlauf der Agenda 21 war ein Großteil der Projekte sehr erfolgreich. Begonnen hat sie 1998 in meinem Heimatbezirk, nämlich im 9. Bezirk. Zahlreiche andere Bezirke sind dazugekommen, in der Zwischenzeit findet der Prozess in acht Bezirken statt und umfasst dadurch, wenn man sich die Bevölkerungszahlen ansieht, rund 40 Prozent der Wiener Bevölkerung. Es ist tatsächlich richtig, dass das ein Prozess in ganz Österreich ist. Er wird auch vom Lebensministerium unterstützt. Das Lebensministerium hat, man sollte es nicht glauben, auch hier das Wiener Modell als sehr vorbildlich dargestellt und es steht immer wieder auf der Seite 1 der Homepage des Lebensministeriums.

Ein Großteil der Agenda-Gruppen befasst sich mit Projekten zur Neugestaltung von öffentlichen Räumen. Damit ist es in Wien auch schon ein bisschen anders als in anderen Bundesländern oder in anderen Städten. Denn in anderen Städten oder in anderen Staaten ist es oftmals so, dass sich die Lokale Agenda 21 hauptsächlich mit Umweltthemen beschäftigt. Das ist in Wien nicht ganz so der Fall, weil es hier durch andere Bereiche - ich sage jetzt nur Stichwort Klimaschutzprogramm - sehr gut abgedeckt ist. Daher liegt der Schwerpunkt natürlich in der Partizipation, also Neugestaltung von öffentlichen Räumen und Maßnahmen der Verkehrsberuhigung. Es geht also um mehr Raum für FußgängerInnen, mehr Sicherheit für FußgängerInnen und Kinder und um bessere Nutzungsmöglichkeiten der öffentlichen Räume für alle Nutzer dieses öffentlichen Raums. Selbstverständlich nicht nur einseitig für Autofahrer, was manchen nicht ganz gefällt.

Viele Projekte konnten schon umgesetzt werden und viele stehen kurz vor der Umsetzung. Die BürgerInnen greifen derzeit auch andere wichtige Aspekte der nachhaltigen Entwicklung auf. Das sind Projekte im Bereich der Kultur und auch Maßnahmen, die das Zusammenleben unterschiedlicher Kulturen fördern. Vermutlich ist das der FPÖ ein bisschen ein Dorn im Auge, nämlich das Fördern unterschiedlicher Kulturen. Das ist sozusagen genau das Gegenteil von dem, was die FPÖ in dieser Stadt und in diesem Land macht. Zehn Projekte stehen kurz vor der Fertigstellung. 

Auch die Medien nehmen regen Anteil an den Projekten der Lokalen Agenda 21. Im Jahr 2005 gab es 283 Pressemitteilungen. Es gab einen TV-Spot. Dreimal - das habe ich zuerst schon erwähnt - war die Lokale Agenda 21 Wien “Prozess des Monats“ auf der Website “nachhaltigkeit.at“, also der Website, die das Lebensministerium ins Leben gerufen hat. Fünf Beiträge gab es im Radio Wien. Wer sich den Stadtsender Okto ansieht, auch im Sender Okto gab es bereits zahlreiche Clips über die Lokale Agenda 21. Die Homepage weist derzeit monatlich 17 500 Besucher aus. Auch das zeigt das rege Interesse der Wienerinnen und Wiener an der Lokalen Agenda 21. Nur weil vielleicht bei einer Veranstaltung etwas weniger Menschen anwesend waren, sagt das noch gar nichts über den Multiplikatoreneffekt aus. Allein der Zugriff auf die Homepage ist ein Zeichen dafür, dass das die Menschen in dieser Stadt sehr wohl interessiert.

Es ist auch gelungen, und das finde ich persönlich ganz wichtig, sehr unterschiedliche Menschen in die Lokale Agenda 21 einzubinden, Jugendliche, Seniorinnen und Senioren, Menschen mit Migrationshintergrund, erwerbs- und arbeitslose Personen und so weiter. Damit wird dem Ziel der Agenda 21 sehr wohl entsprochen, nämlich breite Bevölkerungsschichten einzubinden. 

Wichtig ist immer dieses Dreieck Ökonomie, Ökologie und auch der soziale Bereich. Da wird all diesen drei Bereichen gleichermaßen Raum gegeben.

Die Zusammenarbeit mit der Bezirkspolitik und mit der Verwaltung hat sich in den letzten vier Jahren schon eingespielt. Klar, im 9. Bezirk ist der Prozess drei Jahre länger, da gibt es noch mehr Erfahrungswerte, aber auch in den anderen Bezirken hat es sich sehr gut eingespielt. 

Daher geht es künftig darum, diese Prozesse weiter zu vertiefen. Da hat sich herausgestellt, dass es doch noch etwas Zeit bedarf, um diese Prozesse einerseits abzuschließen oder vielleicht gesamt in den Bezirk zu implementieren. Daher ergibt sich einfach die Notwendigkeit, die Unterstützung aus dem Zentralbudget um weitere zwei Jahre zu verlängern. Darum geht es in diesem vorliegenden Akt. 

Ich ersuche daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Jung, bitte. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich wollte auf die Pflichtübung meines Vorredners in Sachen FPÖ gar nicht allzu lange eingehen, weil es sich nicht auszahlt, aber in einigen Punkten muss ihm doch widersprochen werden.

Zunächst einmal macht er sich Sorgen, dass die FPÖ gegen Bürgereinbindung ist. Herr Kollege, ich kann Ihnen sagen, wir benützen das, und ich habe das auch in den letzten Wochen und Monaten im Bezirk sehr stark gesehen, stärker denn je. Sie werden sich noch wundern, was Sie alles an Bürgereinbindung von unserer Seite erleben werden. 

Ich brauche in meinem Bezirk nur als letztes Beispiel die Frage der Schrottverwertung anführen, die ein sehr massives Bürgerinteresse von mehreren Hundert Leuten gezeigt hat, die sich an uns gewandt haben, nachdem sie von der SPÖ nichts zu hören gekriegt haben und der Bezirksvorsteher sie nur abschmieren hat lassen. Also das ist eine Bürgereinbindung, die wirklich Bürger an uns herangetragen haben und nicht nur einige Halbfunktionäre, im Wesentlichen, wie schon mein Kollege gesagt hat, von der grünen Seite her.

Eine andere Bürgereinbindung, die Sie noch sehr zu spüren bekommen werden, das verspreche ich Ihnen, ist die Frage, wie Sie mit Ihren Mietern in den Gemeindebauten umgehen, wo die Interessen der heimischen Mieter überhaupt nicht mehr wahrgenommen werden. Ich habe versucht, nachdem eine Mietergruppe vorige Woche in der Sache eines Drogenarztes im Bezirk an mich herangetreten ist, einmal mit den entsprechenden Stellen von Wiener Wohnen in Kontakt zu kommen. Das hat zweieinhalb Tage gebraucht, bis sich dort überhaupt jemand als zuständig erklärt und zurückgerufen hat. Telefonnummern trauen sie sich gar nicht mehr herzugeben, weil sie sonst von den Mietern bombardiert würden. So geht es einem Landtagsabgeordneten und Gemeinderat. Was glauben Sie, wie dort erst mit den Mietern umgesprungen wird? Die wenden sich verstärkt an uns. Sie werden sich über diese Bürgereinbindungen noch wundern! Da mache ich mir keine Sorgen, dass wir keine Bürgernähe hätten!

Andere Punkte: Sie haben angesprochen, wir wären diejenigen, die einer großen Gruppe das Wahlrecht verwehren. Wie kommen Sie auf so absurde Ideen? Das Wahlrecht kann in Österreich nur dem verwehrt werden, dem es die Verfassung nicht zugesteht. Noch sind wir nicht alt genug, um die Bundesverfassung zu ändern. Also die jetzige Verfassung haben im Wesentlichen Sie mit der ÖVP, oder damals noch umgekehrt, beschlossen. Wenn die Bürger das Wahlrecht nicht haben, und zwar, wie wir meinen, auch zu Recht nicht haben, dann steht das in unserer Verfassung und ist nicht von der FPÖ eingeführt worden. Also, bitte schön, das sind wirklich haltlose und unsinnige Behauptungen, um kein anderes Adjektiv dazuzufügen, das vielleicht zu einem Ordnungsruf führen würde!

Agenda 21, nur noch ganz kurz einige Bemerkungen: Das ist wieder typisch eine jener, sie haben es mit Recht gesagt, nicht nur österreichweiten, sondern internationalen Organisationen, die aber im Wesentlichen darauf beruhen, heiße Luft zu produzieren. Es schaut mit Ausnahme von einigen wenigen lokalen Initiativen, die aber auch ohne Agenda 21 zu Stande gekommen wären, sehr wenig heraus. 

In Wirklichkeit ist das eine gigantische Geldvernichtung. Wir schmeißen hier Geld, das wir wirklich sinnvoller verwenden könnten, für andere hinaus. Bei mir im Bezirk macht es ungefähr 60 000 EUR aus, was der Bezirk zuschießt. Ungefähr noch einmal so viel kommt dann von oben herunter. Dafür haben wir nichts wirklich Sinnvolles getan, außer heiße Luft produziert und drei, glaube ich, waren es, Debatten abgeführt. Sie geben allein 12 000 EUR im Bezirk für Infrastruktur aus. Ich weiß nicht, was Sie da herumtelefonieren oder sonst betreiben, aber dafür, dass nichts herausschaut, ist jeder Euro dieser 12 000 EUR einfach zu viel. Es kommt nichts heraus, es wird nur palavert. Auch die SPÖ sagt es einem schon unter der Hand, auch im Bezirk. Erkundigen Sie sich einmal im 23. Bezirk, was die von den bisherigen Aktivitäten der Agenda halten. Das Ganze ist ohne Widerhall. 

Eine Bürgerbeteiligung, von der da immer geredet wird, gibt es nicht. Schauen Sie sich die Veranstaltungen an! Es wurde heute schon gesagt, es kommt niemand hin, weil es nach außen hin ein sinnloser Verein für die Auswirkungen für den Bezirk ist, sondern doch nur für diejenigen, die dort etwas abkassieren und, das stimmt schon, die teilweisen Versuche einer grünen Kaderschmiede. Wähler oder Mitglieder kriegen Sie dadurch nicht, aber Sie können Ihren eigenen Leuten zujubeln. Das stimmt. Das ist aber das Einzige, was bei der ganzen Geschichte herausschaut. Das allein ist schon ein Grund, nicht dafür zu sein. Von Bürgerbeteiligung, wie gesagt, keine Rede, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Vielleicht zwei kurze Anmerkungen. Ich will es nicht allzu lange machen. Es ist, glaube ich, unbestritten, dass die Mehrheit der Mitglieder dieses Hauses doch für die Bürgerbeteiligung ist, denn die ist nicht nur wichtig und zeitgemäß für unsere Stadt und für unser Land. 

Wenn ich einige Wortmeldungen gehört habe, wo es um die grüne Kaderschmiede geht, ist das für mich als Berichterstatter eine sehr dünne Begründung. Wichtiger wäre es, wenn weniger Leute dort sind, sich selbst bei der Nase zu nehmen und aktiv daran teilzunehmen. 

Das gilt auch für eine Bewertung. Der Kollege Lindenmayr hat das deutlich aufgezählt, die vielfältigsten Projekte, die die Lokale Agenda 21 laufen oder bereits abgeschlossen hat. Dass dort, aus Sicht einer Fraktion dieses Hauses, heiße Luft herauskommt, sollte man, denke ich, nicht auf Grund einer parteipolitischen Brille so bewerten, sondern eine Gesamtbewertung durchführen. Da kommt sehr wohl etwas Positives heraus. Aber wenn es einem zu wenig ist, so wird niemand daran gehindert, sich dort einzubringen, nicht nur mit der Anteilnahme einzubringen, dass man dort sitzt und vielleicht irgendetwas trinkt, wie es auch gesagt wurde, sondern mit Ideen oder irgendeiner Problemstellung, die geändert gehört. 

Ich denke, summa summarum, das zeigen auch auf der Homepage die 17 000 Einträge oder Besuche jeden Monat, dass es sehr wesentlich ist, dass man diese Projekte weiterführt. Daher ersuche ich um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ein Antrag zum Geschäftsstück liegt mir nicht vor. Ich komme daher zur Abstimmung des Geschäftsstücks. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 79 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Zuweisung an die Bezirke für die Gebäudesicherheitsüberprüfungen und für die Montage- und Sicherheitstechnik der allgemeinbildenden Pflichtschulen. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlung einzuleiten. - Wo ist er? (GR Christian Oxonitsch: Berichterstatterwechsel, bitte!) Herr GR Oxonitsch springt ein und macht den Berichterstatter. 

Berichterstatter GR Christian Oxonitsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu dieser Postnummer. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich kann somit die Debatte eröffnen. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. - Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, Herr Vizebürgermeister und Meidlinger Mandatar! Meine Damen und Herren! 

In diesem Akt zeigt sich wieder einmal, dass die Stadt Wien ihren Aufgaben in den letzten, ich würde einmal sagen, 20 bis 25 Jahren, was die Sanierung von Pflichtschulen betrifft, sicherlich nicht optimal nachgekommen ist. Sonst wäre es nicht möglich, dass in Wien derartige Missstände, vor allem am baulichen Sektor, aufgetreten sind. Aber nicht nur am baulichen Sektor, sondern man könnte das bis zu den Schulmöbeln, bis zur Toilette, bis zur Heizung und so weiter verfolgen. Das ist der eine Punkt. 

Die Stadt Wien hat sich hier allerdings im Zuge der Dezentralisierungsdebatte und im Zuge der Bezirksbudgets von ihren Aufgaben fast überhaupt verabschiedet und hat gesagt, das Ganze geben wir den Bezirken, die werden das schon lösen. Das ging einige Jahre halbwegs gut, weil die Stadt Wien noch im Jahre 2002 27,6 Millionen EUR aus dem Zentralbudget für die Sanierung von Schulen bereitgestellt hat. Aber in Wirklichkeit, wenn man sich das Fallwerk anschaut, und das will ich ganz kurz hier vorlegen, hat sich die Stadt Wien aus der Sanierung der Pflichtschulen verabschiedet. Denn das, was wir heute beschließen, diese 2,507 Millionen EUR sind nichts anderes, als dass man einmal eine statische Prüfung bei den Gebäuden durchführt. Da geht es noch gar nicht um Lösungen. Da geht es noch nicht um Sanierungen. Da geht es darum, einmal zu untersuchen, was noch hält, wo man es den Kindern und den Lehrern noch zutrauen kann - zu dick darf man nicht sein, weil sonst fällt man durch die Mauer -, ob man es sich zutrauen kann, das noch ein Jahr lang zu lassen und in welchen Schulen der Direktor und die Schüler schon durchfallen. Dort werden wir nächstes Jahr etwas tun. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen das jetzt einmal in Zahlen dokumentieren. Die Zuweisung an die Bezirke für die Generalsanierung in Pflichtschulen war 2002, Herr Stadtrat, 27,6 Millionen EUR, im Jahre 2005 7,7 Millionen EUR, also um 20 Millionen EUR - eine unglaubliche Zahl - weniger und im Budget 2006 - ich bin gespannt, ob wir das alles erreichen - 5,9 Millionen EUR. Das heißt, in Wirklichkeit eine Kürzung um 21,7 Millio-
nen EUR, statt den Bezirken mehr Geld zu geben, damit sie ihrem Dezentralisierungsauftrag nachkommen können. Dazu gehören einmal im wichtigsten Bereich die Pflichtschulen, gar keine Frage. Vor allem in Meidling haben wir sehr viele. Herr Stadtrat, Sie wissen das, Sie kennen die gleichen Schulen wie ich. Sie kennen die Mängel. Es gibt auch einige schöne neue, aber in Wirklichkeit sollen wir uns nicht im Neuen sonnen, sondern das Alte sanieren. Das ist einmal so. Und Sie haben die Bezirksbudgetmittel in Wirklichkeit in den letzten Jahren von 1,9 Prozent 2002 über 1,6 Prozent 2005 auf etwa 1,5 Prozent, noch einmal ein Zehntelprozent, 2006 im Budget gesenkt. Wie glauben Sie, Herr Stadtrat, dass die Bezirke ihre vielfältigen Aufgaben, die die Stadt zentral den Bezirken übergeben hat - das ist nicht nur die Schule, aber wir reden heute über die Schule, sondern da gibt es auch die Kindertagesheime, die Parkanlagen, die Straßen und so weiter -, bewältigen sollen? 

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir noch zu etwas anderem. Die meisten Bezirke können ihren Anteil, den Sie ihnen bei der Sanierung immer vorschreiben, gar nicht mehr bezahlen, denn sie müssen ihr Geld, das sie wirklich noch haben, im Zinsendienst für ihre Vorgriffe verwenden. Ich möchte Ihnen einen Stand sagen, der allerdings schon über eineinhalb Jahre her ist. Inzwischen hat sich einiges verändert, Sie wissen es auch. 

Es gibt Bezirke mit Vorgriffen: Der 1.: 870 000 EUR, der 2.: 1 036 000 EUR, der 4.: 1 228 000 EUR, der 5. - viele Schulen -: 1 412 000 EUR, der 10.: 8 860 000 EUR, der 11.: 1 400 000 EUR, der 12. - unser Bezirk -: 1 737 000 EUR, wir verschlechtern uns allerdings in Meidling in diesem Jahr noch einmal, der 13. - auch viele Schulen -: 2 573 000 EUR, der 15., der 20.: 2,5 Mi-
llionen EUR, der 21.: fast 600 000 EUR. 

Herr Stadtrat, das ist ein Zeichen, wenn die Bezirke Vorgriffe machen. Ich unterstelle keinem Bezirksvorsteher, dass er das mutwillig macht, er muss es machen, um seine Dezentralisierungsfunktionen, um seine Arbeit, die ihm per Gesetz vorgeschrieben ist, überhaupt durchführen zu können. Ich sage Ihnen, Herr Stadtrat, mit diesen 2 507 000 EUR für die statische Erhebung, wo Fachleute, also Experten von außen, gefragt werden, werden wir nicht einmal das Auslangen für die Schulen, die Sie kontrollieren wollen, finden, geschweige denn, wenn sich herausstellt, dass ein Großteil dieser Schulen, die Sie überprüfen, in Wirklichkeit bauliche Schäden aufweist und dass wir hier in den nächsten Jahren sanieren müssen. Da müssen Sie wieder aus dem Zentralbudget, und dazu fordere ich jetzt schon auf, Mittel bereit stellen. Sie werden es nicht mehr sein, es wird Ihr Nachfolger oder Ihre Nachfolgerin werden. Die können sich jetzt schon warm anziehen, weil die brauchen noch Millionen, und zwar zweistellige Millionenbeträge, um die Versäumnisse der Vergangenheit aufzuholen! Belasten Sie die Bezirke nicht noch mehr, weil der Zinsendienst, vor allem bei der Raiffeisen ist doch ein sehr beträchtlicher! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Man hat heute gemerkt, dass die Argumentation eine ähnliche ist. Bei der Lokalen Agenda 21 sind alle grün unterwandert. Der Herr Westenthaler vom BZÖ hat gesagt, die Lehrer sind alle grün unterwandert und insofern sind die Schulen Ausbildungsstätten für zukünftige GrünwählerInnen und Grünaktivisten. (GR Dr Herbert Madejski: Der Herr Westenthaler ist aber nicht bei der FPÖ!) - BZÖ sage ich. - Dass Sie dann sozusagen für die Schulen eintreten, ist ein Zeichen dafür, dass vielleicht doch ein klitzekleiner Unterschied besteht, in dem, wie man Grünunterwanderung sieht. 

Nichtsdestoweniger glaube ich tatsächlich, und sachlich haben Sie, was das betrifft, Recht, dass an den Schulen in Wien, insbesondere, was die Sanierungsmaßnahmen betrifft, einiges an Aufholbedarf vorhanden ist. Das kann man, so ist die Situation in der jetzigen Zeit, einfach nicht alles aus dem Bezirksbudget begleichen.

Wir haben uns daher hingesetzt und uns zum Teil auch die Entstehungsgeschichte des jetzigen Beschlusses angeschaut, wo es im Endeffekt darum geht, eine nach § 92 schon getroffene Verfügung zu bestätigen und uns angeschaut, was tatsächlich passiert ist. In einigen Schulen sind Deckenteile heruntergefallen. Großer medialer Aufruhr. Im Gemeinderat haben wir darüber geredet, im Kontrollausschuss einen Antrag eingebracht, dass das alles überprüft werden soll. Stadt Wien, Gemeinderat oder Ausschuss haben gesagt, wir überprüfen das. Da kann man doch nicht einfach, so mir nichts dir nichts, dann die Kosten der Überprüfung den Bezirken aufbürden. Es ist wohl wirklich nicht bei den herabfallenden Decken das Problem der Bezirke gewesen, dass sie nicht bereit gewesen wären, für die bauliche Instandhaltung der Schulen zu investieren, weil wenn man sich die Bezirksbudgets ansieht, muss man sagen, das haben die Bezirke tatsächlich gemacht und über die letzten Jahre war die bauliche Instandhaltung der Schulen und Kindergärten der mit Abstand fast größte Brocken, der immer wieder auf die Bezirke zugekommen ist. Zweiter noch relativ großer Brocken in den Bezirken, und fast in manchen Bezirken de facto das Budget dominierend, ist die MA 28, aber die wirklichen und oft unvorhergesehenen Ausgaben im Bezirk sind im Bereich der Schulen und der Kindergärten gewesen. 

Das heißt, der Gemeinderat fasst einen Beschluss und zieht den Bezirken das Geld ab. Das sind in etwa 1 363 000 EUR, die auch im Finanzausschuss als notwendige Budgetmittel für die Gebäudesicherheitsüberprüfung ausgewiesen wurden. Da sind wir auf alle Fälle der Meinung, dass diese Kosten komplett aus dem Zentralbudget übernommen werden sollten. 

Der zweite Teil sind diese für 2006 und für 2007 geplanten Sanierungsmaßnahmen. Ich spreche absichtlich von Sanierungsmaßnahmen. Ich bin Bezirksrat im Jahr 1987 geworden. Da ist gerade das Handbuch der Dezentralisierung das erste Mal erschienen. Ich glaube, 1991 war dann die große Dezentralisierungswelle. Da ist gestanden, die Schulen sind zuständig für die bauliche Instandhaltung. Als wir darüber geredet haben, was mit baulicher Instandhaltung gemeint ist, wurde gesagt, wenn ausgemalt gehört, soll das gemacht werden, wenn kleinere Geschichten sind, sollen diese gemacht werden und so weiter und so fort. Es war nicht die Rede von Generalsanierungsmaßnahmen. Die begleicht ohnedies zu einem größeren Teil die Stadt Wien. Es war aber auch nicht die Rede davon, dass von Generalsanierungsmaßnahmen nur dann gesprochen wird, wenn wirklich die komplette Schule umgebaut wird. Herabfallende Deckenteile in Schulen fallen nicht mehr unter die normale bauliche Instandhaltung. Es tut mir leid, da ist die Stadt Wien schon als Ganzes dazu verpflichtet, weil sonst kann man wirklich die Bezirksbudgets auflösen, weil im Endeffekt kommen als Nächstes die baulichen Instandhaltungen und Sanierungsmaßnahmen in den Amtshäusern dran und so weiter. Gebt den Bezirken ein paar Gebäude und das Budget ist weg! 

So kann es unseres Erachtens nach nicht gehen. So ist es, glaube ich, auch nicht gemeint gewesen, als es um die Dezentralisierung gegangen ist, dass der Großteil der finanziellen Mittel eigentlich in Notfallsmaßnahmen oder in fix verplante Ausgaben fällt und die Bezirke selbst eigentlich kaum oder überhaupt keinen Spielraum mehr haben und in solchen Belangen, wo sie ein bisschen etwas machen könnten, Parkgestaltung, Kultur, überhaupt kein Geld mehr zur Verfügung steht. In dem Sinne glauben wir tatsächlich, auch in Anerkenntnis dessen, dass es sich um Sanierungsmaßnahmen handelt, die den Bezirken möglicherweise ein bisschen bauliche Instandhaltungsmaßnahmen abnehmen, dass ein 40-prozentiger Anteil zu gering ist und dass man den Anteil, der aus dem Zentralbudget bedeckt wird, auf 80 Prozent erhöhen sollte.

In diesem Sinne bringe ich den Ihnen zugegangenen Antrag ein. Ich erspare mir, ihn zu verlesen. Es geht darum, dass 100 Prozent der Kosten für die Überprüfung und 80 Prozent der Sanierungskosten aus dem Zentralbudget zu übernehmen sind und dafür die notwendige Bedeckung zu treffen ist. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Der vorliegende Akt ist eigentlich ein weiterer in einer Fülle von Akten, die den desolaten baulichen Zustand der Wiener Pflichtschulen dokumentieren und ist eigentlich die Bankrotterklärung dessen, was die SPÖ unter Bildungsoffensive versteht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie kann man in desolaten Gebäuden, wo Schüler weit über das mit dem Bund ausgehandelte Lehrer-Schüler-Verhältnis in engen Klassen zusammengepfercht werden, wirklich davon ausgehen, dass hier Qualität geboten wird? Wie schaut Ihr Konzept eigentlich wirklich aus? Ich gönne Ihnen das Bildungsministerium. Wir werden dann das machen, was Sie die letzten Jahre gemacht haben. Wir werden uns zurücklehnen und seien Sie sicher, es fallen uns auch sehr viele Wünsche an die Wiener Stadtregierung und an eine SPÖ-geführte Bundesregierung ein. Da können Sie sicher sein! Machen Sie aber zuerst, bevor Sie im Bund das Kommando übernehmen, Ihre Wiener Hausaufgaben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, die Bezirke werden ausgehungert. Ich komme selbst aus der Bezirkspolitik, war acht Jahre lang Klubobmann und kann das, was mein Vorredner gesagt hat, nur bestätigen. Wir geben 60, 70 Prozent für unsere Volksschulen und für unsere Kindertagesheime aus. Wir tun das gerne, aber das waren alles notwendige Maßnahmen. Ich habe vorher nie gewusst, was eine Strangsanierung ist, bis ich dann draufgekommen bin, da wird die ganze Schule aufgemacht, es müssen die WC-Anlagen saniert werden und da fließt ein Großteil unseres Budgets hinein. Dann macht man auf Grund herabfallender Decken eine Überprüfung und kommt darauf, dass es wirklich so arg ausschaut und die Kosten für die Überprüfung bürdet man den Bezirken auf. Das ist Ihre Vorstellung von Dezentralisierung!

Ich frage mich, wo denn eigentlich die vielen SPÖ-Bezirksvorsteher sind, deren Budgets hauptsächlich ausgehöhlt werden. Von denen hört man nichts, weil halt bei ihnen der Ober den Unter sticht, die Obers hier, die Unters in den Bezirken sitzen und die das dann zu vollziehen haben. Es ist leider Gottes nicht so, wie das in der legendären Sendung "Kaisermühlenblues" dargestellt wurde, dass die Bezirkspolitiker so viele Kompetenzen haben. Die haben weder die Kompetenzen noch haben sie das Geld, weil das Geld in ihre Erhaltungsmaßnahmen hineinfließt. (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist nicht nur bei den Schulen so. Das ist bei den Märkten genauso. Wann sind die Märkte dezentralisiert worden? Als sie sanierungsbedürftig waren. Die Bezirke haben die bisher gezahlten laufenden Budgetmittel über-
wiesen bekommen und kaum waren sie in der Bezirkszuständigkeit, waren sie auf einmal generalsanierungsbedürftig. Das ist eine Form von Dezentralisierung, die sich ad absurdum führt, weil sie die tatsächliche Verantwortung von der Finanzierungsverantwortung und eigentlich die Politik weg von den Bürgern bringt. 

Bei aller Sympathie für alle möglichen Agenda und Bürgerbeteiligungen, aber wir haben gewählte Bezirksräte und Bezirksvorsteher. Geben wir doch denen die Kompetenzen! Die sind schon da. Die haben eigentlich kaum Kompetenzen. Selbst dort, wo sie sie haben, haben sie kein Geld. Dann brauchen wir keine Substrukturen aufzubauen, die irgendwo informell neben den bestehenden Strukturen Bestand haben sollen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte aber diesen Punkt zum Anlass nehmen, um nicht nur ohnehin schon oft Gesagtes zu wiederholen, sondern um Ihnen nochmals Ihre Verpflichtung für unser Wiener Pflichtschulwesen in Erinnerung zu rufen. Was wir brauchen, ist ein Gesamtkonzept. Ein umfassendes Konzept, das egal von der Trägerschaft die Schulkompetenzen bündelt. Da fehlt es in Wien an einigem. Der bauliche Zustand ist bereits erwähnt worden. Es fehlt ein Schulentwicklungsplan. Es werden irgendwo Schulen gebaut, geplant, andere werden kurzfristig geschlossen. Wir haben heute noch einen Flächenwidmungsplan. Da hat es ursprünglich zwei Schulen gegeben. Jetzt, auf einmal, hat man mit einer Schule das Auslangen gefunden. Kurzfristig über den Sommer wird die Embelgasse gesperrt, um sie dann doch noch ein Jahr bestehen zu lassen. Es gibt überhaupt kein Konzept. Wir fordern abermals einen umfassenden Wiener Schulentwicklungsplan, der die demographische Entwicklung, die Entwicklung der Schülerströme, aber auch etwaige Änderungen der Rahmenbedingungen beinhaltet. Auf der einen Seite wollen Sie 25 als Klassenschülerhöchstzahl, das Lehrpersonal vom Bund bezahlt hätten Sie schon, da könnten Sie auf 22 gehen, gleichzeitig schließen Sie Schulen, die Sie dann vielleicht wieder brauchen. Vielleicht sind die so baufällig, weil Sie sie vergammeln haben lassen! Das ist kein Konzept, meine Damen und Herren!

Deswegen stellen wir, meine Kollegin Anger-Koch und ich, einen Antrag auf Erarbeitung eines Schulentwicklungsplans. Ich erspare Ihnen jetzt, das noch weiter auszuführen. 

Wir verlangen in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Zweiten, das gehört thematisch dazu, hören Sie auf, Schulen über Nacht zu schließen! Machen Sie zuerst einen Plan! Warten Sie, welche Rahmenbedingungen österreichweit gesetzt werden! Insofern fordern wir von Ihnen, dass Sie aufhören, Pflichtschulstandorte zu schließen! 

Auch dieser Antrag soll einer sofortigen Abstimmung unterzogen werden.

Nur noch ein letzter Satz zum gestrigen Ausschuss in der Geschäftsgruppe der Frau Vizebürgermeisterin. Es ist nicht so, dass kein Geld in der Stadt Wien da ist. Geld ist eigentlich genug da. Da wird um 1 Million EUR eine teure Inseratenkampagne für den Wissenschaftsstandort ins Rollen gebracht. Der PID hat ohnehin genug Geld für alles Mögliche, eine zusätzliche Million ist kein Problem. Gleichzeitig dürfen sich die Bezirke die Kontrollen selbst bezahlen. Glauben Sie wirklich, dass es eine Werbung für den Wissenschaftsstandort ist, wenn man in Notmaßnahmen Deckensanierungen beschließen muss? Oder 300 000 EUR für eine Werbekampagne, dass die Menschen im Winter ins Hallenbad gehen. Auch dafür ist Geld da. Also widmen Sie diese Propagandamittel, wo sich wieder die Stadträte oder sonstigen SP-Funktionäre in der Öffentlichkeit präsentieren können, um, stecken Sie es in die Deckensanierung für unsere Pflichtschulen und lassen Sie unsere Bezirke bitte in Ruhe arbeiten! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. - Bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte doch zwei, drei Dinge zu den Vorrednern sagen, angefangen vom Kollegen Madejski. Was mich bei der Dezentralisierung, über die man sicher diskutieren kann und über die auch laufend diskutiert wird, besonders stört, es wurde erweitert und mit den Bezirken diskutiert. Aber man kann doch nicht sagen, Wien hat sich hier abgeputzt, weil die Bezirke bekannterweise auch keine Steuerhoheit mehr haben. Ich meine, das sind alles immer Wiener Gelder. Die Frage ist: Aus welchem Topf kommt es? Aber man sagt, das zahlt Wien nicht. In der Beziehung ist es egal, ob es vom Bezirk oder von einer anderen Stelle kommt, weil es immer Wiener Gelder sind. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Zuwenig! Zuwenig Gelder!) Wir müssen einfach darüber diskutieren, was in der Dezentralisierung sein soll und was nicht. Es wurde damals ja auch im Konsens beschlossen und ausverhandelt (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Aber nicht das Geld dafür!) und es gibt eben gewisse Zuständigkeiten. Aber trotz dieser Zuständigkeiten hat die Stadt Wien die Bezirke noch nie allein gelassen. (GR Dr Herbert Madejski: Warum dann Vorgriffe?) Heute nicht und auch in der Vergangenheit nicht, was Generalsanierungen et cetera betroffen hat. Immer wieder wurde, wenn es notwendig war, auch aus anderen Posten Geld zugeschossen. 

Dass das viel wert ist, zeigt der heutige Akt, wo es um Gebäudesicherheit und die sicheren Decken geht. Auch da war nicht klar, ob wirklich alle baufällig sein werden. Wir sanieren, um ganz sicher zu sein. Das ist auch okay. Das ist richtig, weil es hat eben ein, zwei, drei Vorfälle gegeben (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das waren mittlerweile schon 15 Vorfälle!) und da kann man nicht sagen, wir sehen nichts, daher werden wir nicht entsprechend agieren. Daher gibt es richtigerweise a) die Überprüfungen und b) dann auch entsprechende Aktivitäten, wo gemeinsam von MA 34 und MA 56 die Mittel geschätzt worden sind. Es ist im Akt auch ganz genau aufgestellt, wer was von den Schulen und den Bezirken bekommt. Ich werde das jetzt nicht alles aufzählen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Es wäre gut, Sie würden zwecks Transparenz alles aufzählen!) Zusammen sind es 52 Schulen, die betroffen sind, und es sind 7,5 Millionen EUR, die wir zuschießen. Zusammen sind es 17 bis 18 Millionen EUR, was das Gesamte kostet. Da zeigt sich, dass sich Wien durchaus beteiligt.

Zum Kollegen Aigner, der wieder alles mit allem zwar nicht verwechselt, aber vermischt und fragt, warum wir eine Informationskampagne von den Bädern machen. Man könnte alles immer umwidmen, herumschieben. Ich finde, das ist eine billige und eigentlich nicht korrekte Argumentation. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Bildung muss uns etwas wert sein, Herr Kollege!) Ich glaube, so sollten wir nicht vorgehen. 

Wenn man fragt, was Wien denn bisher gemacht hat, muss man sagen, dass in rund 136 Schulen heuer Instandsetzungs- und Instandhaltungsarbeiten stattgefunden haben, in 87 Schulen davon Größeres über 50 000 EUR. Die Summe der Bezirksbudgets beträgt 2006 rund 24 Millionen EUR und wir übernehmen zirka 7 Millionen EUR für Deckensanierungen und Gebäudechecks. Das ist ein namhafter Betrag, der noch dazu mit den Bezirken durchaus diskutiert und abgesprochen wurde. Außerdem werden dann noch vom Generalsanierungspaket zwei Schulen, eine im 2. Bezirk und eine im 12. Bezirk, wahrscheinlich noch 2006 entsprechend fertiggestellt. Auch dafür werden 7 Millionen EUR aufgewandt. Also sagen Sie nicht, da geschieht nichts! Es geschieht sehr viel und es ist uns auch etwas wert!

Jetzt zu den Anträgen, die a) schon gekommen sind und b) werde ich ganz kurz auf zwei eingehen, von denen ich annehme, dass sie von der Kollegin Jerusalem noch eingebracht werden. Da geht es um zwei Dinge, die man heute hier festlegen möchte, vor denen ich warnen möchte und empfehle, nicht zuzustimmen. Warum? 

Die eine inhaltliche Geschichte, dass man sagt, es darf keine Schule gesperrt werden, wurscht, ob das sozusagen logisch ist oder nicht. Nichts sperren, aber natürlich in allen Stadterweiterungsgebieten immer neu bauen. Da muss man sagen, wir müssen uns einfach alle Schulen anschauen. Da geht es immer um ein, zwei, drei Fälle. Auf keinen Fall ist es so, dass eine massive Schließungswelle der Fall sein wird, im Moment auch gar nichts Aktuelles. Aber für alle Zukunft, auch für das nächste Jahr, möchte ich das deshalb nicht sagen, weil wenn man sagt, im 22., im 21., auch in den inneren Stadterweiterungsgebieten, 2., 3. Bezirk, müssen wir natürlich Schulen bauen, aber man gleichzeitig weiß, dass es einen geringeren Zustrom dort gibt, wo es sozusagen schon seit Kaisers Zeiten in den inneren Gebieten Schulen gibt, wo einfach immer weniger Schüler hingehen und die sehr teuer bis gar nicht finanzierbar sind (GR Robert Parzer: Einen Plan muss man haben!), auch die ganztägigen Schulformen, die nicht nur wir forcieren, sondern die jetzt beschlossen worden sind, die dann untragbar sind, muss man sagen, das für alle Zeiten festzuzurren, halte ich nicht für verantwortlich und auch für pädagogisch nicht sinnvoll. 

Natürlich bin auch kein Freund dessen, dass man neben dem Paket, das jetzt kommt, sagt, tun wir doch eine Schule gleich generalsanieren oder kommen wir hier mit einem Bezirk. Weil würde man das im 3. Bezirk machen, Kleistgasse/Kölblgasse, dann kann man nicht erklären, warum man es bei anderen Bezirken nicht macht. Ich meine, ich stimme hier dem Bürgermeister zu, der sich klar zur Schule und auch zu dem, was zu tun ist, geäußert hat. Das ist richtig, ist ein klarer politischer Wille. Weil wir hier im Gemeinderat sollten das nicht sozusagen an uns reißen, sondern dort lassen, wo es ist, nämlich in Bezirkskompetenz, was aber nicht bedeutet, dass dort gar nichts geschieht, denn wenn man sich den Akt angeschaut hat, sieht man, 3. Bezirk kommt vor, Kleistgasse/Kölblgasse, dass zusammen 700 000 EUR geplant sind, davon tun wir 282 000 EUR wiederum zuschießen. Dabei geht es aber nicht um Generalsanierung, sondern die Deckensanierung, die in dem Akt behandelt wird. Auch da muss ich sagen, geschieht ein wichtiger erster Schritt und nicht nichts. 

Beim anderen muss man darüber diskutieren, das soll aber im Bezirk und nicht hier diskutiert werden, weil es eben in der Dezentralisierung so vorgesehen ist. 

Zusammengefasst kann man sagen, die heute beschlossenen Gelder und Summen zeigen, dass uns die Wiener Schulen nicht etwas, sondern viel Geld wert sind! Deshalb ersuche ich auch um Zustimmung. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. - Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Es ist zwar schon einiges gesagt worden, aber ich möchte hier noch ein paar Worte im Speziellen zum 10. Bezirk, der ganz massiv von den Schulen und von den Schulden betroffen ist, zufügen. 

Zum einen würde mich schon die Aufteilung interessieren, wenn hier "Gebäudesicherheitsüberprüfung und für die Montage" steht, wie das Verhältnis der relativ hohen Summen ist. Was wird überhaupt für die Überprüfung ausgegeben? Denn ich bin der Meinung, dass wir weder für die Montage dieser Sicherheitsdecken noch für die Überprüfung der Schulen auch nur einen Euro gebraucht hätten, hätten wir in all den Jahren die Sanierung konsequent durchgeführt. Das war aber nicht so. Es ist schon angesprochen worden, als Anfang der 90er Jahre durch die Dezentralisierung die Schulen in die Bezirke kamen, waren sie schon desolat. Der 10. Bezirk bekam gleich zu Beginn 33 Schulen und hat mittlerweile an die 45 Schulen. Und 45 Schulen sind eine massive Menge Geld. 

Zudem hat Herr GR Madejski gesagt, im Jahr 2004 waren es noch 8,8 Millionen EUR an Vorgriffen. Da muss ich dazusagen, dass wir Ende der 90er Jahre im 10. Bezirk ein Plus von 1 Million EUR, das heißt, eine Rücklage, hatten und jetzt, im Jahr 2006, bei 10,4 Mi-
llionen EUR Vorgriffen stehen. Das bedeutet auch, dass allein in den Jahren zwischen 2004 und 2006 das Ganze noch einmal um 25 Prozent höher geworden ist. Wir reden hier nicht von ein bisschen Kleingeld, sondern da steckt wirklich ein großer Brocken des Bezirksbudgets dahinter. 

Es wurde aber auch, das möchte ich schon sagen, und zwar am Beispiel der Enslein-Schule, nicht immer ganz sorgfältig oder nicht ehrlich mit diesem Geld umgegangen. Nicht nur, dass einerseits manche Schulen fast zu Tode saniert als Paradeschulen ausgebildet wurden, während andere überhaupt nichts bekommen haben, das muss man schon auch einmal sagen. Bei der Enslein-Schule war es so, dass immer feststand, Neubauten gehen zu Lasten der Gemeinden und nur die Sanierungen gehen zu Lasten des Bezirks. Bei der Enslein-Schule hieß es dann plötzlich, es hätte sowieso saniert werden müssen, also trägt wieder einen Teil der Bezirk. Herausgestellt hat sich, dass die Sanierung um genau 2 Millionen ATS billiger war als der Neubau. Ich glaube, dass hier das wirtschaftliche Prinzip sicher nicht eingehalten worden ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Außerdem hat der 10. Bezirk, als man erkannte, welche Defizite vorhanden sind, in der Bezirksvertretung einstimmig den Beschluss gefasst, dass wir eine Schulkommission haben, dass alle Fraktionen gemeinsam die Schulen besichtigen und auch gemeinsam den Vorrang der einzelnen Schulen, die saniert werden sollen, beschließen. So weit so gut, nur hat die Frau Bezirksvorsteherin sich jedes Mal geweigert, die Kommission einzuberufen und sie kam bis heute nicht zu Stande. Ich hoffe, sie hat nichts zu verbergen. 

Wenn Sie jetzt schon diese Kommission nicht zulassen, dann kommt es mir ein bisschen so vor, dass Sie vielleicht auch Angst gehabt haben, dass Sie die Opposition zum Handeln zwingt, wo Sie offensichtlich keinen Handlungsbedarf gesehen haben, außer es war Gefahr in Verzug. Wenn Ihnen die Sicherheit der Kinder nicht wichtig genug ist, was die desaströsen Zustände der Schulen seit Jahren zeigen, ohne dass Sie dem massiv entgegensteuern, wäre das auch ein Argument, keine Schulkommission zuzulassen, wenn Sie die Verantwortung alleine tragen wollen! Aber dann tun Sie das bitte und handeln Sie! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Martin Margulies hat zum Thema Schulsanierung und Finanzierung bereits alles gesagt. Das brauche ich nicht zu wiederholen. Ich möchte aber ein anderes Thema aufgreifen, das mir sehr wichtig erscheint, das ein Problem darstellt und das immer wieder an den verschiedensten Stellen auftaucht. Meiner Meinung nach hat die SPÖ einfach ein Demokratieproblem, das sich gewaschen hat. (Beifall bei GR Mag Wolfgang Jung.) Ich möchte es an zwei Punkten darstellen. 

Erster Punkt, der Herr Abgeordnete von der ÖVP hat darauf hingewiesen, nämlich hat er gemeint, es gäbe kein Konzept und es gäbe keine Planung. Ich bin da anderer Meinung, Herr Abgeordneter. Ich glaube nämlich, dass es sehr wohl Unterlagen gibt, Planungsunterlagen, Konzepte, die Überprüfung von Schülerströmen, demographische Analysen und so weiter und so fort, aber diese Grundlagen werden den Abgeordneten nicht zur Verfügung gestellt. Oder, meine Damen und Herren von der SPÖ, vielleicht gehören Sie zu den glücklichen Ausnahmeabgeordneten, die diese Unterlagen sehr wohl bekommen. Wir bekommen sie nicht und die anderen Oppositionsparteien auch nicht. Man kann auch den Schluss daraus ziehen, dass Sie konzept- und planlos sind. Ich unterstelle Ihnen aber eher, dass Sie ein gewaschenes Demokratieproblem haben, wo Sie einfach Informationen nicht weitergeben und nicht zulassen wollen, dass alle über denselben Stand der Informationen verfügen! (Beifall bei GRÜNEN und FPÖ.) 

Ich möchte es an einem weiteren Beispiel festmachen. Die Bezirksrätinnen und Bezirksräte, die in Ihren demokratischen Vertretungen darüber bestimmen und entschließen müssen, ob Sie einem Geschäftsstück Schulsanierung, Schuladaptierung und so weiter zustimmen. Sie sind in derselben Situation wie wir Abgeordneten hier im Hause in Bezug auf die Planung. Sie haben nämlich überhaupt nicht die Grundlagen dazu, um entscheiden zu können, weil, und da gibt es sogar Anweisungen an die DirektorInnen, es schulfremden Personen, Bezirksrätinnen und Bezirksräten nicht erlaubt ist, in diese Schulen zu gehen und sich vor Ort einen Eindruck darüber zu verschaffen, ob es richtig ist, schon in diese Schule zu investieren oder in diese Schule nicht zu investieren und ob es richtig ist, die Geldflüsse so zu machen, wie sie gemacht werden. Auch da ist wieder dasselbe Problem. Sie sind diejenigen, die die Informationen abstoppen, die verhindern, dass alle auf derselben Grundlage entscheiden können. Das ist ein Demokratiedefizit und das ist Ihnen hoch anzukreiden, denn wenn das eine Partei macht, die jahrzehntelang absolut regiert und immer die Stimmenmehrheit hat, dann ist das im Endeffekt ein Zustand in der Stadt, der absolut nicht akzeptabel und nicht tolerierbar ist. Das wollte ich Ihnen schon einmal gesagt haben, weil ich glaube, dass Sie sich mit diesem Demokratiedefizit, das Sie haben, nicht auseinander setzen. Das ist das eine.

Das andere ist, die ÖVP bringt zwei Anträge ein, denen wir leider in der Form nicht zustimmen können. Da ist schon viel drinnen, wo wir die Ansicht teilen. Wir möchten jetzt nicht im Detail darauf eingehen. Aber erstens ist bei mir der Eindruck entstanden, Sie wollen im Grunde genommen, dass mehr Kinder in Wien in eine Hauptschule gehen und weniger eine höhere Schule besuchen. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber nur wenn die Hauptschule die Qualität der Bundesländer hat!) Darüber können wir vielleicht einmal diskutieren, aber ich unterstelle das bei diesen Anträgen einmal als Absicht. Ich bin mir nicht hundertprozentig sicher, ob ich damit tatsächlich Recht habe. 

Ich möchte daher zumindest einen Antrag einbringen, der sich mit der Auflassung von Volksschulen beschäftigt. Sie nennen das in Ihrem Antrag, glaube ich, "Schließung von Schulstandorten". Schon da habe ich ein Problem, denn das ist die völlig falsche Begrifflichkeit. Schulstandorte werden nicht geschlossen, sondern in der Regel ist es so, das eine Schule aufgelassen wird und dann oft eine andere hineinkommt. Der Standort selbst wird in den seltensten Fällen tatsächlich geschlossen. Auch im Gesetz spricht man vom "Auflassen von Schulen". Das tue ich hiermit auch und möchte, dass man, bevor eine Volksschule aufgelassen wird, schaut, ob es nicht sinnvoller wäre, dass man die Schülerinnen und Schüler der Region besser verteilt, sodass das dann zu immer noch erträglichen Schulwegentfernungen führt, den Standort belässt, anstatt diese Schule einzusparen und zu schauen, ob man nicht aus Schulen, die heute halbtägig geführt und randvoll mit Kindern sind, dadurch, dass Klassen wegfallen, Raum gewinnt und man dort eine ganztägig geführte Schule machen könnte. Das wäre meiner Meinung nach zum Beispiel in der Leopoldgasse möglich gewesen. 

Ich stelle daher den Beschlussantrag:

„Vor Auflassung einer Volksschule ist zu prüfen, ob die Schule durch eine bessere Verteilung der Schülerinnen und Schüler erhalten werden kann. Es ist sicherzustellen, dass eine KlassenschülerInnenhöchstzahl von 25 eingehalten wird.

Wir verlangen in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung.“

Ich schließe jetzt damit, dass ich abschließend darauf hinweisen will, dass wir zum Beispiel durch die Auflassung der Volksschule Leopoldgasse jetzt in der Kleinen Sperlgasse 27 Kinder in den ersten Klassen haben und das pädagogisch unerträglich ist oder für mich pädagogisch unerträglich ist. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist noch Herr StR Rieder. - Bitte schön. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich überblicke mittlerweile schon einen geraumen Zeitraum als Finanzstadtrat. Die Finanzierung der Dezentralisierung habe ich allerdings so wie meine Vorgängerin bereits geerbt. Sie hat also eine lange Tradition und Vorgeschichte in diesem Haus. Möglicherweise sind viele von Ihnen auch nicht damit vertraut, wie seinerzeit diese Finanzierungsregeln festgelegt worden sind, nämlich nicht aus einem Akt der Regierung, sondern es waren die Fraktionen des Gemeinderats, die ein in der Tat sehr kompliziertes System mit dem hohen Anspruch auf möglichste Fairness, also Fairness gegenüber dem Verhältnis zwischen den Bezirken und Fairness im Verhältnis Zentralbudget und Bezirksbudget, hergestellt haben. 

Ich räume jedem ein, dass man nach einem so langen Zeitraum auch gescheiter werden und Regelungen treffen kann, die dann zumindest denselben Anspruch wie das gegenwärtige System, nämlich im Verhältnis zwischen den Bezirken halbwegs fair zu sein, erfüllen. Weil da gibt es natürlich auch Unterschiede, ob es ein Bezirk ist, in dem vorwiegend alte Schulen sind, oder ob es ein Bezirk ist, in dem neue Schulen gebaut worden sind, weil es ein Bezirk ist, in den immer wieder neue Bevölkerungsschichten zugewandert sind und sich dort eben eine neue Schulstruktur gebildet hat. 

Ein wesentliches Merkmal, das möchte ich schon betonen, ist, dass die Erstellung der Finanzrahmen für die Bezirksbudgets weder vom Finanzstadtrat noch vom Gemeinderat in irgendeiner Weise beeinflusst werden kann, sondern auf Grund festgelegter Spielregeln geschieht. Diese Spielregeln stellen auf die Einnahmenseite der verschiedenen Steuern ab, auf die das geregelt ist, dann gibt es noch zwei Zusatztöpfe, wie wir wissen, aber im Prinzip ist es eine Situation, in der die Einnahmen auf der einen Seite auch den Ausgabenrahmen der Bezirke bestimmen, etwas, was genau genommen in einem gesicherten Budget eigentlich selbstverständlich sein sollte, mit einem, wenn man will, Schönheitsfehler, nämlich, dass die Berechnungsgrundlage zwei Jahre zurückhängt. Das heißt, in Zeiten des wirtschaftlichen Abschwungs profitieren die Bezirke von dieser Verzögerung, in Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs haben sie das Problem, dass die Einnahmenseite nachhinkt und sie daher erst später in die erhöhte Ausgabenseite kommen. Das wird beispielsweise im kommenden Jahr der Fall sein. 2007 ergibt sich für die Bezirke eine deutliche Erhöhung dieser Seite. Soviel nur zu dem, was Herr Madejski hier zur Frage der Situation der Bezirksbudgets generell gemeint hat. 

Noch etwas Zweites dazu: Es war auch im Finanzausschuss, wo mich meine Kollegin Grete Laska vertreten hat, eine eingehende Debatte zu dem Thema. Eigentlich ist es eine enorme Verbesserung gewesen, dass es seinerzeit gelungen ist, die einjährige Kameralistik in den Bezirksbudgets zu überwinden, mit der Möglichkeit, Rücklagen zu bilden und Vorgriffe zu tätigen, eine Beweglichkeit hergestellt worden ist, die wesentlich ist, um konkrete Projekte zu realisieren. Es ist nicht so, dass sich die Bezirke in den roten Zahlen befinden, sondern es ist ein bewusstes System. Ich räume ein, langfristig gesprochen wäre es natürlich aus der Sicht des Finanzstadtrats wünschenswert, dass eine Balance wiederhergestellt wird, aber erzwungen wird das von Seiten des Finanzstadtrats sicher nicht. 

Zweitens, worum geht es konkret? Wir alle wissen, dass sich in den vergangenen Jahren, eigentlich auch für Experten überraschend, bei den Falzziegeldecken und Gipsplattendecken plötzlich ein Sanierungsbedarf ergeben hat, selbst bei Schulen, die saniert gewesen waren, wo man sozusagen nicht davon ausgehen kann, wie es hier gesagt worden ist, weil lange nichts geschehen ist, musste man damit rechnen. Nein, selbst in generalsanierten Schulen ist das punktuell passiert. Ein Phänomen technischer Art, dem man nachgehen und auf das man reagieren musste. Nun war das eine Situation mit Überraschungseffekt, sage ich einmal, wo beide Seiten, sowohl Zentralbudget als auch Bezirksbudgets, überrascht worden sind. 

Das war der Grund, warum Grete Laska und ich gemeint haben, dass hier eine Sonderregelung greifen kann, also dass man nicht auf den leidlichen Streit, ob das jetzt aus dem Zentralbudget oder nach den Spielregeln aus dem allgemeinen Bezirksbudget zu bedecken ist, ausweichen muss und dass man einen Kompromiss findet, der darin besteht, dass zu dem, was nach allgemeinen Expertengutachten von den Bezirken zu bezahlen wäre - die Frage, ob diese Sicherheitsprüfungen auch in die Bezirksbudgets fallen, ist in einem Gutachten des Verfassungsdienstes der Magistratsdirektion bejaht worden -, wir gesagt haben, dabei bleiben wir nicht, sondern wir versuchen, eine Lösung zu finden und daher von den anfallenden 17,6 Millionen EUR die anfallenden 7 Millionen EUR aus dem Budget des Finanzressorts übernommen haben. Auch nicht leicht, sage ich, weil wir haben auch nicht das Geld, das überall aus den Säcken hervorquillt. Also darum ist es konkret gegangen.

Ich bedanke mich bei den Bezirken, die tatsächlich von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht haben. Ich glaube, der einzige ist der 15. Bezirk, der jetzt noch diesen Beschluss fassen wird. Alle Bezirke haben die planmäßig vorgesehenen Sanierungen durchgeführt und alle Bezirke haben die Übernahme dieser Sicherheitsprüfungskosten mit dieser Vereinbarung, die wir vorgeschlagen haben, beschlossen. Also es ist, glaube ich, in dieser Frage gelungen, auch einen inhaltlich verständlichen Kompromiss herzustellen. 

Natürlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen wir, dass in vielen Bereichen, wo Schulen aus der Jahrhundertwende - nicht des 20. und 21. Jahrhunderts, sondern des 19. und 20. Jahrhunderts - stehen, ein erhöhter Sanierungsbedarf besteht und dass wir darauf reagieren müssen und reagieren werden. Wir haben das in den letzten Jahren durch Generalsanierungen getan. Ich erinnere daran, dass die Mittel, die durch den Verkauf der Landeshypothekenanstalt hereingekommen sind, zu 100 Prozent in ein Programm zur Generalsanierung gestellt worden sind, dass wir laufend zu den Regelungen über die Finanzierung der Bezirksbudgets Sonderfinanzierungen aufgestellt haben, also Investitionsanreize gemacht haben. Sie können sicher sein, dass wir dieses Konzept weiter fortsetzen werden! 

Zum Schluss noch eine Bemerkung, was die Frage der Schließung von Schulen betrifft: Ich war gestern bei der Finanzreferentenkonferenz in Linz. Da ist es, wie in einer Pressekonferenz anschließend, unter dem Vorsitz von Lhptm Sepp Pühringer um das Thema "Wo haben die Länder Probleme gegenüber dem Bund beim Geld?" gegangen. In allen Bundesländern, meine sehr geehrten Damen und Herren, und daher sollte man die Wortbemerkung, es geht nur um die Frage rotes Wien gegen ehemals schwarze Bundesregierung rasch wieder vergessen, ist der Bereich der Schulen ein ernstes Problem für die Finanzierung auf Landesebene, sind aber natürlich die Fragen der Personalkosten und nicht die Sachkosten im Vordergrund. Da geht es um Fragen, die Wien nicht betreffen, wie die Frage des Personalaufwands bei den Landesforstschulen, Landesagrarschulen und so weiter. 

Ich glaube, dass es richtig ist, dass man sagt, dass die Frage der Veränderung der Reformen der Schulen in allen Belangen ein zentrales Thema der kommenden Bundesregierung sein muss, von der ich annehme, dass Sie, wenn die Verhandlungen zu Stande gekommen sind, auch das als Priorität einsehen. Die Bildungsreform mit allen Facetten ist ein zentrales Thema unserer Zeit. Sie können sicher sein, dass wir auf allen Ebenen unseren Beitrag dazu leisten werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine Wortmeldung liegt mir nicht mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet.

Ich lasse nun zunächst den Abänderungsantrag der GRÜNEN abstimmen.

Wer für diesen Abänderungsantrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ich stelle eine Zustimmung nur bei den GRÜNEN und bei der ÖVP fest. Damit hat der Antrag nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Ich lasse jetzt das Geschäftsstück abstimmen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest. Das Geschäftsstück ist angenommen.

Ich lasse nun den ersten Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP abstimmen, und zwar betreffend Schließung von Pflichtschulstandorten. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Damit ist die notwendige Mehrheit nicht gefunden.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Ausbau des Wiener Pflichtschulwesens.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle nur die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Das ist die Minderheit.

Ich komme nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Auflassung von Volksschulen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt eine Zustimmung von ÖVP und GRÜNEN. Damit ist die erforderliche Mehrheit nicht gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 81 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 7. Gemeinde-
ratssubventionsliste 2006.

Eine Wortmeldung liegt nicht vor. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung, wobei eine getrennte Abstimmung verlangt wurde.

Ich lasse daher die Subvention betreffend Verein zur Förderung von Wohnraumbeschaffung - WOBES getrennt und jetzt abstimmen.

Wer für diese Subvention von WOBES ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN fest. Damit gibt es eine Mehrheit für diese Subvention.

Ich lasse jetzt alle übrigen Subventionen in dieser Subventionsliste abstimmen.

Wer für die restlichen Subventionen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Damit kommen wir zur Postnummer 14 der Tagesordnung. Sie betrifft den Beitritt der Stadt Wien als ordentliches Mitglied zum "Verein zur Förderung des Institutes der Regionen Europas (IRE)".

Ich bitte die Berichterstatterin, GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. - Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das Institut der Regionen Europas behandelt hier einen Punkt, der an sich eine minimale Summe beinhaltet, nämlich den Mitgliedsbeitrag in dieser Organisation. Würde es bei dieser Summe bleiben, könnte man sagen, es ist eh egal. Aber es ist wieder einer dieser zahllosen Vereine, die gegründet werden, damit Geld lukriert wird, das, wenn man dann hineinschaut, keinem besonders vernünftigen Zweck zugeführt wird. Wenn Sie sich etwas vertiefen - ich empfehle Ihnen, dazu ins Internet zu gehen - und diese Gruppierung anschauen, dann ist das wieder einer jener Gruppierungen, die Geld für überwiegend, ich möchte fast sagen, privates Gaudium, für die Reiselust von Funktionären lukriert. Denn es ist nicht mit dem Mitgliedsbeitrag bei diesem Institut getan. Es geht darum, dass die Tätigkeiten dieses europaweit agierenden Klubs finanziert werden müssen, die sich im Wesentlichen auf Reisen beschränken. Da stellt sich die Frage: Wer zahlt die Veranstaltungen? Wer erhält den aufwendigen Verein? Wer finanziert die Dienstreisen?

Ich gebe Ihnen nur zwei Beispiele für diesen Verein, der dazu da wäre, die Schaffung von Netzwerken zwischen Regionen in Bereichen des öffentlichen Handels und der Wirtschaft zu fördern. 

Vier Veranstaltungen, glaube ich, waren es, die im vergangenen Jahr stattgefunden haben beziehungsweise stattfinden werden. Sogar noch heuer, am 20. No-
vember dieses Jahres, tagt zum Beispiel der Beirat des Instituts der Regionen in Varazdin. Das Ganze beginnt damit, dass das Institut um 14.30 Uhr eine Stadtbesichtigung anbietet. Gegen 20 Uhr, nach Ende der Stadtbesichtigung, beginnt der Welcome-Abend für sämtliche geladenen Gäste mit Fakten über die Förderungsmöglichkeit der Region mit einer Folkloreveranstaltung. Dann ist noch eine kurze Präsidiumssitzung. So schaut die Arbeit eines solchen Vereins aus. 

Eine andere Veranstaltung, aus dem vergangenen Jahr, 16. August, exklusiver Ort, Schloss Mattsee bei Salzburg. 11 Uhr vormittags Beginn, Salzburger Festspiele, großes Festspielhaus, Orchesterkonzert Johannes Brahms, Ludwig van Beethoven. Um 15 Uhr ist die Generalversammlung des Instituts, aber damit es nicht zu anstrengend wird, um 17 Uhr bereits ein kurzer Roundtable und um 18 Uhr eine Bootsfahrt mit Aperitif auf dem Ausflugsschiff Seenland. Um 19 Uhr ist das Abendessen im Schloss Mattsee, Tagung dann im Kavaliershaus, für zwei Stunden im Schloss Kleßheim in Salzburg. 

Das sind die Veranstaltungen, die wir mit dem Geld unserer Bürger fördern! Wir glauben, dass das nicht einmal annähernd gerecht ist, dass das eine Sache ist, die keineswegs förderungswürdig ist und lehnen das ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe keine Wortmeldung mehr. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Über die wirtschaftliche und politische Bedeutung der Regionen Europas brauchen wir hier hoffentlich nicht zu debattieren. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, aber über das Institut!) Da sind wir uns hoffentlich einig, dass diese gegeben ist. Das bedeutet auch, sich miteinander zu vernetzen. (GR Mag Wolfgang Jung: Im Schloss Kleßheim!) Gemeinsam diese Bedeutung zu kommunizieren, weiterzuentwickeln und herauszustreichen, steht hoffentlich außer Frage.

Ich möchte nur auf jeden Fall ein Missverständnis aufklären, Herr Kollege Jung. Die Stadt Wien beabsichtigt nicht, dem Institut der Regionen Europas beizutreten, sondern dem Förderverein des Instituts (GR Mag Wolfgang Jung: Den meine ich ja!), was, um Ihnen das als Erklärung zu liefern, auch den geringen Mitgliedsbeitrag von 500 EUR, um den es in diesem Akt geht (GR Mag Wolfgang Jung: Können Sie uns versichern, dass das nicht mehr kosten wird?), rechtfertigt, denn das Institut, das an sich wesentliche Aufgaben der Forschung, der gemeinsamen Weiterentwicklung, der Bedeutung der Region, der Vernetzung mit der Wirtschaft, Seminare, Publikationen, Informationsdienste und so weiter anbietet, hat mit Sicherheit einen größeren Aufwand als der Förderverein an sich.

Das was die Stadt Wien als Benefiz für diese Mitgliedschaft bekommt, ist Zugang zu all den Publikationen, wissenschaftlichen Studien und Beiträgen, die das Institut liefert. Dafür, denke ich, zahlt es sich auf jeden Fall aus, auch an Veranstaltungen teilzunehmen, die Sie hier quasi als Spaß abtun. Netzwerken kann durchaus auch in angenehmer Atmosphäre und an einer angenehmen Örtlichkeit passieren. Das muss man nicht in verstaubten Kellern tun. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber in Relation wäre das schon günstig!)

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist nur gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 16 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Hildegard Burjan-Institut". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. - Bitte sehr. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das "Hildegard Burjan-Institut" hat das Ziel "Schwerpunktvermittlung von politischer Bildung". De facto ist es ein Institut, das eine Vorfeldorganisation der SPÖ darstellt. Auch parteipolitische Bildung ist eine politische Bildung. Es sei unbestritten, aber dann soll man es auch klar deklarieren, was es ist und nicht zusätzlich zu dem ohnehin Vorhandenen auf diese Art und Weise Geld lukrieren. Es geht dabei um einen Förderungsbetrag von zirka 165 000 EUR, von denen 100 000 EUR in den Personalaufwand gehen. Das ist die übliche Masche. Man gründet einen Verein, bringt dort eigene Leute in hauptamtlichen Funktionen unter und hat sich damit schon brave Mitarbeiter gesichert. So darf man sich nicht wundern, dass die SPÖ auch so viele hauptamtliche Wahlkämpfer hat, wenn es darauf ankommt. (GR Heinz Hufnagl: Reden Sie jetzt zu Seibersdorf oder was war das dort?) - Die arbeiten ja etwas, das ist ein Unterschied. (GR Heinz Hufnagl: Ja, das hat man gehört, dass dort gearbeitet worden ist!) 
Was die machen, werde ich Ihnen gleich erzählen, Herr Kollege! (GR Heinz Hufnagl: Ein Katastrophenergebnis!) Was diese Mitarbeiter machen, werde ich Ihnen gleich erzählen. Sie führen als Leistungsergebnis stolze 150 Versammlungen an. Jetzt muss man sich einmal diese Veranstaltungen anschauen, was für Veranstaltungen das waren und wie viele Besucher dort waren, wenn man hineingeht. 

Da war einmal eine Veranstaltung "Selbstverteidigung". Das kann vielleicht bei der politischen Bildung unter Umständen, wenn man die Wähler weiter verärgert, notwendig sein. Aber jeder, der sich ein bisschen mit dem Thema befasst hat, weiß, dass man bei einer einmaligen Veranstaltung Selbstverteidigung so gut wie nicht lernt und sich nur selbst gefährdet, wenn man dann versucht, das anzuwenden, was dort gemacht wird. 

Zweite Veranstaltung, die sind alle in der gleichen Größenordnung mit den Besucherzahlen. Heiße 27 Be-
sucher beim Thema "weibliche Lust", 14 Besucher bei "Kunst und Kröten", immerhin 31 haben sich für "New Orleans und San Francisco" interessiert. Das ist bei der SPÖ alles politische Bildung, der Sie da zustimmen. 

Beim Kosmetikseminar waren sogar 20 Besucher-
innen, in dem Fall wahrscheinlich überwiegend. Auch das ist politische Bildung. Vielleicht das Wangenrotauftragen unter politischer Bildung, meine Damen und Herren. 

Eine der bestbesuchten Veranstaltungen war der "Klub der Teufelinnen" mit immerhin 66 anwesenden Teufelinnen, roten Teufelchen, die dort getagt haben. 

Regelmäßig gut besucht war der "Ladys Brunch". Das glaube ich, ein nettes gemeinsames Frühstück bringt, immerhin etwas. Aber das ist es.

Es wäre ja lächerlich, wenn nicht alle Wienerinnen und Wienerinnen da mitzahlen müssten! Über 160 000 EUR für dieses Kasperltheater ist bei weitem zu viel, meine Damen und Herren! (Beifall bei FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine Wortmeldung liegt mir nicht mehr vor. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Wort. 

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Kollege Jung! 

Also eine Vorfeldorganisation der SPÖ ist das Institut nicht unbedingt. Da sollten Sie vielleicht noch einmal genauer recherchieren! (GR Harry Kopietz: Das ist genauso falsch wie alles andere!) 

Prinzipiell hat es sich in den letzten Jahren sehr bewährt. Das können Sie mich als Frau sicher besser beurteilen lassen. Noch immer verdienen Frauen weniger als Männer. Noch immer werden Jobs viel zu oft auf Männerstammtischen vergeben. Umso wichtiger sind Mentoring-Programme für Einsteigerinnen und Wiedereinsteigerinnen. Umso wichtiger sind Mentoring-Programme für Studierende. Umso wichtiger sind Vernetzungsgespräche für junge Frauen. Und umso wichtiger sind Opinionleader, das heißt, Vorstellen von Frauen in Führungspositionen, Frauen in ungewöhnlichen Berufen, Frauen mit außergewöhnlichen Karrieren. (GR Mag Wolfgang Jung: Das reicht aber jetzt!) 

Dass Sie das unnötig und lächerlich finden, finde ich schade! Glauben Sie mir als junger Frau, solche Sachen sind sehr wichtig und gerade in der heutigen Zeit durchaus förderungswürdig!

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mit erforderlicher Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 18 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "ICE - Internet Center for Education - Verein zur Förderung von Medienaktivitäten im schulischen und außerschulischen Bereich". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. - Bitte schön. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Dieser Subvention werden wir nicht zustimmen, da uns für die medienpädagogischen Vorhaben ein echtes effizientes Konzept fehlt. Gerade in einem Zwischenbereich müsste hier nämlich eine professionelle und flächendeckende Schulung der Lehrer und Lehrerinnen beziehungsweise Freizeitpädagogen und -pädagoginnen erfolgen. Wir wären der Ansicht, dass das Geld sinnvoller für die Pädagogische Hochschule eingesetzt wäre, die bereits existiert, und nicht den Verein zu fördern, wo im Prinzip die SPÖ-Funktionäre mit weiteren Jobs versorgt werden. 

Ich möchte nur zur Info weitergeben, dass auf der Pädagogischen Hochschule ein Kompetenzzentrum, das "E-Learning" heißt, vorhanden ist, wo genau diese Themen auch dargestellt und dargeboten werden. (GRin Barbara Novak: In engster Zusammenarbeit!) Wir wollen gerne die Energien bündeln, sodass das Geld nicht einfach wertlos irgendwo versickert. (VBgmin Grete Laska: Auf der Pädagogischen Hochschule gibt es zurzeit nicht einmal ein Sekretariat! Wenn die Pädagogische Hochschule installiert ist, werden wir das sicher machen, aber zurzeit hat die arme Frau Direktorin nicht einmal ein Sekretariat!) 
Noch einmal: Wir hätten gern, dass Sie mit der Pädagogischen Hochschule zusammenarbeiten und nicht dort Ihren eigenen Funktionären Jobs beschaffen! - Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer. - Bitte schön.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich würde mich freuen, wenn wir zum Thema "ICE" einmal eine inhaltliche Auseinandersetzung führen könnten und nicht immer nur über die strukturelle Zusammensetzung der Funktionärinnen und Funktionäre dort. Die haben übrigens, wenn Sie zum Beispiel die dortige Vorsitzende meinen, keinen Job, sondern eine ehrenamtliche Tätigkeit und ehrenamtliche Tätigkeiten werden Sie uns Gemeinderätinnen und Gemeinderäten wohl nicht absprechen. Ich kenne auch einige Ihrer Fraktion, die sehr wertvolle Aufgaben für die Gesellschaft im ehrenamtlichen Bereich wahrnehmen. 

Aber jetzt zur Inhaltlichkeit: Ich habe überhaupt nicht den Eindruck, dass es da um geheime Sachen geht, die aus den Akten und aus den Berichten des "ICE" nicht hervorgehen und dass es da irgendwelche internen Mauscheleien zwischen sozialdemokratischen Funktionärinnen und Funktionären gibt. 

Was macht der "ICE"? Offensichtlich ist es noch immer nicht ganz da, zumindest wird es hier nicht diskutiert. Der "ICE", das steht auch im Namen, macht und fördert schulische und außerschulische Medienaktivitäten und ist größter Contentlieferant im Wiener Bildungsserver. Die Webs Kidsweb, Elternweb, Lehrerweb, 
X-Large zeigen allein durch die Zugänge, welche wertvolle Bedeutung sie haben. Es gibt keine auch nur annähernd so große und nachgefragte Internetangebote. 

Jetzt übernimmt auf Bitte der MA 13 ein Verein, der das im schulischen und außerschulischen Bereich schon macht - nur logisch - auch Aufgaben, die die Media-Wien im Schulbereich gemacht hat, wird die methodische und taktische Entwicklung von Konzepten weiterentwickeln und kann etwas Zusätzliches anbieten. Das, was bis jetzt geschehen ist, liegt auf der Hand und das weiß man auch. Was ich zusätzlich anbieten kann, ist, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im "ICE" mit ihrem Know-how die Gelegenheit haben, diese vielen Konzepte auch innovativ weiterzutragen und in einem Netzwerk der Medienszene mit Universitäten und mit Bildungseinrichtungen zu vernetzen. Das gehört zum Zugang der Stadt Wien zum Thema Medienpolitik, der da lautet: „Wir schaffen Zugänge zu Medien, wir vermitteln Medieninteresse." Genau das ist es, was wir im Internetbereich machen. Wir helfen, lehren und vermitteln Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit, mit Medien zu arbeiten und kritische KonsumentInnen zu werden. Dazu leisten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des "ICE" einen wertvollen und großartigen Beitrag.

Ich möchte mir daher verbieten, dass sie dafür in aller Regelmäßigkeit verunglimpft werden, sondern ganz im Gegenteil, es gebührt ihnen ein großer Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

In dem Sinne bitte ich auch um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Darum kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN fest. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Es geht hier um eine Subvention an verschiedene Theaterinstitutionen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich kann mich kurz halten. Der Grund für unsere Ablehnung zu diesem Geschäftsstück ist nicht, dass wir grundsätzlich gegen Bau-Investitionen im Kulturbereich sind, sondern dass wir mit bedauerlicher Regelmäßigkeit feststellen, dass es gerade bei Bau- und Investitionskostenzuschüssen nicht möglich ist, ausreichende Informationen darüber zu erhalten, welche Vorhaben damit jeweils finanziert werden sollen. – Da es in den letzten Jahren doch einige Bau-Investitionskostenzuschüsse gegeben hat, die unser großes Missfallen erregt haben – ich nenne nur das „Birdland“ im Hilton oder auch die Probleme, die beim "Vindobona" aufgetreten sind –, und da wir auch durch Nachfrage im Ausschuss nicht ausschließen können, dass hier ähnliche Projekte ins Auge gefasst sind, die den Richtlinien und Absprachen im Rahmen der Theaterreform völlig widersprechen, müssen wir diesen Rahmenbetrag ablehnen.

In der Hoffnung, in Zukunft diesbezüglich Klarheit zu erhalten, haben wir heute eine schriftliche Anfrage eingebracht, die vielleicht mehr Licht ins Dunkel bringt. Vielleicht wird uns die entsprechende Antwort zufrieden stellen und uns die Gewissheit geben, dass das Geld so angelegt ist, wie wir glauben, dass es angelegt werden sollte. – Jedenfalls werden wir diesem Geschäftsstück heute nicht zustimmen, hoffen aber, dass trotzdem alles gut geht. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nun ist Herr GR Dr Wolf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. – Bitte schön. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor wenigen Minuten hat der Gemeinderat beschlossen, dass die Stadt Wien als ordentliches Mitglied dem Verein zur Förderung des Instituts der Regionen Europas beitritt, und hat auch einen Mitgliedsbeitrag in Höhe von 500 EUR pro Jahr genehmigt. Mehr noch: Er hat auch die zuständige Magistratsabteilung ermächtigt, allfällige Erhöhungen der Mitgliedsbeiträge bis zu 10 Prozent jährlich zu genehmigen beziehungsweise nach eingehender Prüfung durchzuführen. – Dieses Poststück könnte man als beispielhaft und korrekt bezeichnen: Hier geht es um kleine Summen, und hier wird genau festgelegt, wer was tun darf.

Im vorliegenden Geschäftsstück geht es um einen Rahmenbetrag in der Höhe von 1,2 Millionen EUR, und hier fehlen diese Präzision, diese Korrektheit und diese Konzentration auf die Inhalte. (Beifall bei der ÖVP.)

An einer anderen Stelle der heutigen Tagesordnung geht es um einen weiteren Rahmenbetrag in der Höhe von 4,9 Millionen EUR. Diesfalls werden pauschal Millionen genehmigt, die in der Folge vom Stadtrat oder den zuständigen Stellen nach Gutdünken vergeben werden können. Einerseits diskutieren wir – was ich für richtig halte – im Kulturausschuss Subventionen in Höhe von 1 500 EUR, andererseits werden jedoch Millionenbeiträge, deren Verwendung nicht nachvollziehbar ist, pauschal genehmigt.

Auf diese Art wird jegliche Kontrolle ausgehebelt. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass wir als Oppositionspartei unsere Aufgabe der Kontrolle ernst nehmen und daher diesem Geschäftsstück keine Zustimmung erteilen werden! Wir sind, so wie auch meine Vorrednerin gesagt hat, nicht gegen Investitionen in Theaterbauten und gegen bauliche Erhaltung, die Nichtnachvollziehbarkeit der genehmigten Mittel führt aber dazu, dass wir dem nicht zustimmen können. Es gibt zu viele Beispiele – ich nenne nur das Stichwort "Vindobona" –, dass letztlich Investitionsruinen entstanden sind, ohne dass man je Näheres dazu erfahren kann, weswegen man auch Kontrollaufgaben nicht ausführen kann. Daher geben wir keine Zustimmung. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Zum vorliegenden Akt ist zu sagen, dass die hohe Summe natürlich auch deshalb zustande kommt, weil es eben mehrjährige Zuschüsse für Umbau- und Renovierungsarbeiten gibt, die wir auch im Gemeinderat schon vor längerer Zeit beschlossen haben.

Am 28. April 2005 haben wir hier im Gemeinderat mehrjährige Zuschüsse für das "Gloria-Theater", am 17. Dezember 2004 mehrjährige Bauzuschüsse für den Jazzklub "Porgy & Bess" und im Mai dieses Jahres das Generalsanierungskonzept für das Theater in der Josefstadt genehmigt. Sie alle wissen, dass diese wirklich großen Umbauarbeiten nur über einen längeren Zeitraum geleistet werden können und dass dafür, gerade beim Theater in der Josefstadt, vorher sehr viel Planungsarbeit notwendig ist. Diese Planungsarbeit ist jetzt abgeschlossen, und es kann somit mit den Umbauarbeiten begonnen werden.

Es ist uns nicht nur wichtig, dass diese Bühnen Geld bekommen, um hervorragende Produktionsarbeit zu leisten, sondern auch, dass die Theater in einem guten Zustand und bespielbar sind und auch die technische Bühnenausstattung demgemäß vorangetrieben werden kann. 

Kleinere Beträge aus diesem Rahmenbetrag kommen immer wieder kleineren Bühnen zugute, wo es oft plötzlich und unvorhergesehen zu einem Investitionsbedarf kommt, sei es, dass die Sessel so desolat sind, dass sie fast zusammenbrechen oder dass sonstige kleinere Instandhaltungsarbeiten getätigt werden müssen.

Wir sind stolz darauf, dass wir die großen Bühnen und auch die kleinen Betriebe in diesem Ausmaß unterstützen können, denn es ist das Dogma unserer Kulturpolitik, möglichst vielen Menschen ein möglichst umfang- und abwechslungsreiches sowie vielfältiges Kulturprogramm in unserer Stadt zu ermöglichen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 19 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Behandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Festwochen GmbH.

Dazu ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für die Postnummer 20 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen.

Die Postnummer 21 betrifft eine Subvention an die Asset Marketing GesmbH.

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Ich bitte daher um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung kultureller Partizipation.

Auch dazu gibt es keine Wortmeldung.

Wir können gleich abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Nunmehr gelangt die Postnummer 29 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Verein Wiener Symphoniker.

Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Stefan. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 
In diesem Akt geht es um eine Subvention an die Wiener Symphoniker. Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder darüber gesprochen, wie es weitergehen wird, weil es hier immer wieder finanziellen Bedarf gegeben hat, der dadurch abgedeckt werden konnte, dass in den letzten Jahren Rücklagen aufgelöst wurden. 

Jetzt sind diese Rücklagen vollständig aufgelöst, und daher sind weitere finanzielle Zusagen und Zuschüsse der Stadt Wien erforderlich. Wir haben das natürlich beobachtet, und wie immer erhebt sich bei derartigen Subventionen die Frage, wie die Subventionsnehmer damit umgehen, inwiefern sie kostenbewusst arbeiten und darauf achten, dass sie das Geld aus öffentlichen Mitteln möglichst gut verwenden. Wir haben den Eindruck, dass hier Reformschritte eingeleitet wurden und dass das sehr wohl berücksichtigt wird. Es wurde ein großer Maßnahmenkatalog angelegt, und es wurden auch in diesem Jahr Einsparungen von etwa 360 000 EUR in Aussicht gestellt. Wir sind jetzt also auf einem sehr positiven Weg, werden das aber auch weiterhin beobachten. Da uns die Institution Wiener Symphoniker für die Stadt Wien sehr am Herzen liegt, stimmen wir dieser Subvention zu. (Beifall bei der FPÖ und von Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. –Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Wiener Symphoniker und ihr Budgetloch beschäftigen uns schon eine ganze Weile. Wir haben auch im Ausschuss immer wieder darüber diskutiert. Wir wollen die Wiener Symphoniker als Institution dieser Stadt selbstverständlich keineswegs in Frage stellen und halten auch die Subvention, die sie bisher bekommen haben, für einen sehr angemessenen und richtigen Betrag.

Jetzt handelt es sich allerdings um eine Nachtragssubvention in der Höhe von 1,583 Millionen EUR. Das ist eine Summe, die aus mehreren Gründen auf unser Missfallen trifft. – Zunächst sind wir der Meinung, dass es zwar sehr anerkennenswert ist, dass die Wiener Symphoniker in den letzten Jahren, auch unter dem neuen Geschäftsführer, der sich wirklich sehr anstrengt, versucht haben, Fehler der Vergangenheit aufzuarbeiten und Sparpotentiale auszuloten. Nichtsdestotrotz stellen wir erstaunt fest, dass die Subvention, die wir jetzt beschließen, sogar noch höher ist als das, was die Wiener Symphoniker bei ihrer Generalversammlung im Wirtschaftsplan als Notwendigkeit angeben.

Im Wirtschaftsplan der Wiener Symphoniker, der den Mitgliedern der Generalversammlung vor einigen Monaten zugekommen ist, wird nämlich ein zusätzlicher Liquiditätsbedarf für das Jahr 2006 von 1,515 Millionen EUR ausgeschrieben. Jetzt beschließen wir zusätzlich aus mir nicht nachvollziehbaren Gründen noch einmal 70 000 EUR. Woraus ergibt sich dieser plötzliche zusätzliche Bedarf? – Wir sind grundsätzlich der Meinung, dass die Symphoniker keine weitere Erhöhung bekommen sollten. Ich meine, dass es Sinn macht, ihnen die 10,537 Millionen EUR, die sie bisher jährlich bekommen haben, selbstverständlich auch weiterhin jährlich auszubezahlen. Den zusätzlichen Nachtrag können wir aber nicht nachvollziehen, und dass dieser noch höher ist als die Summe, welche die Symphoniker als Bedarf angeben, ist für mich gänzlich unverständlich. Daher können wir dem leider nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte Herrn Mag Dworak zum Rednerpult. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir werden heute die Zusatzsubvention für den Verein Wiener Symphoniker in der genannten Höhe für das Jahr 2006 beschließen. Schon im Mai wurde die Grundsubvention für die Symphoniker für das Jahr 2007 in Höhe von 10,537 Millionen EUR beschlossen. Damals verlangte die ÖVP die Abdeckung des zusätzlichen Finanzbedarfs für die Jahre 2005 beziehungsweise 2006, bevor wir die Grundsubvention für 2007 bestimmen. Heute wissen wir, warum damals Eile geboten war. Man hätte nämlich, wie von uns befürchtet, keine ordentliche Bilanz erstellen können und hätte kein Testat bekommen. Dem Herrn Stadtrat sind jedoch solche Bedenken, wie immer, ziemlich egal. Er klärt nicht auf. Und die Kooperation ist, wie immer, mangelhaft. Wir stimmen heute gerne der Zusatzsubvention für die Symphoniker zu. Der Betrag von 1,583 Millionen EUR für dieses großartige Orchester ist uns das wert.

Am vergangenen Freitag, dem 29.9.2006, fand das Fest der Wiener Symphoniker zur Saisoneröffnung statt. Unter dem Motto “Vienna meets Tokyo“ fand die Eröffnung mit einem Großteil der Orchestermitglieder im Festsaal des Wiener Rathauses statt, und zwar mit der Vorführung eines japanischen Tanzes, der ein einzigartiges Flair in den Räumen vermittelte. In Japan ist das Orchester fixer Bestandteil der dortigen Musikwelt, und es wird nicht nur dort sehr geschätzt. Das wirklich sehr beeindruckende Bratschenensemble bot einen außergewöhnlichen Hörgenuss, gefolgt vom Posaunenensemble.

Kurz gesagt: Der gesamte Ball, bei dem ich leider wenige Vertreter des Gemeinderates gesehen habe, war wie die Leistungen des ganzen Ensembles hervorragend und wird in schöner Erinnerung bleiben. Sogar die SPÖ hat unser Orchester entdeckt, durfte es doch erstmalig beim Donauinselfest zum Abschluss spielen. Die Kritiken der Auftritte der Wiener Symphoniker sind immer wieder ausgezeichnet, und die Leistungen des Ensembles können sich hören lassen.

Kritik möchte ich jedoch zur langfristigen Finanzierung der Wiener Symphoniker anbringen. Einerseits wird die jährliche Grundsubvention über viele Jahre gedeckelt. Anschließend werden die Abgänge ausgeglichen, und zwar jetzt anscheinend regelmäßig. Gleichzeitig wird quer subventioniert, beispielsweise mit dem viermaligen kostenlosen Auftritt im Theater an der Wien. Kostenwahrheit bei den Einnahmen und bei den Ausgaben ist anzustreben. Auch der Druck auf die Effizienz bei den Ausgaben darf nicht nachlassen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Woller hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte schön. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir fehlen fast die Worte, wenn ich Kollegen Dworak zuhöre. Es ist absurd, was er uns hier liefert!

Wenn man hier sagt, dass die SPÖ die Wiener Symphoniker nun entdeckt hat, dann halte ich das wirklich für absurd! Wenn es jemanden in diesem Haus gegeben hat, der über Jahrzehnte immer zu den Wiener Symphonikern, unserem großen Orchester, gestanden ist, dann war es die SPÖ! Würden wir die Rösselsprünge der Opposition verfolgen, dann würde es das Orchester nicht mehr geben: Die ÖVP stimmt einmal zu, dann wieder dagegen, die GRÜNEN stimmen immer dagegen, und bei der FPÖ weiß man sowieso nicht, was sie tun wird. – Das Orchester der Wiener Symphoniker braucht einen stabilen Faktor, nämlich die SPÖ, das ist gut für die Wiener Kultur und für diese Stadt. Daher finde ich es absurd, dass Herr Kollege Dworak sagt, dass die SPÖ jetzt die Wiener Symphoniker entdeckt! Vielmehr entdecken wir, dass die ÖVP heute zum ersten Mal seit langem wieder für die Symphoniker stimmt. Wir werden überlegen, warum das so ist. Für dieses Orchester mit über 100 hoch qualifizierten Musikern und Musikerinnen ist es aber jedenfalls wichtig, dass es eine kontinuierliche Kraft in dieser Stadt gibt, nämlich die Wiener SPÖ. (Beifall bei der SPÖ.)
Zweitens: Herr Kollege Dworak! Wenn Sie sagen, dass Sie keine Gemeinderäte beim Ball der Wiener Symphoniker gesehen haben, dann stelle ich fest, dass ich mich auch gewundert habe, wo die Vertreterinnen und Vertreter der Opposition waren. Sie waren da, als einzige Ausnahme von sechs Oppositionspolitikern! Von der SPÖ waren immerhin der Stadtrat und drei Gemeinderäte da. Dass Sie uns das vorwerfen, ist also wirklich ein bisschen lächerlich! Ich weiß schon, dass der Balltermin zwei Tage vor der Wahl für viele auch zeitlich schwer einzuhalten war. Dass Sie uns das aber vorwerfen, ist absurd! Ihre Reden sind nicht nur schlecht, sondern auch falsch! Ich kann nur sagen: Um uns brauchen Sie sich keine Sorgen machen!

Die Opposition hat immer wieder kritisiert – was auch nicht richtig war –, dass die Akten nicht gut waren. Darauf erwidere ich: Wenn man einem Akt bescheinigen kann, dass er umfangreich und informativ ist, dann ist es dieser Akt! Wir werden jetzt vielleicht eine Schulung durchführen, dass Sie die Akten auch verstehen. Wir werden das eventuell einmal besprechen, damit Sie verstehen, was wir hier vorgelegt haben. 

An und für sich ist das aber ganz logisch, und wir haben das schon mehrmals diskutiert. Sie, eigentlich vom Typ her Buchhalter, sollten das wissen! Wir haben am 24. Mai diesen Jahres die Basissubvention für 2007 deshalb beschlossen, weil man bei der Vorlage der Bilanz des Vorjahres bis 31. Mai nur einen Vermerk des Wirtschaftsprüfers erhält, wenn man auch nachweisen kann, dass die Liquidität für das darauffolgende Jahr 2007 geregelt ist. Daher haben wir am 24. Mai 2006 sehr verantwortungsvoll für das Orchester und für das Kulturleben in dieser Stadt die Subvention für das Jahr 2007 beschlossen, wohl wissend, dass die Gespräche über den erhöhten Subventionsbedarf für die Jahre 2005 und 2006 noch kommen werden, und diese Subvention beschließen wir heute.

Zu Marie Ringler, die hinterfragt hat, warum die Summe etwas höher ist. – Wenn man den Akt genau durchliest, kann man das wirklich erkennen: 2001 wurde die Subvention der Wiener Symphoniker von 11,19 Millionen auf 10,537 Millionen mit der Auflage reduziert, dass die Rücklagen, die angehäuft worden waren, aufgebraucht werden. Das geschah 2001 bis 2005. Im Laufe des Jahres 2005 versiegte diese Quelle. Daher hat es für das Jahr 2005 einen geringen Mehrbedarf an Förderung gegeben, und für das Jahr 2006 gab es sowieso einen Mehrbedarf, weil es überhaupt keine Rücklagen mehr gegeben hat. Dieser Mehrbedarf für das Jahr 2005 und für das gesamte Jahr 2006 beträgt 1,583 Millionen EUR, und genau das beschließen wir heute.

Warum haben wir das noch nicht am 24. Mai beschlossen? – Weil zu diesem Zeitpunkt die Verhandlungen mit den Wienern Symphonikern, übrigens mit der hervorragenden neuen Geschäftsführung, noch im Laufen waren und wir im Sinne des sorgsamen Umgangs mit Steuergeld nichts überstürzen, sondern diese Gespräche geordnet zu Ende führen wollten. Das ist jetzt der Fall. Daher gibt es jetzt diesen Antrag auf Zusatzförderung für die Jahre 2005 und 2006 in der Höhe von 1,583 Mi-
llionen EUR. Insgesamt ist das nur ein Beweis dafür, wie sorgsam die Geschäftsführung des Kulturstadtrats ist und wie sorgsam sowohl von den Beamten und Beamtinnen der MA 7 als auch von der Geschäftsführung der Wiener Symphoniker mit dem Geld des Steuerzahlers umgegangen wird.

Wir können nur darauf verweisen, dass das, was die Wiener Symphoniker liefern, großartig ist. Das ist der einzige Punkt, in dem ich Kollegen Dworak Recht geben muss: Das ist ein großartiges Orchester! Und die Wiener Symphoniker sind auch großartige Botschafter der Musikstadt Wien. Sie werden jetzt auf Tournee nach Japan gehen. Da wird es wieder grenzenlosen Jubel für das Orchester und für die Musikstadt Wien geben, und darauf sind wir sehr stolz! 

Das Orchester hat in den letzten Monaten unter der Geschäftsführung von Herrn Peter Lehner schon großartige Reformmaßnahmen umgesetzt, die Effizienz sowie die Einnahmen erhöht und Einsparungspotentiale gesucht und auch gefunden, sodass die Subvention für das Jahr 2006 insgesamt um 334 000 EUR reduziert werden konnte. Die Geschäftsführung und die finanzielle Gebarung des Vereins Wiener Symphoniker sind also auf einem sehr guten Weg. Wir brauchen uns da von niemandem etwas sagen lassen, auch nicht von Oppositionsparteien, die manchmal zustimmen und dann wieder nicht! Wir sind der Garant dafür, dass die Wiener Symphoniker eine gute Zukunft in dieser Stadt haben, und daher werden wir diesem Antrag heute zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Wolf gemeldet. – Bitte schön. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es gibt keine Rösselsprünge meiner Fraktion, sondern es gab seit jeher Zustimmung zu den Subventionsansuchen der Wiener Symphoniker. Ein einziges Mal – das haben Sie fast richtig dargestellt! – haben wir abgelehnt, weil wir die Meinung vertraten, dass zuerst der Subventionsbedarf für das Jahr 2006 genehmigt werden muss und danach die Subvention für das Jahr 2007 beschlossen werden soll.

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass der Präsident der Symphoniker Rudolf Streicher bereits Anfang des Jahres jene Summe genannt hat, die jetzt als Subventionsbedarf tatsächlich eingetreten ist. Mit den Verhandlungen im Sinne des sparsamen Umgangs mit Steuergeldern kann es in diesen Monaten also nicht sehr weit her gewesen sein! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Somit können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 29 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Entuziasm Kinobetriebs GmbH. Herr GR Woller wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Schreuder hat das Wort. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wenn wir über einen Akt abstimmen, der Entuziasm heißt, bedeutet das, dass wir jetzt über das Gartenbaukino abstimmen. – Mir ist es wichtig, gleich am Anfang zu sagen: Die GRÜNEN bekennen sich zum Gartenbaukino. Es ist dies ein historisch wertvolles, sensationelles Haus. Wir mieten es selbst sehr gerne für unsere traditionelle grüne Kinoweihnacht. Die GRÜNEN bekennen sich auch dazu, dass die Viennale in diesem Haus stattfinden soll, weil wir meinen, dass es klassischerweise das ideale Haus für ein Filmfestival wie die Viennale ist.

Warum stimmen wir heute aber gegen den Akt, der jetzt vorliegt? – Wir hatten bereits eine Diskussion hier im Hause über die 310 000 EUR, die für das Gartenbaukino schon beschlossen wurden. Damals wurde uns nicht gesagt, dass das eine erste Tranche ist, und wir wussten nicht, dass noch einmal 90 000 EUR bezahlt werden sollen. Wir sprechen also von einer Subvention von 400 000 EUR im Jahr. Das ist nicht wenig! 

Das Gartenbaukino macht derzeit ein sehr ambitioniertes Programm, das aber direkt Konkurrenz zu den Programmkinos in dieser Stadt macht. Es macht ein Arthouse-Kinoprogramm. Die kleinen Programmkinos müssen hingegen alle zusammen mit einer Subvention auskommen, die geringer ist als die Subvention, die das Gartenbaukino bekommt. Das halten wir natürlich für problematisch bei einem so riesigen Haus wie dem Gartenbaukino mit 736 Sitzplätzen. Für externe Initiativen ist das Haus enorm teuer; wir wissen das, weil die Mieten für unsere Kinoweihnacht im Gartenbaukino immer eine sehr kostspielige Angelegenheit sind. Trotzdem sind wir der Meinung, dass das Haus für Initiativen geöffnet gehört, die viel Publikum hineinbringen und das Haus voll machen. Oft passiert es nämlich, dass man, wenn man am Abend unter der Woche zu einer Vorstellung geht, nur zu siebent oder zu acht im Kinosaal bei einem Film sitzt, und das ist eher trist. 

Wenn es neue Konzepte für dieses Haus gibt, die die Hütte wirklich voll machen, ein spannendes Programm bringen und zur kulturellen Nahversorgung in dieser Stadt beitragen, dann stimmen wir den Subventionen auch in dieser Höhe gern zu, keine Frage, dafür sind wir durchaus zu haben. Wenn aber in dieser Form weiter gewurschtelt wird und das Gartenbaukino demnächst möglicherweise auch noch ein Sanierungsfall wird, dann sind uns die 400 000 EUR an Steuergeldern aber zu viel! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Dworak hat sich gemeldet. – Bitte schön. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Das Gartenbaukino ist natürlich immer wieder ein Lieblings-Programmstandard. Die weitere Subvention für das laufende Programm des Gartenbaukinos beträgt 90 000 EUR. Die Entuziasm KinobetriebsgmbH hat heuer bekannterweise schon 310 000 EUR erhalten, und zwar außerhalb der Viennale. Für die Viennale gibt es natürlich noch gesondert Förderungen, die dann allerdings auf mehrere Kinos aufgeteilt werden. Für den Betrieb während der verbleibenden elf Monate sollen für ein einziges Kino, das im Besitz der Stadt Wien steht, aus dem Kulturbudget also 400 000 EUR ausgegeben werden.

Ich zitiere aus der Homepage des Gartenbaukinos: „Das Kino, das 1960 errichtet wurde, ist das letzte Einsaalkino Wiens mit 736 Sitzplätzen. Nach erfolgreichem Beginn erlebte das Gartenbaukino eine wechselhafte Geschichte. Mit der Viennale als Eigentümer hat sich das Gartenbaukino als fixer Bestandteil der urbanen Kinokultur etabliert. Das Gartenbaukino im Herzen der Stadt, großzügig und von wunderbarem Flair“ – und ich füge hinzu: gerettet durch die Stadt Wien –, „verbindet große Aura mit der Qualität eines vielfältigen Programms.“

Für die gesamte Kinolandschaft von Wien gibt es, ausgenommen für Kinos mit mehr als vier Sälen und mehr als 1 500 Plätzen, eine neue, im heurigen Jahr beschlossene Förderung von nur mehr 300 000 EUR, anstelle von vorher rund 727 000 EUR. – Vergleichen Sie die Beträge, die ein privates Kino aus der Kinoförderung bekommt, nämlich zwischen 10 0000 und 30 000 EUR maximal pro Kino, mit der Förderung eines Kinos, das im Besitz der Stadt Wien steht, nämlich des Gartenbaukinos, für den Betrieb während elf Monaten: Es sind dies jetzt schon 310 000 EUR, und nun sollen noch einmal 90 000 EUR für dieses eine Kino beschlossen werden.

Ich möchte der Betreibergesellschaft des Gartenbaukinos an dieser Stelle für ihr engagiertes Programm und die oftmaligen Einladungen danken. Die neuen Programme sind ausgezeichnet. Aber es ist auch wichtig, dass man den wirtschaftlichen Überblick nicht verliert. Jedes Unternehmen muss sich nach seinen wirtschaftlichen Möglichkeiten orientieren und kann nicht auf Dauer über seine Verhältnisse leben. So lange es für die gesamte Kinoförderung für Wien nur 300 000 EUR gibt, können wir einer zusätzlichen Förderung des Gartenbaukinos leider nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Dr Vitouch hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Meine beiden Vorredner haben die Vorzüge des Gartenbaukinos schon gerühmt. Ich kann berichten, dass sich im Moment eine 16-köpfige, sehr hochrangige chinesische Delegation in Wien befindet, die neben der Verfolgung von Kooperationsabsichten in Sachen Film natürlich auch dieses letzte große, durch und durch europäische Einsaalkino besichtigt und bewundert. Und es nimmt mich Wunder, dass die versammelte Opposition – bei den GRÜNEN tut es mir speziell leid – offenbar nach dem Motto lebt: Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass! Sie machen Lippenbekenntnisse zum Gartenbaukino und sagen: Ja, das wollen wir haben, das wollen wir uns leisten, das ist ein Monument, das natürlich erhalten bleiben muss, es macht auch ein gutes Programm, und für die Viennale brauchen wir es auch, aber kosten soll es, bitte schön, nichts!

Meine Partei macht das anderes. Die SPÖ hat die politische Verantwortung übernommen, und wie StR Mailath-Pokorny in seiner Pressekonferenz zur Viennale schon gesagt hat, „wollen wir dieses Gartenbaukino, und zwar nicht nur verbal, sondern tatsächlich“.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch ein bisschen etwas zum Film sagen. Sie alle wissen, dass auch im Rahmen des Festivals "New Crowned Hope" von Peter Sellars Filme in Auftrag gegeben wurden. Diese Filme werden von 17. bis 22. November ebenfalls im Gartenbaukino präsentiert, und man muss jetzt dazu sagen, dass mehrere dieser von vielen internationalen Filmemachern gedrehten Streifen Preise erhalten haben. So gab es zum Beispiel in Venedig einen Silbernen Löwen für "Daratt", die Produktion aus dem Tschad, und – wie ich dem “Standard“ entnehme – eine Goldene Muschel für den Film "Halbmond" des iranischen Regisseurs Bahman Ghobadi beim 54. Internationalen Filmfestival in St Sebastian.

Das heißt, wenn wir das Gartenbaukino für gar nicht anderes hätten als für diese Schwerpunktfestivals – und solche gibt es das ganze Jahr, das beginnt bei Arthouse-Filmen und endet bei Kinderfilmfestivals –, dann wollen wir uns das leisten. Wir stehen dazu und übernehmen dafür die Verantwortung.

Ich möchte Ihnen raten, sich dem vielleicht anzuschließen! Das wäre ein bisschen glaubwürdiger, als immer, wenn es darauf ankommt, vor der Presse zu sagen: Ja, wir wollen das sehr gerne, aber kosten soll es halt nichts! – In diesem Sinne bitte ich Sie, der Viennale heftig zuzusprechen! Ich habe mir meine Karten schon gekauft, und ich habe gehört, der Herr Bundespräsident wird bei der Eröffnung auch anwesend sein. Möge die Übung gelingen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können daher gleich die Postnummer 31 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, gebe ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 33, 34, 35, 36, 38, 39, 40 und 41 der Tagesordnung, die Subventionen an verschiedene Vereine betreffen, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Gibt es einen Einwand? – Das ist nicht der Fall. Frau GRin Zankl ist schon am Berichterstatterpult, und ich bitte sie einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich bitte um Zustimmung zu den acht verschiedenen Akten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Zu Wort gemeldet hat sich Herr Mag Stefan. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Bei diesem Akt geht es um den Ausfluss der Theaterreform. Es liegen jetzt Vorschläge der Theaterjury vor, über die wir entscheiden können.

Wir sind der festen Überzeugung, dass diese Theaterjury nicht das gebracht hat, was sie hätte bringen sollen, sondern das Ganze, im Gegenteil, negativ verläuft. Unlängst hat sich auch jemand von der ganz anderen politischen Seite, Herr Kurt Palm, dazu geäußert. Er hat gesagt, dass diese Art Reform ein riesen Sch... ist. Dieser Ausdrucksweise möchte ich mich nicht bedienen, aber es ist interessant, dass Palm die Reform auch sehr negativ sieht!

Wir haben jetzt die Möglichkeit, über die einzelnen Akten abzustimmen, und wir haben einiges entdeckt, was unserer Meinung nach nicht subventionswürdig im Sinne der Theaterunterstützung ist, zum Beispiel der Verein der Freunde unnutzer Praktiken oder eine Theaterproduktion, die unter dem Sinn steht, ob der Faschist bloß der Normalfall des Mannes und der kapitalistisch‑patriarchalischen Bedingungen ist. – Da werden schon sehr grundlegende künstlerische Fragestellungen behandelt, die aber nicht unbedingt vom Steuerzahler unterstützt werden müssen! Insofern sind wir ganz froh, dass uns diese Dinge dank der Theaterreform vorgeschlagen werden und wir darüber entscheiden können.

Wie gesagt: Wir lehnen diese Details ab und können wieder einmal nur feststellen, dass diese Art der Reform tatsächlich in einer Sackgasse gelandet ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte schön. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Unterschied zu meinem Vorredner werde ich nicht die Inhalte künstlerischer Produktionen qualifizieren oder disqualifizieren, sondern mich darauf beschränken, die Zustimmung meiner Fraktion zu den vorliegenden Subventionen zu erklären.

Es ist richtig: Es handelt sich um Subventionen, die auf Basis der Theaterreform gegeben werden. Es sind dies, wie ich es ausdrücken möchte, die letzten Teile der gemeinsam getragenen Theaterreform, es sind Subventionen auf Basis der Theaterkommission, und es sind Subventionen, die die Ziele der Theaterreform gewährleisten, die meine Fraktion bekanntlich einige Jahre mitgetragen hat, bis sie feststellen musste, dass der Stadtrat sie unterläuft.

Die Ziele der Theaterreform sind Transparenz und Einheitlichkeit im Vergabeverfahren, die Gewährung von Förderungen ausschließlich auf Grund eines Antrages, die regelmäßige Evaluierung durch Fachgremien und die begrenzte Laufzeit von Intendanzen und Förderverträgen. Außerdem lautet der wesentliche Kernsatz der Theaterreform wie folgt – ich zitiere aus dem Leitbild zur Wiener Theaterreform –: „Die Theaterreform umfasst alle Gruppen und Einrichtungen der Darstellenden Kunst, die von der Stadt Wien Finanzierungsbeiträge erhalten.“

Die nachhaltigen und immer wiederholten Verstöße gegen diese Grundsätze haben meine Fraktion dazu bewogen, im Sommer dieses Jahres die weitere Mitarbeit an der Theaterreform einzustellen. Der Stadtrat hat sich einfach nicht an das gehalten, was gemeinsam vereinbart und auch einige Jahre lang gemacht wurde. Wir stehen aber zu den damals zitierten und formulierten Zielen der Theaterreform und werden daher diesem Teil der Subventionen zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir haben jetzt zwei Meinungen gehört, und ich freue mich, dass die ÖVP diesen acht verschiedenen Gruppen zustimmt!

Es ist Geschmackssache, ob die Theaterreform etwas gebracht hat oder nicht. Meine Fraktion ist der Ansicht, dass die Theaterreform sehr wohl etwas gebracht hat. Ich möchte jetzt die ersten zwei Absätze, die diesen acht Anträgen vorausgeschickt werden, zitieren, und für jeden, der guten Willens ist und das verstehen will, ist das ganz klar: „Auf Initiative des Herrn Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny und mit Unterstützung aller im Gemeinderat vertretenen Parteien wurde im Jahr 2003 auf Basis der Leitlinien der Wiener Theaterreform mit einer Neustrukturierung der Wiener Theaterlandschaft begonnen.“ – Leider haben sich zwei Fraktionen von dieser Idee verabschiedet.

Zweiter Teil: „Um den Gruppen Planungssicherheit zu geben, war das im Zuge der Theaterreform geschaffene Kuratorium bereits jetzt für das Jahr 2007 tätig und hat die Empfehlungen für folgende Gruppen abgegeben.“ – Transparenter kann man es nicht mehr machen! Deswegen wird meine Fraktion gerne diesen acht Geschäftsstücken die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung, die wir – wie gesagt – getrennt durchführen.

Wer für die Postnummer 33 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Ich bitte jene, die für Postnummer 34 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 35 ist, gebe ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 36 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 38 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Ich bitte jene, die für Postnummer 39 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 40 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Wer für die Postnummer 41 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Jahressubventionen und Projektzuschüsse für diverse Theatergruppen.

Dazu gibt es keine Wortmeldung.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 43 ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 47 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7521 im 12. Bezirk, KatG Altmannsdorf. Herr Berichterstatter Dipl Ing Al-Rawi wird einleiten.

Berichterstatter GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Hoch hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte schön. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte bei dieser Post nur ganz kurz auf einen Platz innerhalb des Plangebietes eingehen, der uns als Wiener ÖVP wichtig ist: Es ist dies der Khleslplatz, ein kleiner, pittoresker Platz südlich des Kabelwerks. (GR Ernst Woller: Das ist ein wichtiger Platz!) Ja, er ist wichtig! Ich habe gesagt: Es ist dies ein kleiner, pittoresker und auch – wie der Kollege sagt – wichtiger Platz.

Als wir von diesem Flächenwidmungsverfahren erfuhren, haben wir uns selbst mit Architekten zusammengesetzt und haben uns einmal angeschaut, was man aus diesem Platz alles machen kann. – Ich glaube, wir alle oder zumindest die, die diesen Platz kennen, sind einer Meinung, dass die derzeitige Situation dort unerträglich ist: Jetzt herrscht dort ein Verkehrswahnsinn, die Anrainer sind unzufrieden, und es gibt eine Bürgerinitiative. Tatsache ist, dass, wenn man diesen Tendenzen nicht Einhalt gebietet, ein weiterer schöner Platz von der Bildfläche verschwinden wird. (GRin Inge Zankl: Ich glaube, Sie wissen nicht, wie das ist! Sie waren vermutlich noch nie dort!) Ich weiß das sehr gut!

Wir haben uns damit auseinander gesetzt. Zielsetzung unseres Entwurfs war, durch eine Verkehrsberuhigung den Platz als öffentlichen Raum zu erschließen. Wir haben das Ergebnis mit einer Bürgerversammlung erarbeitet und dann auch gemeinsam präsentiert. Dabei war es den Bürgern sehr wichtig, den “Eisteich“ als Biotop des Bezirkes mit einzubeziehen und auch die ästhetische Anmutung durch eine Platznivellierung zu verbessern. (GRin Inge Zankl: Aber die Eisteiche sind nicht am Khleslplatz!) Natürlich! Das gehört doch zusammen!

Leider haben Sie diese Eisteiche dann aus der Flächenwidmung heraus genommen. Während des Flächenwidmungsverfahrens wurden die Eisteiche aus dem Plan heraus genommen, und über die gewählte Vorgangsweise herrscht Unverständnis bei den Anrainern. Sie verstehen vor allem auch nicht, dass man bei dieser Flächenwidmung keine Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung gesetzt hat. In Wirklichkeit widmen wir jetzt neu, aber die Situation vor Ort wird keinesfalls verbessert.

Wir von der ÖVP nehmen uns um den Khleslplatz sicherlich nicht deswegen an, weil sich dort das Renner-Institut befindet. Allerdings wundert es mich schon ein bisserl, dass Ihre Leidenschaft für die Gestaltung des Platzes dadurch nicht angestachelt wird. Aber vielleicht fürchten Sie sich auch ein wenig, weil sich dort daneben ein Pfarrhaus befindet!

Bei dieser Flächenwidmung geht es uns in Wirklichkeit nur um die Neugestaltung des Khleslplatzes. Unser Ziel ist es, diese Art von Plätzen in Zukunft stadtgestalterisch als hochwertige Begegnungsstätten zu gestalten, was positive Auswirkungen auf das Stadtleben hat.

Die Stadtregierung hat schon vor Beginn der vorigen Periode eine flächendeckende Neugestaltung der Wiener Plätze angekündigt. Der Flächenwidmungsplan 7521 ist in dieser Hinsicht sicherlich ein Armutszeugnis! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Meine Damen und Herren!

Es stimmt: Der Khleslplatz ist nicht nur ein wichtiger, sondern ein wunderschöner historischer Platz, der noch immer seinen dörflichen Charakter behalten hat. Ich habe das Glück, unmittelbar dort zu wohnen.

Herr Kollege Hoch! Wenn Sie die Entwicklungen der letzten Jahre bezüglich Verkehrsberuhigung verfolgt haben, dann ist das an Ihnen anscheinend vorbei gegangen! Durch die erste Maßnahme, die Linksabbiegespur von der Altmannsdorfer Straße in die Sagedergasse, wurde der ganze Verkehr weggeleitet, der früher durch die Rothenburgstraße in die Hetzendorfer Straße ging, was wirklich eine Verkehrshölle war. Die Oswaldgasse ist eine Gasse, in die man sehr schwer hinein kommt, das ist eine wirklich verkehrsberuhigte Gasse. Es gibt Pläne, aus dieser kleinen, schmalen Gasse eine Einbahn hinaus zu machen, so dass man, wenn man jetzt hinunter fährt, nicht mehr zum Khleslplatz durchfährt, sondern rechts oder links an diesem Platz vorbei fährt. 

Die Eisteiche sind schon ein bisserl weiter weg, wie schon Frau GRin Zankl gesagt hat. Sie wurden bewusst heraus genommen, um dieses Grünareal beziehungsweise diese kleine Grünoase bewusst aus der Bebauung wegzunehmen. 

Ich möchte auch festhalten, dass dieser Widmungsplan einstimmig von allen Fraktionen im Ausschuss beschlossen wurde. Und das war, soweit ich weiß, auch in den Bezirken der Fall. Bei uns im Ausschuss war es jedenfalls ein einstimmiger Beschluss.

Ich ersuche Sie um Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte die Damen und Herren, die für die Postnummer 47 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei so beschlossen.

Nun gelangt die Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument im 13. Bezirk, KatG Hietzing.

Dazu ist kein Redner vorgesehen. Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für dieses Plandokument ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen. 

Nunmehr gelangt die Post 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Es ist dies ebenfalls ein Plandokument betreffend den 23. Bezirk, KatG Mauer. 

Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung.

Wer für dieses Plandokument ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Jetzt gelangt die Postnummer 52 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7761 im 23. Bezirk, KatG Liesing. Ich bitte den Herrn Berichterstatter GR Hora, die Debatte einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung für dieses wichtige Plandokument.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Herr Mag Jung. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich stimme dem Berichterstatter zu: Es ist dies eine sehr wichtige Angelegenheit, die hoffentlich endlich angegangen wird.

Wir sind Versprechungen in diesem Sektor gerade im Bereich unserer Bezirksvorstehung leider gewohnt. Wenn ich mich daran erinnere, wie lange man uns die Neugestaltung des Brauereigeländes versprochen hat, dann hoffe ich nur, dass es in dieser Frage des Geriatriezentrums nicht auch so lange dauern wird! Es wird nämlich ohnehin, selbst wenn alles planmäßig fortschreitet, noch etwa vier Jahre dauern, bis wir hier eine Benützung einleiten können.

Unsere Kritik wird klarerweise nicht am Projekt in seiner grundsätzlichen Ausrichtung geübt, nicht einmal hauptsächlich an der Größenordnung, obwohl wir doch feststellen müssen, dass man mit der geplanten Bettenanzahl wirklich über der wünschenswerten Obergrenze einer solchen Einrichtung liegt und es sinnvoller gewesen wäre, die jetzige Bettenzahl nicht noch aufzustocken.

Ein weiterer Kritikpunkt von uns steht im Zusammenhang mit der Frage, was mit dem Areal rund um dieses Geriatriezentrum geschehen soll. – Ich habe mir da den Pressedienst von GR Deutsch zur Hand genommen: Zunächst einmal finden sich darin eine ganze Reihe von Selbstverständlichkeiten und Plattitüden, etwa dass das Liesinger Schloss selbstverständlich bestehen bleibt und der Denkmalschutz gewahrt wird. – Das ist ja wirklich eine No-na-Meldung! Was hätte sonst geschehen sollen? Obwohl man ja das eine oder andere Vergehen des Denkmalschutzes gewohnt ist!

Außerdem kann man durchaus skeptisch werden, wenn man schaut, wer die Betreiberfirma ist. – Das wird nämlich die ARAG sein, die schon seit geraumer Zeit, wenn ich mich richtig erinnere, mit der Erhaltung der Sofiensäle kämpft, und bisher ist da nicht allzu viel Positives zu hören gewesen. In Anbetracht dessen hoffe ich sehr, dass es mit dem Liesinger Schloss nicht ähnlich laufen wird!

Unsere Vorstellungen, aber auch die vieler Anwohner rundherum gehen dahin, dass man dieses Areal auch für die Öffentlichkeit erhalten und dort nicht nur Luxuseigentumswohnungen hinein bauen sollte, wie es der Bezirksvorsteher durchaus begrüßt hat. In Wien sind in der Innenstadt in letzter Zeit eh einige Luxuseigentumswohnungen frei geworden, vielleicht könnte man das daher vermeiden und statt dessen Räumlichkeiten für den dort notwendigen Kindergarten und die Musikschule zur Verfügung stellen!

Wenn man dann weitere Selbstverständlichkeiten anpreist, wie dass der Park autofrei wird, dann sage ich: Das ist er ja im Prinzip außer der Zufahrt auch jetzt, und diese wird wohl auch in Zukunft bleiben!

Mit solchen Selbstverständlichkeiten wird die SPÖ niemanden hinter’m Baum hervorlocken! Sie sollte lieber auf die Bedenken der Bürger in diesem Raum hören und das berücksichtigen, was die Betroffenen aus dem Großraum Liesing wollen, und nicht das, was einige schon fast mit gigantomanischen beziehungsweise doch sehr ausgedehnten Raumvorstellungen beim Neubau des Geriatriezentrums vorhaben! 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! 

Ich habe mich zu Wort gemeldet, weil das Pflegeheim Liesing und dieser Neubau eine sehr wichtige Angelegenheit ist. Wir sind froh, wenn die alten Häuser schrittweise durch neue Häuser ersetzt werden, die den modernen Ansprüchen endlich entsprechen, und wenn Ein‑ und Zweibettzimmer und Lebensräume statt Unterbringung endlich der Standard in Wien werden. Insofern begrüßen wir den Neubau des Pflegeheims Liesing und sind froh, dass die Stadt Wien darauf setzt, anstatt nur die alte Bausubstanz mit viel Geld zu einem immer noch nicht adäquaten Projekt umzubauen. Da wäre nämlich viel Geld in die falsche Richtung investiert!

Was uns an dem konkreten Projekt jedoch aufstößt, ist der Umstand, dass es in jeder Hinsicht überdimensioniert wird. Ich weiß – und Frau Kollegin Klicka weiß, was jetzt kommt –: Wir haben dem Pflegeheimgesetz zugestimmt, und wir sind dafür, dass diese Vorhaben realisiert werden. Der Umstand, dass man nach Gesetz in der Größe von 350 Betten bauen könnte, sollte uns jedoch nicht dazu motivieren, an diese Grenze zu gehen! Es war – mit Verlaub – der größte Wermutstropfen für die GRÜNEN, dass man diese Größe überhaupt in Betracht zieht! Das hätte uns fast noch dazu bringen können, dem Pflegeheimgesetz nicht zuzustimmen. Damals hat Frau StRin Brauner aber gesagt: Nur weil es auf Grund des Gesetzes möglich ist, 350 Betten zu bauen, müssen wir das ja im Einzelfall nicht umsetzen.

Faktum ist aber leider, dass man jetzt doch an diese Grenze geht, und ich möchte festhalten, dass wir nicht einfach aus Bestemm an einer Zahl kleben, sondern es uns dabei sehr wohl um eine inhaltliche Orientierung geht. Die Bürgerinitiative, die sich jetzt zum Thema Pflegeheimneubau in Liesing formiert hat, sieht das ähnlich wie die GRÜNEN. Wenn man sich das im internationalen, aber auch im österreichischen Vergleich anschaut, dann kann man sehen, dass Pflegeheime mit einer Größe von 350 Betten das absolut Unmoderne sind, das, was man sicherlich nicht tut. Als groß in Wien gilt eine Kapazität von 2 000 Betten, in Linz oder Stockholm oder sonst wo gelten aber schon Einrichtungen mit 350 Betten als groß, und man will weg von dieser Größe.

Sinnvoll und lebenswert sind Einrichtungen, die höchstens etwa 80 bis 100 Bewohner und Bewohnerinnen haben. Das ist auch in dem Sinn wirtschaftlich zu führen, dass man nicht in erster Linie auf medizinische Vollversorgung setzt. Die Pflegeheime, die uns vorschweben, sind in erster Linie bewohnerInnenorientiert und keine verkleideten Spitäler.

Ich möchte dazu sagen, dass wir sehr wohl sehen, dass es vom Entwurf her eine Orientierung in Richtung kleine lebenswerte Zimmer und große Balkons gibt. All das sehen und schätzen wir. Unsere Bitte ist, dass Sie die Dimensionen doch so sein lassen, wie sie den Menschen entsprechen und wie sie auch Liesing entsprechen! Jetzt gibt es dort 200 Betten. Das könnte man mit einem vernünftigen Konzept reduzieren beziehungsweise durch zwei Einrichtungen in Liesing tatsächlich gut organisieren. Uns stört nur der Umstand, dass man jetzt an den äußersten Stadtrand wieder eine große Einrichtung in einem Park baut, der weiß Gott schutzwürdig ist. Der Park hat wunderschöne alte Bäume, er ist für den Bezirk wirklich ein wichtiges Grünraumgebiet, und die Menschen, die dort wohnen, schätzen dieses sehr. Sie wünschen sich die Öffnung und entsprechende kommunale Möglichkeiten für eine gute Koexistenz zwischen Park und Pflegeheim.

Ich denke, dass das, was jetzt geplant ist, das Gegenteil davon ist. Jetzt ist die Rede davon, dass das Schloss für private Wohnungen der besseren Klasse herangezogen werden soll. – Dass es sich in einem Schloss mit Park um bessere Wohnungen handelt, ist klar, dort wird man keinen billigen Wohnbau betreiben! Ich fürchte, dass man da einen künstlichen Gegensatz zwischen den Menschen, die dort als Bewohner und Bewohnerinnen des Pflegeheims wohnen, und jenen Menschen, die sich sozusagen teuerste Wohnungen kaufen, heraufbeschwört. Ich kann mir vorstellen, dass dann der Tag kommen würde – und diesfalls möchte ich nicht in der Haut von SPÖ-Planungsexperten und SPÖ-Politikern und -Politikerinnen stecken! –, dass die Bewohner und Bewohnerinnen des Pflegeheims von den Mietern beziehungsweise sozusagen Eigentümern des Schlosses in irgendwelche Grenzen verwiesen werden. Das wäre ein unerträglicher Zustand! (Zwischenruf von GRin Marianne Klicka.) Marianne, ich nehme an, du siehst das so wie ich!

Man wird dann vermutlich einen Zaun ums Schloss ziehen und sagen: Ihr dürft da nicht hinein! (GRin Marianne Klicka: Sie reißen die Mauern nieder!) Sie reißen jetzt Mauern nieder. Aber man weiß: Wer sich in einem Schloss eine stinkfeine Eigentumswohnung kauft, der glaubt dann, Ansprüche stellen zu dürfen! Und ich warne davor, sozusagen Gegensätze zu Wohnbedürftigen herzustellen, die in diesem Fall zu Lasten der Bewohner und Bewohnerinnen des Pflegeheims gehen. – Das ist der eine Aspekt.

Der zweite Aspekt ist die Größe, und ich möchte noch einmal an die Alternativen erinnern, die auch für Liesing bestehen. Machen Sie nicht wieder ein Altenghetto am Stadtrand, wo dann viele Menschen aus der Stadt untergebracht werden! Das Heim ist für Liesing am Stadtrand definitiv zu groß. Für die Versorgung der Wohnbevölkerung ist das nicht notwendig. Und es wird dann wieder so sein, dass die Mizzi-Tant’ bis nach Liesing hinausfahren muss, um dort ihre Angehörigen zu besuchen. Wenn es für Liesing Bedarf gibt, dann sollte der Bedarf gut auf den Bezirk abgestimmt werden. 

Und ich erinnere an den Vorschlag der GRÜNEN, von dem wir nicht absteigen, das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser in die Pflicht zu nehmen und die Kuratoriumshäuser, die wohnortnah sind, dezentral und von der Größe genau richtig dimensioniert sind, vorrangig und sukzessive für die Pflege umzuwandeln. Dann wäre es auch nicht nötig, dass man in den schönen Schlosspark einen großen Neubau hineinklotzen muss, wo sich jetzt ein grüner Park befindet, sondern dann wäre es auch möglich, dass man das jetzige Gebäude, das ja später zum Abriss freigegeben wird, gleich abreißt und dort baut. Damit würde man eine weitere Parkzerstörung hintanhalten und man könnte bauen. (GR Mag Wolfgang Jung: Besiedeln!) Ja, das mit dem Siedeln, das ist mir echt ein Problem. Das ist ein Aspekt, den ich ernst nehme. Ich nehme ihn ernst, aber stellen Sie sich vor, Sie sind Bewohner und Bewohnerin in einem Pflegeheim und neben dran wird ein Riesengebäude samt Tiefgarage aufgezogen. Glauben Sie, das ist superlustig? Da ist es ja unfassbar laut. Also, ob das Lebensqualität ist, möchte ich einmal in Frage stellen.

Und das Zweite ist, wenn man darauf verzichtet, jetzt weitere Bewohner und Bewohnerinnen in Liesing durch alternative Unterbringungsmöglichkeiten, an denen gearbeitet werden muss, unterzubringen, dann hat man sozusagen, wenn es dann konkret ums Bauen geht, eben nicht mehr 200 Menschen umzusiedeln, sondern vielleicht wesentlich weniger. Und da könnte man versuchen, verträgliche Konzepte zu verwirklichen, denn auf einer Baustelle wohnen, ist ja auch keine Alternative.

In diesem Sinne möchte ich, dass Sie die Bürgerinitiative, die sich da jetzt gebildet hat, ernst nehmen. Das sind nicht Leute, die sich gegen die Interessen der alten Menschen wenden. Das ist mir wichtig zu sagen, denn ich war gestern bei einer Veranstaltung und bei einer Pressekonferenz in Liesing und habe gesehen, das sind Menschen, die wollen, dass zwei Dinge in Liesing gut gelöst werden: Eine gute Versorgung für die pflegebedürftigen Menschen im Bezirk, eine Öffnung des Parks zugunsten der Gesamtbevölkerung, ein Hintanhalten wirtschaftlicher Interessen, die vielleicht begründbar sind aus der chronischen Geldnot des Krankenanstaltenverbundes, aber die offensichtlich dazu führen, dass man versucht, die letzten guten, schönen Parkeinrichtungen bestbietend zu Geld zu machen. Das kann doch einer sozialdemokratischen Stadtverwaltung nicht wurscht sein, wenn man aus allen letzten Beständen privatisierte Projekte macht, die man dann halt einmal verkauft und damit für ewig verloren hat.

Denken Sie an eine kommunale Nutzung des Schlosses. Nicht nur für die Musikschule, sondern was immer aus dem Bezirk an wichtigen und guten Vorschlägen kommt. Bleiben Sie mit dem Pflegeheim in einer Dimension, wo der Paradigmenwechsel, der so dringend in Wien eingefordert werden muss, endlich Realität wird, bauen Sie nicht die kleinere Bettenburg, aber doch eine Bettenburg, sondern bauen Sie kleine, wohnortnahe Pflegeheime. Und da sind 350 Betten sicher weit überzogen, bleiben Sie bei unter 100 und bleiben Sie dabei, dass der Park dann auch eine lebenswerte Umgebung für die Pflegeheimbewohner und -bewohnerinnen, aber auch für die Bevölkerung von Liesing wird. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch, bitte zum Rednerpult. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es wurde ohnedies schon vieles gesagt und fast alles war richtig. Ich glaube, bei diesem Projekt ist ziemlich alles daneben gegangen. Kollege Deutsch wird dann wieder sagen, während des Flächenwidmungsverfahrens habe es 13 Stellungnahmen gegeben, ich glaube, von 9 Haushalten. Trotzdem glaube ich, dass es fahrlässig ist, sich bei einem solchen Projekt nicht mit den Anrainern kurz zu schließen. Die Bürgerinitiative hat innerhalb weniger Tage an die tausend Unterschriften gesammelt und ich denke auch, dass deren Einsprüche nicht zu vernachlässigen sind. 

Das Zweite, was mir auch unerklärlich ist, - wir haben das ohnedies schon öfters diskutiert - warum man wieder auf die größtmögliche Zahl an Betten gegangen ist, der Trend, und das sagen alle Experten aus dem Gesundheits- und Geriatriebereich, sind kleinfamiliäre Einheiten bis zu, ich glaube, in Kärnten gibt es jetzt ein neues Gesetz, bis zu 50 Betten, und auch die sind familiär aufzuteilen. 

Ich denke, vor diesem Hintergrund wäre es ein Leichtes gewesen, dass man ein Projekt ausführt - auch wenn es ein kleines Projekt ist, etwa 70 bis 100 Betten, das wirtschaftlich auch gut zu führen gewesen wäre - und dafür in Liesing einen zweiten Standort erschließt. Die Kollegen aus dem Bezirk haben das alte Brauereigebäude genannt. Ich denke, wenn man das prüft, könnte das auch eine sehr gute Option im Sinne der Liesinger Bevölkerung sein. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Deutsch hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der vorliegenden Bearbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes werden die Voraussetzungen für die Errichtung eines neuen Geriatriezentrums geschaffen, das nicht nur dem aktuellen Bedarf, sondern auch den pflegerischen Konzepten entspricht, denn die bestehenden Baulichkeiten und Einrichtungen des Geriatriezentrums entsprechen eben nicht mehr dem heutigen Stand und auch bei einer Sanierung hätten wir die aktuellen Standards und pflegerischen Konzepte nicht erreichen können. 

Daher wurde auch ein EU-weites Verhandlungsverfahren durchgeführt, ein Siegerprojekt ausgewählt, das sich gut in die Umgebung einfügt, wo auch die erforderlichen und notwendigen Abstände zu den Nachbarhäusern gegeben sind. Die Projektauswahl durch das Beurteilungsgremium erfolgte unter Abwägung städtebaulicher, architektonischer, funktioneller und wirtschaftlicher Aspekte.

Im Mittelpunkt der Diskussion dieses neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes steht - wie auch die Vorrednerin und die Vorredner schon darauf eingegangen sind - der Neubau des Geriatriezentrums Liesing. Es wird eines der modernsten Zentren Österreichs werden und es ist ein herzeigbares Modell für die stationäre Betreuung pflegebedürftiger Menschen im 21. Jahrhundert. Das war auch der Auftrag des Fachbeirates der Planung, hier ein beispielhaftes, exemplarisches Geriatriezentrum zu entwerfen. Für die Bewohnerinnen und Bewohner ist wesentlich, dass es sich ausschließlich um Ein- und Zweibettzimmer handelt, wo jedes Zimmer auch über eine Loggia verfügt, die barrierefrei zugänglich und auch mit einem Rollstuhl oder mit dem Bett befahrbar ist. 

Das Geriatriezentrum befindet sich nicht irgendwo am Stadtrand, Frau Kollegin Pilz, sondern es liegt direkt im Zentrum des Bezirks, was auch wesentlich ist, um eben die Betreuung und Pflege in der Wohnumgebung, wo man früher auch gewohnt hat, sicherzustellen. Es ist gut erreichbar mit öffentlichen Verkehrsmitteln - in der Nähe befindet sich nicht nur der Busbahnhof, sondern auch die Schnellbahn -, was eben auch für Angehörige wichtig ist, wenn sie Bewohnerinnen und Bewohner besuchen möchten.

Ebenso wichtig ist, dass Liesing damit erstmals auch ein eigenes Tageszentrum erhält, das man ansonsten extra hätte anbauen müssen. Da wäre die Grünflächenbilanz eine andere gewesen als die, die uns heute vorliegt. Um das Ziel zu erreichen, möglichst lange zu Hause in den eigenen vier Wänden leben zu können, ist dieses eigene Tageszentrum notwendig, damit eben auch eine Betreuung und Pflege untertags angeboten werden kann. Dieses Angebot wird für circa 50 Be-
sucherinnen und Besucher auch eingerichtet.

Und nun zur Größenordnung dieses Geriatriezentrums: Es handelt sich um 14 Stationen mit jeweils 24 Betten, also eigentlich mehrere dezentrale Einheiten unter einem gemeinsamen Dach. Es sind somit wesentlich weniger Betten als ursprünglich, weil Kollege Jung auch darauf eingegangen ist, dass hier die Bettenanzahl aufgestockt worden wäre. Das ist falsch, es hat früher auch an diesem Standort über 400 Betten gegeben, und die derzeitige Anzahl entspricht auch dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz, das wir 2004 im Landtag beschlossen haben, wo die Höchstgrenze mit 350 Betten festgelegt wurde. Und dies nach intensivsten Diskussionen, auch in der Geriatriekommission, nicht aus Jux und Tollerei, sondern unter Einbeziehung der Meinung von Praktikern, von Experten, vom Dachverband, von städtischen, privaten und gemeinnützigen Anbietern. Und was ebenfalls wesentlich ist, - und das ist ein ganz großer Unterschied zu anderen Einheiten in den Bundesländern, die auch als Beispiel immer gebracht werden - hier werden auch Fachärzte rund um die Uhr tätig sein. Das ist deshalb notwendig, weil in den städtischen Geriatriezentren vor allem Bewohnerinnen und Bewohner mit den höheren Pflegestufen leben. Hier ist es erforderlich, dass auch eine vollwertige medizinische Betreuung in höchster Qualität angeboten wird. Und dass diese höchste Qualität und die pflegerischen Ansätze auch zum Erfolg führen, dass hier Rehabilitation und Remobilisierung im Vordergrund stehen, zeigt ja auch, wie wir vor kurzem in der Geriatriekommission hören konnten, dass mittlerweile 25 Prozent jener, die in einem Geriatriezentrum die Pflege in Anspruch nehmen, nach einem relativ kurzen Zeitraum wieder nach Hause entlassen werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Bedarf im Süden Wiens ist vorhanden. Es ist mir völlig schleierhaft, wie Sie auf die Idee kommen konnten, dass hier ausreichend stationäre Betten vorhanden wären. Im Gegenteil, dieses Angebot muss entsprechend ausgebaut werden und ist auch eine Ergänzung zu anderen Angeboten. Wie Sie wissen, wird ja auch in Atzgersdorf das “Wie daham“-Pflegezentrum errichtet. Es gibt auch ein eigenes Projekt der Volkshilfe im Bereich Breitenfurter Straße – Dr-Neumann-Gasse. Stationäre Einrichtungen sind erforderlich, wenn eine häusliche Pflege nicht möglich oder medizinisch nicht mehr ausreichend ist. 

Durch die Lage des neuen Standortes, und um den geht es ja, im nördlichen Bereich des Parks können die Bewohnerinnen und Bewohner nach Fertigstellung des neuen Hauses direkt praktisch vom alten Haus in das neue Zentrum übersiedeln. Der Baubeginn soll 2007 sein, die Fertigstellung wird 2009/2010 erfolgen. Hier werden in Summe 55 Millionen EUR investiert. Und nun zum weitgehend im Bezirk unbekannten Park und dem Liesinger Schloss - weil hier der Eindruck erweckt worden ist, dass dieser Park eigentlich sehr bekannt wäre. Das ist nicht der Fall, weil er derzeit nicht öffentlich ist. Wenn Sie gestern bei der Pressekonferenz waren, wissen Sie ja, dass der Park von einem Zaun und von Mauern umgeben ist. Außer jenen, die Bewohnerinnen und Bewohner im Geriatriezentrum besuchen, kennen nahezu keine Liesingerinnen und Liesinger diesen Park, geschweige denn das Schloss, das ja von außen gar nicht einsehbar ist. 

Das Wesentliche ist aber, dass im Rahmen des EU-weiten Verhandlungsverfahrens jenes Projekt ausgewählt wurde, das eben die Grundlage für den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan auch ist und den meisten Grünraum sichert. Der Baumbestand wird weitgehend geschont. Wenn Sie sich die Grundrisse angesehen haben, werden Sie erkannt haben, dass auch Bäume in die Innenhöfe integriert werden, also nicht gefällt werden, sodass dieser Entwurf auch weitgehend auf die historische Parkanlage mit ihrem Baumbestand und dem denkmalgeschützten Schloss eingeht und dass der Neubau im Plan mit Fluchtlinien abgegrenzt ist, sodass die bebaubare Fläche als variabler Raum vorgeschlagen wird, wodurch eben damit auch auf den Baumbestand Rücksicht genommen werden kann. 

Das kommt auch im Parkgutachten, das Bestandteil dieses Flächenwidmungsaktes ist, ganz gut zum Ausdruck, wo darauf hingewiesen wurde, dass es das Ziel der Arbeit war, eine tragfähige Grundlage zu erstellen, die sowohl dem Anforderungsprofil eines zeitgemäßen Pflegeheimes entspricht, aber auch den optimalen Umgang mit dem erhaltenswerten Grünraum sicherstellt, wobei eben die beanspruchten Flächen auch entsprechend minimiert werden sollen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, durch Neupflanzungen an jenen Stellen, wo Altgebäude abgebrochen werden, nämlich das derzeit bestehende, nicht sanierungswürdige Altgebäude, die Glashäuser, die Werkstätten, die Parkplätze, die ja wahrlich keine Grünflächen am Areal sind, ja, auch die Parkplätze werden verschwinden, weil es eine eigene Tiefgarage geben wird, Spielplätze werden in diesem Bereich statt der Parkplätze errichtet und auch an Stelle des derzeitigen Eingangsbereiches wird es Neupflanzungen geben, sodass die Gesamtzahl der Bäume sogar noch höher sein wird als bisher. 

Es wird, und das haben wir uns auch sehr genau angesehen, eine durchwegs positive Grünflächenbilanz geben, nämlich nur rund 2 Prozent werden mehr verbaut werden als die derzeit verbaute Fläche ausmacht. Allerdings gibt es dafür auch zusätzlich noch ein Tageszentrum. Also, auch die behaupteten 30 Prozent sind falsch. 

Der Park wird öffentlich zugänglich, ist auch erstmals durchgängig, weil Zäune und Mauern entfernt werden. Und der Park wird auf Grund der Situierung des neuen Geriatriezentrums auch erstmals in seiner Geschichte erlebbar. 

Einige wenige Worte zum Liesinger Schloss: Auch das ist falsch, dass das Liesinger Schloss bisher eine öffentliche Nutzung hatte. Das Liesinger Schloss hatte in der Geschichte der letzten 130 Jahre nie eine öffentliche Nutzung. Was wir zu erreichen versuchen, ist, dass es jetzt erstmals, indem beispielsweise die Musikschule Liesing hier eine Möglichkeit der Unterbringung haben kann, zu einer teilöffentlichen Nutzung kommen kann. Dass Luxuswohnungen entstehen können, ist ebenso falsch wie die anderen Behauptungen. Von Luxuswohnungen, Herr Kollege Jung, war nie die Rede, da müssen Sie besser zuhören, sondern es war immer davon die Rede, dass hier die Musikschule - und dafür setzen wir uns auch ein - im Liesinger Schloss untergebracht werden kann und das hat der Bauträger ARWAG anlässlich der Präsentation des Projektes auch bereits kundgetan. 

Aber ich meine, dass die bisherige Diskussion die Widersprüchlichkeit - und darauf möchte ich schon hinweisen - die Widersprüchlichkeit meiner Vorrednerin, aber auch der Vorredner, hier ganz öffentlich dargestellt hat. Sie haben heute wirklich gezeigt, worum es Ihnen tatsächlich geht. Denn während - wenn ich zur ÖVP komme - auf der einen Seite die Gesundheitssprecherin der ÖVP vor wenigen Monaten noch sagt, der Neubau ist das Wunder von Liesing und endlich wird das umgesetzt, was sie immer auch gefordert hat, und sich damit eigentlich hinter das Projekt gestellt hat... (GR Dipl Ing Roman Stiftner: Das ist ein Blödsinn!) Von dieser Größenordnung war immer die Rede, lesen Sie es nach in der APA vom 17. Mai, lesen Sie es nach, das Wunder von Liesing, hat Ihre Gesundheitssprecherin gesagt und sich mit Recht auch hinter dieses Projekt gestellt. 

Und heute kommt Kollege Hoch daher und sagt, es wäre angeblich zu groß. Die Größe von 336 Betten, die Größe von 336 Betten ist weniger als das viel gerühmte Haus der Barmherzigkeit in Ottakring oder in der Tokiostraße, wo es 350 Betten gibt, wo kürzlich Gesundheitsministerin Rauch-Kallat das ISO-Zertifikat übergeben hat als Bestätigung für die hohe Qualität der Leistung, für die hohe Kompetenz, die es in der Seeböckgasse gibt, bei 350 Betten. 

Also, Ihre Argumentation ist wirklich unglaubwürdig. Experten aus dem medizinischen Bereich haben das auch entsprechend unterstrichen. Und Frau Kollegin Pilz, meine ich, wird mit ihrer Argumentation überhaupt unglaubwürdig, wenn sie auf der einen Seite hier oder im Ausschuss oder bei jeder sonstigen Gelegenheit Dinge einfordert, die ohnehin in Umsetzung oder in Vorbereitung sind, wo es ihr angeblich zu langsam geht und dann, wenn die Projekte in Umsetzung sind, ist sie dagegen. 

Ich habe eher den Eindruck, Ihnen kann es gar nicht langsam genug gehen, Sie wissen in der Tat nicht, was Sie wollen. Hier wird eines der modernsten Zentren Österreichs errichtet und Sie sind trotzdem dagegen. Sie haben in Ihrer eigenen Wortmeldung darauf hingewiesen, dass die Grünen dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz zugestimmt haben, und jetzt sind Sie dagegen. Anscheinend ist das das einzige Programm. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme zum Schluss und möchte aber noch einige Bemerkungen zur Anrainerinitiative machen. Das wäre nämlich die korrekte Bezeichnung, Bürgerinitiative wäre übertrieben. (GR Mag Wolfgang Jung: Was heißt Anrainerinitiative!) Ich spreche von der Anrainerinitiative, weil es das besser auf den Punkt bringt. Es geht um die Anrainer. Nehmen Sie die Anrainer ernst und sprechen Sie nicht von ihrer Arroganz. Nehmen Sie die Anrainer ernst. (Beifall bei der SPÖ.) Sie wissen noch gar nicht, was ich sagen will, Herr Kollege Stiftner, und sprechen von ihrer Arroganz. 

Ich rede von einer Anrainerinitiative, weil es darum geht... (GR Dr Herbert Madejski: Die Bürger sind aber auch noch da!) Herr Kollege Madejski, Sie sind auch im Planungsausschuss und wissen ja, wer die Möglichkeit hat, hier direkt am Verfahren teilzunehmen. Daher ist es eine Anrainerinitiative, wo es insgesamt elf Anrainereinsprüche gegeben hat aus acht Haushalten und wir in zahlreichen Diskussionen, auch im Bezirk, darauf hinweisen konnten, dass die Sorgen, die wir sehr ernst nehmen, mit denen wir uns auch intensiv in Diskussionen auseinander setzen, unbegründet sind. 

Im Rahmen dieser öffentlichen Auflagen, ich wiederhole es für Sie gerne noch einmal, hat es elf Anrainereinsprüche gegeben, wobei auch Anrainer in der Folge dann nach der öffentlichen Auflage in die Diskussion einbezogen wurden. Es hat vom 7. bis 16. September auch einen eigenen Infopoint gegeben, der vom Krankenanstaltenverbund eingerichtet wurde, wo es mit Fachexperten, mit dem Bauträger, mit dem Krankenanstaltenverbund, mit den Verkehrsplanern, weil das eine wichtige Frage auch für die betroffene Wohnbevölkerung war, mit Architekten et cetera, die hier in der Diskussion zur Verfügung gestanden sind, auch zahlreiche Gespräche gegeben hat. Hier wurde alles auf den Tisch gelegt, das Modell, die Grundrisse, die Flächenbilanz, die zeigten, wie das Geriatriezentrum und der Park künftig aussehen werden, und ich kann Ihnen sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren, das Echo war ein sehr tolles. Viele haben davon auch Gebrauch gemacht, viele haben ihre Fragen auch beantwortet bekommen und manche wollten sich eigentlich auch bereits anmelden. 

Die Forderungen der Bürgerinitiative, die hier auch kundgetan wurden, sind auch mit der Beschlussfassung dieses Flächenwidmungs- und Bebauungsplans erfüllt, nämlich der Park wird öffentlich und durchgängig und die beste pflegerische Qualität ist gesichert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem heutigen Beschluss werden damit die widmungstechnischen Voraussetzungen für die Errichtung eines neuen, den modernsten Qualitätserfordernissen entsprechenden Geriatriezentrums in Liesing geschaffen. Ich ersuche Sie, möglichst zahlreich diesen Antrag zu unterstützen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dipl Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sie werden verstehen, dass ich als leidenschaftlicher Liesinger jetzt durchaus das Bedürfnis hatte, mich hier noch nachzumelden, nach dem, was hier in ungeheuerlicher Weise von GR Deutsch behauptet worden ist. Und ich darf nochmals drei Gründe anführen, warum wir ganz entschieden gegen dieses Projekt sein werden und es auch weiterhin - auch wenn Sie dieses heute mit Ihrer absoluten Mehrheit beschließen werden - bekämpfen werden. 

Denn erstens, Sie haben hier von 350 Betten gesprochen. Das sind Pflegesilos, die Sie hier wider jeden besseren wissenschaftlichen Wissens errichten wollen. Wir wissen, dass Menschen, gerade ältere, doch die individuelle Betreuung brauchen. Und die ist auch notwendig bei 350 Betten, die Sie hier einrichten und sich dann aufregen, dass Sie sagen: „Na ja, wir machen dann eh Zweibettzimmer, und dann werden sie sich schon irgendwie wohl fühlen." 

Also, ich bitte Sie, sehr geehrte Damen und Herren, hier geht es um alte Menschen, hier geht es um Menschen, die aus ihrem gewohnten Umfeld herausgerissen werden, die sich wirklich mehr verdienen als nur hier in einem Pflegesilo untergebracht zu werden, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und gerade Sie als Sozialdemokraten waren es doch, die immer die Skandinavier jetzt in den letzten Wochen bemüht haben, bemüht haben und bemüht haben als tolles Beispiel. Nehmen wir Skandinavien her, gerade im Pflegebereich: Dort wird ein Pflegebereich mit 100 Betten bereits als groß, ja zu groß, dargestellt. Davon geht man schon lange ab, dort ist man schon einen Schritt weiter. Man geht hier in die Richtung von 50, 60 Betten. Und das ist auch unser Vorschlag, unsere Bitte an Sie, das hier in Wien umzusetzen. Ich kann es jetzt wirklich nicht beurteilen, ob in Liesing der große Bedarf da ist, aber wenn er da ist, dann gibt es genug Möglichkeiten, so ein Pflegeheim auch wo anders zu errichten. 

Ich habe hier drei weitere Beispiele für Sie, Herr Kollege Deutsch, Sie kennen Liesing sehr gut und können das auch machen. Nehmen Sie her das Gebiet Ecke Breitenfurter Straße, Rodauner Straße: Der Gemeindebau, der dort abgerissen wird, da lässt sich sicherlich etwas machen. Nehmen Sie die Brauereigründe her, die ich auch gestern vorgeschlagen habe, auch dort lässt sich sicher etwas einbauen. Nehmen Sie das unbebaute Grundstück bei der Lastenstraße in Liesing her, auch dort lässt sich etwas unterbringen, derzeit sind dort 250 Wohnungen geplant. Auch da, und das ist vielleicht auch ein wichtiger Punkt, den wir auch wirklich in Zukunft überlegen sollten: Ist es nicht ein guter Ansatz, dass Sie hier statt nur einen Pflegesilo hinstellen, und sagen, da sollen halt die Alten ihre letzten Tage fristen, hier ein kombiniertes Wohnen schaffen und dass wir sagen, da gibt es Wohnungen und daneben auch ein betreutes oder ein Pflegeheim, wo wir vielleicht auch die Angehörigen zusammenbringen, und dass man sagt, da ist der Angehörige betreut und ich wohne in der Nähe und ich kann hier mit dem Pflegling zusammenkommen. 

Solche Konzepte, sehr geehrte Damen und Herren, sind die der Zukunft und nicht Ihre Pflegesilos. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber abseits des Pflegetechnischen ist es natürlich auch ein umweltpolitischer Wahnsinn, was da passiert. Und, Herr Kollege Deutsch, wenn Sie sagen, der Park ist heute abgeschlossen, in Zukunft reißen wir den Zaun nieder und er ist öffentlich zugänglich und das jetzt hier als die große Errungenschaft darstellen, möchte ich Ihnen wirklich in Erinnerung rufen, dass es nicht nur darum geht, ob man einen Park begehen kann, sondern es geht auch darum, dass es das letzte zusammenhängende Grün, die grüne Fläche, vielleicht die grüne Lunge, ist, die es in diesem Gebiet in Liesing gibt. 

Und wenn Sie das zerstören, dann zerstören Sie ein Ökosystem, ein Mikroklima, das dort existiert, und dann werden Sie damit auch umweltpolitisch sehr, sehr unglaubwürdig werden, wenn Sie das nächste Mal behaupten, (GR Christian Oxonitsch: Waren Sie schon einmal drinnen?) und ich höre heute schon die Umweltstadträtin, wenn sie das nächste Mal vom Gebiet der Umweltmusterstadt hier in Wien reden wird, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Waren Sie inzwischen schon einmal drinnen?) 
Der Präsident, nein, der Naturschutzobmann, Präsident ist der Herr Ing Minich, hat übrigens hier ganz ein klares Statement abgegeben. Erstens ist zu befürchten, dass hier über 100 Bäume, und zwar sehr seltene Bäume, gefällt, oder zum Opfer fallen werden. Und ich weiß auch genau, wie das passiert. Natürlich werden laut Plan am Anfang der Bebauung nur wenige Bäume gefällt werden müssen. Nur, wie passiert das dann praktisch? Praktisch ist es natürlich so, dass in den Innenhöfen dort, wo man heute im Plan noch den schönen Altbaumbestand einzeichnet, bei den Bauarbeiten dann halt der Bagger zufälligerweise dran fährt, dass man die Wurzel abgrabt et cetera, und am Ende wissen wir - und der Herr Kollege Deutsch hat es heute gesagt – dass wir hier Neubestand pflanzen müssen. 

Aber Sie wissen auch eines, und jetzt lassen Sie mich das schon als Umweltsprecher hier ganz klar sagen, dass Sie für einen Altbaum zehn neue Bäume umwelttechnisch benötigen, um denselben photosynthetischen Effekt zu erzielen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Waren sie schon dort, wahrscheinlich nicht!) 

Politisch, und das ist der dritte Grund, warum wir das ablehnen, und das haben Sie heute hier wunderbar dokumentiert, Herr Kollege, und ich bin eigentlich enttäuscht, weil ich den Eindruck hatte, Herr Kollege Deutsch, dass Sie einer sind, der sich immer wieder auch bemüht, Ausgleich zu finden. Aber offensichtlich ist der letzte Sonntag in Ihrer Analyse etwas zu weit gegangen, denn obwohl Sie 2 Prozent in Wien verloren haben, zugegeben, maskiert unter dem Verlust der ÖVP, keine Frage, ist es so, dass Sie heute eine Bürgerinitiative als lockere Anrainerinitiative abqualifizieren. (GRin Marianne Klicka: Die Initiative ging nicht von Ihnen aus, sondern von uns!) 

Und das muss ich Ihnen ehrlich sagen, hier geht es um Menschen, die sich engagieren, die sich organisieren, die ihre Freizeit investieren und sagen, bitte schön, es läuft etwas schief, tun Sie etwas dagegen, und Sie stellen sich hier als Mandatar her und sagen, die paar, die werden wir auch noch schaffen und die sollen hier also entsprechend Ruhe geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich appelliere an Sie, (GRin Marianne Klicka: Sie haben keine Ahnung!) auch wenn Sie heute mit Ihrer absoluten Mehrheit diesen Flächenwidmungsplan beschließen werden, denn dazu ist Ihnen natürlich heute die Möglichkeit gegeben, dass Sie wenigstens in den Detailplanungen dafür auch Sorge tragen, dass hier wirklich in keiner Weise das passiert, was wir heute planungstechnisch durch diesen Flächenwidmungsplan erzielen können. 

Und ich wiederhole noch einmal, es ist weder planungstechnisch eine Errungenschaft, es ist ein Konzept von vorvorgestern, das Sie hier bringen, es ist umweltpolitisch eine Katastrophe und politisch aus Ihrer Betrachtung würde ich Sie bitten, Ihre Konzepte zu überdenken. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich habe noch eine tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Deutsch. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur, damit sich diese Aussage danach auch richtig im Protokoll wiederfindet. Ich habe von einer Anrainerinitiative gesprochen mit dem Hinweis, dass wir Sorgen und Ängste dieser Anrainer natürlich ernst nehmen und dass sich die Sorgen und Ängste in vielen Diskussionen dann als unbegründet herausgestellt haben. Das, was Sie jetzt hier von sich gegeben haben, Herr Kollege Stiftner, ist falsch, wie vieles andere, was Sie gesagt haben. Aber ich halte noch einmal fest, dass es uns ein besonderes Anliegen war, im Kontakt mit den Anrainern die Diskussion zu führen und hier diesen zusätzlichen Infopoint auch eingerichtet zu haben. Es bleibt aber den-
noch Tatsache, das es insgesamt 11 Anrainer-Einsprü-
che von 8 Haushalten gegeben hat. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wenn Sie bitte sitzen bleiben, ich habe noch eine Wortmeldung. Es hat sich noch Herr GR Hundstorfer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): (GR Dr Herbert Madejski: Er hat eine rote Krawatte!) Schauen Sie, ob ich eine rote Krawatte habe, eine grüne oder eine gelbe oder eine blaue, ist mein Problem und nicht deines. Das ist einmal Punkt 1. (Beifall bei der SPÖ.) 
Punkt 2: Herr Dipl Ing Stifter, ich möchte nur klarstellen, und es wird immer offenkundiger, warum das Wahlergebnis der ÖVP so ist, wie es ist. Denn sich hier her zu stellen und ein Projekt von vorgestern zu erklären, wo die gleiche Frau Bundesministerin, die angeblich aus Ihrer Partei kommt, sich in der Tokiostraße hinstellt und in Tönen, wo es nur so pascht, ein ISO-Zertifikat verteilt, und die gleiche Frau Bundesministerin mit dem Haus der Barmherzigkeit damit massiv herumläuft, wenn die Vinzenzgasse frei wird, sie Mittel von der Stadt bekommt, um da noch einmal 370 Betten hinzubauen und sich dann so hier her zu stellen, nur weil es ein Projekt ist, was von a bis z stimmig ist und weil es ein Projekt ist, das von a bis z öffentlich geführt wurde, öffentlich diskutiert wurde und öffentlich gemacht wurde. Ihr Problem ist, Sie erwischen das Trittbrett nicht, um hier mitfahren zu können. Das sieht man auch an dem Stimmenanteil, den Sie erreicht haben, da seien wir jetzt ganz offen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Denn in Wahrheit - sie ist nur leider heute nicht da, die Frau Korosec, und wenn sie krank ist, hoffe ich, dass es ihr bald gut geht - in Wahrheit haben wir in Liesing nämlich nichts anderes gemacht als die Seeböckgasse und die Tokiostraße kopiert, nichts anderes. Wir haben die Logik der Seeböckgasse und die Logik der Tokiostraße kopiert und versucht, ein Grundstück von Liesing zu implementieren. 

Das ist der einzige Unterschied, dass Liesing in einem Park liegt, während die Seeböckgasse mitten in Ottakring und in keinem Park liegt und die Tokiostraße liegt, wie wir auch wissen, auch nicht an einem Park, sondern dort wird vielleicht die Umgebung einmal... (GR Christian Oxonitsch: Da könnten wir einen hinbauen!) Ja, da könnten wir einen hinbauen, so. In Wahrheit haben wir die Logik dieser beiden Häuser genommen und nach Liesing übertragen, und sehr massiv auch mitbetrieben von Ihrer Frau Korosec. 

Wie Sie intern umgehen, ist wirklich witzig, nicht böse sein, dass ich das jetzt so emotional sage. Aber wir haben uns hier bemüht, getragen von dem Gedanken, dass Großheime nicht die Zukunft sind, getragen von dem Gedanken, Zweibettzimmer zu schaffen, getragen von dem Gedanken, diese mit einem höchstmöglichen Komfort auszustatten, getragen von dem Gedanken, ein parkähnliches Areal so optimal wie möglich sowohl für die Ökologie als auch für die Ökonomie zu nutzen, ohne die Ökologie zu opfern. Genau das haben wir dort gemacht. Und ich habe nur ein einziges Problem: Wir haben das so öffentlich wie möglich durchgespielt und alles, was hier an Meldungen gekommen ist, nämlich sehr, sehr ernst genommen. Das Problem ist, dass hier politisch niemand hin kann zu diesem Thema. Das ist das einzige Problem. Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Herzlichen Dank. 

Ganz kurz, Herr Kollege Stiftner, ich kann Ihnen das Foto über die ISO-Zertifizierung gerne zur Verfügung stellen. Und eines nur zur Richtigstellung: Das Wahlergebnis konnte ich im Akt nicht finden, aber eine Zahl muss ich richtig stellen: Sie haben von 350 gesprochen aber 14 mal 24 ist noch immer 336, das ist doch etwas niedriger, als sie gesagt haben. (GR Harry Kopietz: Rechnen kann er auch nicht!) Vielleicht ist das auch ein Hinweis, wie manche Zahlen und manche Ergebnisse in dieser Stadt interpretiert werden. Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ fest. Es ist daher angenommen gegen FPÖ, Grüne und ÖVP. 

Bevor ich zum nächsten Tagesordnungspunkt komme, erlauben Sie mir bitte eine Bemerkung. 

Ich habe festgestellt, dass Herr Kollege Strache heute in der Aktuellen Stunde sehr echauffiert war. Die kurze Zeit, die er da war, hat er sich sehr aufgeregt und ich habe etwas vernommen, wovon ich mir gedacht habe, das kann ich nicht richtig gehört haben und ich habe mir daher das Protokoll kommen lassen. Kollege Strache hat zur Kollegin Ekici laut Stenogramm gesagt: „Sie lügen, wie Sie den Mund aufmachen". Das ist unstatthaft, (GR Godwin Schuster: Er ist ein Rüpel!) das hat in unserem Haus nichts verloren. Ich erteile ihm einen Ordnungsruf und ersuche seine Fraktion, ihm das mitzuteilen. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP.)
Es gelangt nunmehr die Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Hier ist nur mehr eine Abstimmung notwendig. 

Wer von Ihnen mit der Postnummer 56 einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der Grünen gegen die FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 59 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7724 im 7. Bezirk. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr, bitte. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Ich möchte nur in aller Kürze einen Abänderungsantrag zu diesem Flächenwidmungsplan einbringen und brauche dafür nicht einmal eine Minute. Es handelt sich um ein Objekt, wo im Abänderungsantrag eine Erhöhung auf die Bauklasse II festgesetzt wird, um ein zweistöckiges Gebäude, das zum Ende des 18. Jahrhunderts errichtet wurde und das unter Denkmalschutz steht. In Diskussionen im Bezirk haben, glaube ich, alle dafür gestimmt, dass die benachbarten Gebäudehöhen 13 m aufweisen und Bauklasse III gewidmet sind, und eine ähnliche Bauhöhe sollte bei etwaigen Aufstockungen auch möglich sein. 

Deshalb stelle ich gemeinsam mit den Kollegen Schuster und Valentin diesen Antrag und ersuche um Zustimmung. Danke schön. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Zuerst der Gegen- oder Abänderungsantrag, eingebracht von Kollegen Chorherr Schuster und Valentin, betreffend den Flächenwidmungsplan 7724.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit gegen die Stimmen der ÖVP. 

Ich komme jetzt zum eigentlichen Geschäftsstück. 

Wer für das eigentliche Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Bei der Postnummer 60 der Tagesordnung müssen wir nur mehr abstimmen. 

Es sind alle Redner gestrichen. 

Wer der Postnummer 60 der Tagesordnung die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Gaal, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf, bitte. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der gegenständliche Flächenwidmungsplan bezieht sich auf die Aspang-Gründe, eines der grundsätzlich wichtigsten Entwicklungsgebiete innerhalb des Gürtels. 

Ich erinnere hier an das Projekt, das damals Norman Foster im Auftrag von VBgm Bernhard Görg ausgeführt und hier Überlegungen angestellt hat, wie man dieses Gebiet entsprechend weiter entwickelt. 

Für uns ist dieser Bereich ein besonders wichtiger. Gerade im Bezirk, auf der Landstraße, beschäftigt man sich damit seit Jahren intensiv. Wir stellen nunmehr fest, dass vor einigen Tagen hier ein Abänderungsantrag vorgelegt wurde. Ein Abänderungsantrag, der vorsieht, dass der Schulstandort, der hier festgelegt worden wäre, wegkommt und dass dies nicht mit dem Bezirk akkordiert ist. Ich glaube, dass es nicht den Ideen der Dezentralisierung und der Einbindung der Bezirke entspricht, wenn man hier am Bezirk vorbei eine solche Flächenwidmung vornimmt und glaube, dass man den Bezirk, den Bezirksvorsteher, die Bezirksvertretung, hätte einbeziehen müssen. 

Das ist nicht geschehen und dies ist auch aus der Sicht des Schulstandortes bedauerlich. Wir haben die Diskussion um die Situation in der Kleistgasse, einer zerbröselnden, zerfallenden Pflichtschule. Einer der Gründe, warum hier in den letzten acht Jahren nichts geschehen ist, nun ja, wie schaut es denn mit den anderen umgebenden Schulstandorten aus? Für dieses neue Gebiet ist ein Schulstandort notwendig, die Diskussion ist notwendig und ich bedaure, dass am Bezirk vorbei etwas geschieht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich kann es kurz machen. Zunächst zwei Sätze, die mir meine Kollegin Gretner mit auf den Weg gegeben hat. Nämlich, wir lehnen dieses Geschäftsstück ab. 

Erstens, weil unserer Meinung nach die Bebauungsdichte zu hoch ist.

Und zweitens, weil sich der Entwurf an einer anderen Lage der U-Bahn orientiert hat, als das nunmehr der Fall ist. So viel dazu.

Jetzt zu diesem Antrag. Wird der nicht eingebracht, was ist eigentlich mit dem Antrag, zu dem wir da alle Stellung nehmen, denn wenn Herr Valentin sich nicht zu Wort meldet, dann kommt der Abänderungsantrag ja gar nicht. (GR Christian Oxonitsch: Er hat sich zum Wort gemeldet, aber nach Ihnen!) Er hat sich zu Wort gemeldet nach mir, das ist interessant, weil ich ja nach Ihnen gereiht war, aber es macht nichts. (GR Christian Oxonitsch: Er hat sich Zeit gelassen und meldet sich jetzt!) Ja, macht nichts, fein, machen wir es so.

Es wird also dieser besagte Antrag eingebracht. Zu dem Antrag kann ich nun sagen, dass wir dem zustimmen werden, weil der nunmehr geplante, sehr große Bauplatz für eine 16-klassige Schule und ein 10-grup-
piges Kindertagesheim eigentlich sehr genau unseren Vorstellungen entspricht, wie eine solche neue Schule aussehen kann, wo dann auch eine ganztägige Möglichkeit besteht und wo es auch pädagogisch sinnvoll ist, Kindertagesheim und Schule in einem zu haben. Wir werden daher zustimmen.

Wir sind deswegen nicht mit auf den Antrag gegangen, weil so eine hundertprozentige Übereinstimmung gibt es nicht, und wir sind auch nicht sicher, dass wir alle Faktoren kennen, die damit im Zusammenhang stehen. Es gibt da bei mir noch so einen kleinen Überrest an Zögern und Skepsis und ich möchte auch sagen, warum: Wir haben ja immer noch nicht geklärt, und das müsste im selben Durchgang geklärt werden, was jetzt mit der Schule in der Kleistgasse/Kölblgasse eigentlich geschieht und ob dieser Antrag und die jetzige Bebauungsvorlage heißen, dass die Kinder, die Schülerinnen und Schüler, die derzeit die Kölblgasse besuchen, bis zum Ende dieser Schule in diesem grauenhaften Haus bleiben. Also, ich kann das mir nicht vorstellen. Nachdem bereits im Juni 2000 die Frau StRin Laska den Start der Planungs- und Bauvorbereitung Arbeiten für die Generalsanierung dieser Schule angekündigt hat und mir dann im März der Herr Bürgermeister, der Herr Landeshauptmann, gesagt hat, ja, er gebe durchaus zu, diese Schule sei ein Schandfleck, gehe ich davon aus, dass die Kinder, die dort jetzt sind, nicht darauf warten müssen, bis in einer Phase II diese neue Schule errichtet wird. Es steht im Antrag nicht dabei, wie lange das dauern wird und ich wäre sehr froh, wenn mir Herr GR Valentin das sagen könnte, wann frühestens mit dem Bau dieser Schule begonnen werden kann, aber ich kann mir jedenfalls nicht vorstellen, dass die Kinder in diesem Schulhaus bleiben, das jetzt so ist, wie es ist. 

Da muss etwas geschehen. Ich bringe daher einen Antrag ein, einen Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung, der die Generalsanierung der alten Schule Kleistgasse/Kölblgasse verlangt.

Jetzt weiß ich schon, Sie werden das ablehnen. Jetzt füge ich aber etwas anderes hinzu: Es kann ja sein, dass man nicht etwas macht, was man jetzt wirklich als Generalsanierung bezeichnen kann, dass man aber sofortige Maßnahmen setzt, die zumindest verhindern, dass schon rein optisch von außen diese Kinder in eine Schule gehen müssen, für die sie sich genieren und für die sich die Eltern genieren, dass ihre Kinder in diese Schule gehen müssen und so weiter und so fort. 

Das heißt, ich wäre Ihnen auch sehr dankbar, Herr GR Valentin, wenn Sie mir nicht nur sagen, wann frühestens mit einem Bau begonnen werden kann, sondern wenn Sie uns auch jetzt gleich mitteilten, was mit der alten Schule Kölblgasse/Kleistgasse geschieht, damit die Kinder dort auch tatsächlich wirklich hingehen können, ohne dass wir uns hier im Gemeinderat in Grund und Boden genieren müssen. Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist Herr GR Valentin gemeldet. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Jerusalem hat vorher so richtig gesagt: „Hundertprozentig glückselig machende Antworten oder Vorgangsweisen können wir uns von Ihnen nicht erwarten.“ Ich darf das kontern, wahrscheinlich werden Sie mit meinen Ausführungen auch nicht so hundertprozentig glücklich sein. Schauen wir, vielleicht erreichen wir ein vernünftiges Mittelmaß, mit dem Sie leben können.

Hätten wir zu Beginn der Diskussion Kollegen Tschirf mit Kollegin Jerusalem zusammengebracht, dann hätten wir uns vielleicht einen Teil der Debatte erspart. Kollege Tschirf hat richtigerweise festgestellt - ich sage jetzt einmal, wahrscheinlich in einem retrospektiven, politischen, intellektuellen Besitzstandsverteidigungsmodell, von wem die ursprünglichen Wurzeln zu dieser Planung stammen, es stimmt, es ist das Projekt Foster, es stammt aus der Zeit von Görg, es ist weiterentwickelt worden und es sind Rahmenbedingungen verblieben. Und gerade bei diesen Rahmenbedingungen hat die Kollegin Jerusalem angezweifelt, dass sie jetzt verändert werden. 

Ganz das Gegenteil ist aber der Fall. Das, was Sie uns von Ihrer Kollegin Gretner ausrichten haben lassen, stimmt in der Tat nicht. Die Dichte und die Rahmenbedingungen, wann diese Dichte tatsächlich erfüllt werden darf, nämlich wenn die Anbindung an ein hochleistungsfähiges Massentransportmittel bei diesem Projekt existent ist, bleibt weiterhin aufrecht. 

Es gibt da zwei Perspektiven: Es gibt den S-Bahn-Anschluss, der in den Planungen immer vertreten war, wo sich in der letzten Zeit die Bundesbahn und der Bund in der Bestätigung etwas zurückgehalten haben. Man wird sehen, ob die Haltestelle Blamauergasse tatsächlich existent ist. Jedenfalls, in den Planungen ist sie drinnen, und es ist die Anlenkung der U2 klarerweise vorgesehen. Grundsätzliche Bedingung ist, dass die Kubatur, die Ausmaße dieses Projektes, auch richtigerweise mit einer zeitgemäßen, den Ansprüchen einer derartigen Quartiersentwicklung berechtigten, Anbindung an ein öffentliches Personennahverkehrsmittel schienengebunden er-
folgen kann. 

Das ist das eine, was ich Ihnen vorweg einmal bestätigen kann, dass Ihre Ängste unberechtigt sind und dass dies weiterhin massiver Bestandteil des Projektes ist. Und ich darf hinweisen, dass hier heute die generelle Flächenwidmung beschlossen wird, aber erst für den ersten Bauplatz, sozusagen die Bebauungsrichtlinien. Das heißt, wir haben hier ein etappenweises Vorgehen, ohne das Gesamtmodell und ohne das Gesamtprojekt aus dem Auge zu verlieren. 

Das Zweite, was sie gesagt haben, ist richtig. Für die Schule, die jetzt vorgesehen ist - immerhin wird hier der Schulstandort massiv erhöht und auch das Kindertagesheim massiv vergrößert. Es ist jetzt von einem zehngruppigen Kindertagesheim die Rede, in der ursprünglichen Planungen waren es fünf. Und es ist jetzt von 16 Klassen Schulstandort die Rede, im ursprünglichen Projekt waren es 10 Klassen. 

Dass ein derartiges Projekt wesentlich mehr Platz benötigt, ist auch richtig. Und der Schulstandort Kleistgasse ist von Ihnen, wenn sie die Zeit vor dem Sommer beschrieben haben, sicherlich richtig. Es ist sicherlich kein Aushängeschild einer Wiener Schule, man muss aber sagen, dass in den Sommermonaten Sanierungsmaßnahmen stattgefunden haben und Sie waren vorhin auch Zeuge einer Beschlussfassung, dass für den Schulstandort Kleistgasse Budgetmittel freigemacht worden sind. 

Ich kann ihre Wahrnehmungen, kombiniert mit meinen Wahrnehmungen, dahin gehend zu einem Resultat zusammenführen: Ja, der Schulstandort Kleistgasse wird, solange er benötigt wird, in einen vernünftigen Zustand gebracht werden. Und dieser Prozess schreitet voran, sodass, bis der Neuzustand zur Verfügung steht, die Schüler dort nicht in einem, Sie haben gesagt, einem Loch, ich würde eher sagen, in einem suboptimalen Gebäude beherbergt werden. 

Zum Zweiten: Es ist sinnvoll, denk ich mir, wenn wir jetzt, der ersten Logik der ersten Berichterstattung meinerseits folgend, sagen: Okay, es gibt neue Erfordernisse. Wenn ich den Schulstandort Kleistgasse oder zumindest einen Teil des Einzugsgebietes mit dem der neu entstehenden Wohnungen im ersten Bauteil dieses großen Projekts zusammenlege, komme ich eben auf die 16 Schulklassen, auf die 10 Kindertagesheim-Gruppen. 

Diese sollen - und auch da kann ich Sie beruhigen - zeitgerecht gebaut werden. Das heißt, es ist geplant, dass zwischen der ersten Widmungsphase, die wir heute hier beschließen, wo wir statt des Schulstandortes richtigerweise Wohnungen widmen, eine Zwischenwidmung eingeschoben wird, die ausschließlich den Schulstandort betreffen wird. Diese Widmungsvorarbeiten sind bereits im Laufen und es ist damit zu rechnen, dass innerhalb eines Jahres diese Widmung über die Bühne gehen kann. Sohin wird dann tatsächlich zeitgerecht die Widmung da sein, um dann zeitgerecht auch den Schulneubau baulich über die Bühne zu bringen. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, neben dem, wie ich hoffe, ziemlich unwidersprochenen Flächenwidmungsakt, der ein zentrales Gebiet der Planung, eine Visitenkarte der Stadt, betrifft und dem Abänderungsantrag, der in Wirklichkeit zeigt, dass die Schulverwaltung unserer Stadt eine sehr flexible ist und sich den neuen Anforderungen stellt und sich schnell, rasch und in einer sehr, sehr sinnvollen Art und Weise anpassen kann, möchte ich in der Tat den Antrag einbringen, der von Kollegen Mahdalik und mir gestellt ist, der das von mir vorhin geschilderte Procedere, nämlich die Umwidmung des Schulstandortes in Wohnungen und der daraus folgend, die weitere Vorgangsweise, wie ich sie zitiert habe, frei macht, sodass in der nächsten Zeit, in möglichst schneller Abfolge der Termine, die zusätzliche Widmung eines Schulstandortes dann tatsächlich erfolgen kann. 

Ich darf Sie bitten, beide Gegenstände der Beschlusslage heute mit ihrer Zustimmung zu bedenken. Zum einen den Flächenwidmungsakt und zum anderen das Freimachen für einen tollen Schulstandort, der den Bedürfnissen der dort lebenden Familien mit ihren Kindern Rechnung trägt. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. Stimmt das, dass das eine richtige Wortmeldung war? (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine richtige Wortmeldung.) Dann haben Sie 20 Minuten Redezeit.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, die ÖVP bedauert, dass auf dem Rücken der Schülerinnen und Schüler hier der Bezirksvorsteher des 3. Bezirks, Hohenberger, und die Bezirksvertretung von der SPÖ desavouiert werden, und daher können wir diesem Abänderungsantrag nicht zustimmen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr StR Schicker hat sich gemeldet. Ich erteile dir das Wort. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Lieber Herr Klubvorsitzender! 

Ich freue mich, dass du dir Sorgen machst über unseren Bezirksvorsteher. Ich gehe davon aus, dass du dir mehr Sorgen machst über die Information, die vielleicht deine Fraktion erhalten hat. Die Information, die deine Fraktion erhalten hat, ist genau dieselbe, die alle anderen Fraktionen bekommen haben. 

Hier geht es darum, dass die Schulverwaltung der Stadt Wien eine Lösung, für die Situierung und Gestaltung von Schulen, gefunden hat, die wir bereits an einem Schulstandort im 10. Bezirk in dieser Form verwirklichen. Die Verwirklichung dieser neuen Form - und die Kollegin Jerusalem hat das vorhin ja durchaus richtig dargestellt, in diesem konkreten Bereich richtig dargestellt - ist wesentlich flexibler und wesentlich besser geeignet, den Vorstellungen über modernes Schulwesen wie wir sie haben, entgegenzukommen. (Zu StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Frau Stadträtin, Sie lachen. Ich weiß, dass das nicht Ihre Vorstellungen sind, dass sich die Vorstellungen über das Schulwesen wesentlich unterscheiden und ich bin sehr froh darüber, (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir haben ein Konzept!) und ich bin sehr froh darüber, dass sich diese Konzepte unterscheiden, denn da zeigt sich, wie konservativ und wie wenig fortschrittlich, wie wenig bildungsorientiert ihr Ansatz nämlich ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir haben am Standort der früheren Aspangbahn-Gründe die Situation, dass dort für einen anderen Schultyp ein Grundstück reserviert war, und dieses Grundstück hätte den Möglichkeiten der neuen Schulformen nicht ordentlich Rechnung getragen. Dem entgegenzukommen und nicht jetzt eine Schule zu widmen, von der man weiß, dass sie in dieser Form nicht kommt, ist Aufgabe des Abänderungsantrages. Und genau das ist die Vorgangsweise, die hier gewählt wird. 

Lassen Sie mich abschließend auch noch ein paar Worte dazu sagen, was Mathias Tschirf zu den hervorragenden Leistungen von Lord Norman Foster mit seiner Planung gemeint hat. Nun, hätten wir das eins zu eins umgesetzt, so hätten wir die Physik außer Kraft setzen müssen, denn Norman Foster hat dort auf der schrägen Wiese, die da vom Gürtel zum Aspang-Bahnhof herunterkommt, einen wunderbaren Teich eingezeichnet. Dem wollten wir nicht so ganz entgegenkommen, denn die Kosten für die Stadtverwaltung wären enorm gewesen, um die Physik außer Kraft zu setzen. 

Daher gab es die Veränderung, daher gab es die 
Adaptierung, daher wird der Beschluss über dieses Plandokument heute zu fassen sein, sodass endlich begonnen werden kann, dem Wohnbau Rechnung zu tragen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung. 

Als Erstes stimmen wir über den Abänderungsantrag der SPÖ und der Freiheitlichen Partei ab. 

Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Stimmen der ÖVP beschlossen.

Sind sich die GRÜNEN einig? (GRin Mag Maria Vassilakou: O ja!) Gut.

Ich komme jetzt zur Abstimmung über das Geschäftsstück. 

Wer dem Geschäftsstück die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der SPÖ und der FPÖ gegen die ÖVP und die GRÜNEN, beschlossen.

Jetzt komme ich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN über die Generalsanierung der Volksschule Kleistgasse. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die Mehrheit; es haben FPÖ, ÖVP und GRÜNE diesem Antrag zugestimmt.

Wir kommen nun zum nächsten Geschäftsstück. Das ist die Postnummer 64 der Tagesordnung, das Plandokument 7719. 

Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich komme daher gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 75 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 19. Bezirk, KatG Unterdöbling. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, bitte ich, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm. (GR Harry Kopietz: Oje, oje!)
GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Stichwort Waisenhaus - wie gesagt: Verkauf der Liegenschaft EZ 25, Unterdöbling, um 14 Millionen EUR. Der Betrag ist recht groß; die Lage ist in Wien 19, Hohe Warte 3, bei der Ruthgasse. Für mich ist das, wenn man den Vorgang betrachtet, schlicht und einfach ein Horrorakt. 

Die dargestellte Liegenschaft soll, wie gesagt, um 14 Millionen EUR verkauft werden. Es sind 14 972 m², und es hat die Widmung Spk gehabt. Das heißt, Spk ist ja an und für sich ein Parkschutzgebiet, und ich weiß nicht, ob es wirklich notwendig ist, ein Parkschutzgebiet, auch wenn es in Döbling liegt, einfach in gewöhnliches Bauland umzuwidmen. Das ist meines Erachtens eine Anlasswidmung. Anlasswidmungen sind meiner Ansicht nach widerrechtlich, und man wird aus den diversen Zitaten, die ich aus dem Akt habe, ersehen, dass es eine Widmung ist, die recht brutal vorgenommen wird.

Wieso brauchen wir keinen Park? Wieso könnte das nicht Parkfläche bleiben? (Amtsf StR Werner Faymann: Aber die Widmung beschließen wir jetzt nicht, oder?) - Nein, die beschließen wir jetzt nicht, (Amtsf StR Werner Faymann: Die ist schon längst beschlossen!) Ja. Aber wieso brauchen wir keinen Park? Wieso sagen wir, einen Park brauchen wir nicht? Gut, der Herr Stadtrat hat ja Recht: Wir brauchen keinen Park, das ist schon umgewidmet, also lassen wir es. 

Aber im Grundbuch stand auch etwas anderes. Das steht natürlich auch nicht mehr im Grundbuch drin, daher könnten wir sagen: Über all das reden wir auch nicht. Aber man muss natürlich, wenn man einen Akt hat, schon auch ein bisschen über die Historie sprechen, sonst kommt man nicht drauf, worum es sich handelt. 

Der Herr Stadtrat hat also gesagt, in Döbling brauchen wir keinen Park, die Widmung ist schon vorbei - gut. Kinderspielplätze - es hätte dort ja vielleicht auch ein Kinderspielplatz entstehen können - brauchen wir auch nicht. Kindergarten, Hort, Schulen: Wir brauchen dort an und für sich gar nichts, sondern wir brauchen unbedingt eine Wohnbebauung. 

Aber mit dieser Ansicht sind wir nicht ganz so einverstanden. Man könnte ja dort, wenn man es unbedingt bebauen will, etwas Ähnliches wie ein Waisenhaus bauen. Es gibt eine Widmung, die Liegenschaft wurde geschenkt; das werde ich auch vorlesen. Sie wurde von einer Gräfin 1903 mit einer Widmung der Stadt Wien geschenkt. Wenn es heute vielleicht keine Waisenhäuser mehr... (In Richtung SPÖ:) Was ist los? Bin ich hier zu laut, oder was? (GR Christian Oxonitsch: Nein, passt! - GR Godwin Schuster: Zu leise!) - Zu leise; Entschuldigung.

Wenn es heute vielleicht auch keine Waisenhäuser mehr geben soll, so ist doch eines möglich: Man könnte dort zum Beispiel das zweite SOS-Kinderdorf von Wien situieren. Da lassen wir vielleicht das Grundstück noch ein bisschen liegen, es wird im Wert ja höchstens interessanter, und dann machen wir eines: Wir geben das der SOS-Kinderdorfgemeinde, dass sie dort vielleicht ein SOS-Kinderdorf errichten könnte. 

Aber wenn man es schon unbedingt verkaufen will und unbedingt verkaufen muss, dann wäre es, wenn man sich die Widmung dieser Gräfin Andrassy anschaut, vielleicht auch möglich, dieses Geld, diese 14 Millio-
nen EUR, in eine Stiftung, in eine Geldstiftung einzubringen und diese Gelder ganz gezielt den Waisen Wiens zugute kommen zu lassen. Mit so einer Regelung könnte man sich mit dem Stiftungszweck irgendwie anfreunden, aber nicht damit, dass das an irgendeine Gesellschaft geht. Ich nenne den Gesellschaftsnamen nicht, weil die Gesellschaft selbstverständlich nichts dafür kann; sie schaut, dass sie für ihre Gesellschafter ein interessantes, elegantes Grundstück in einer wunderbaren Wohngegend bekommt. Okay, diese Gesellschaft lassen wir hier aus dem Spiel draußen, und wir schauen uns den Werdegang an. 

23. April 2003: Mit beiliegendem Beschluss des Bezirksgerichts Döbling vom 11.10.1977 wurde die Beschränkung der Unveräußerlichkeit und der immerwährenden Widmung im C-Blatt gelöscht. - Was hat man da löschen lassen? Der Antragsteller, das war die Gemeinde Wien, hat auf Bestätigung der MA 2 - no na! - einfach im Grundbuch, im C-Blatt, die Eintragung löschen lassen: Aufgrund des notariellen Schenkungsvertrages vom 23. Oktober 1903 und der Erklärung vom 4. Juli 1905 wird die Beschränkung der bedungenen Unveräußerlichkeit dieser Realität und deren immerwährende Widmung als Gräfin Franziska Andrassy Christliches Waisenhaus einverleibt.

Das heißt, diese Frau hat das ja nur deswegen gestiftet. Vielleicht wollte sie sich auch ein Denkmal setzen, das mag schon sein, aber sie wollte auf jeden Fall etwas Gutes für die Waisen in Wien tun. Ich sehe nicht ein, warum man dort nicht andere soziale Einrichtungen oder gar ein SOS-Kinderdorf - das muss nicht gleich sein, wir haben ja gerade erst eines errichtet - errichten könnte.

Jetzt wird eingewendet, dass das denkmalgeschützte Schloss von dem neuen Eigentümer erhalten wird. Bitte, deswegen brauchen wir es nicht zu verkaufen! Das denkmalgeschützte Schloss muss ja auch die Gemeinde Wien, der jetzige Eigentümer, erhalten. Daraus ergibt sich ja kein Vorteil, ob der eine ein denkmalgeschütztes Gebäude erhalten muss oder der andere es erhält. Wo ist da der Vorteil? Das ist also kein Grund, dass man dieses Ding verkaufen muss.

Jetzt gibt es ein Gutachten, und zwar von Dipl Ing Wolfgang Schwab; er bewertet den Bodenwert mit 2 880 000 EUR. Wie gesagt, verkauft werden soll es um 14 Millionen EUR. Aber warum wird denn dieses Ding plötzlich mehr wert? Weil - und das sehen wir dann auch im Akt - schon vor dem Verkauf zugesichert wurde, dass das alles umgewidmet werden wird. Das hat ja dann auch stattgefunden. 

Das heißt, dieser Mehrwert von 2,8 Millionen EUR auf 14 Millionen EUR hat nur entstehen können, weil die Gemeinde Wien es sich leicht macht: Sie macht eine Anlasswidmung und widmet das einfach um. Das hätte jeder Private gern, einen kleinen Gemüsegarten in der Donaustadt zu kaufen, mit ein paar Hektar, und dann widmen wir ihn in Bauland um - das wäre herrlich! Das sind ja Methoden, die jedem Gleichheitsgrundsatz widersprechen, da richtet es sich die Gemeinde ein bisschen billig und einfach.

Wenn man dann einen Aktenvermerk über eine Bürobesprechung sieht, 18.6.2003, da ladet Herr Dipl Ing Wimmer ein, und es wurden seitens der Magistratsdirektion und der MA 21A Gespräche bezüglich möglicher Widmung auf der Liegenschaft geführt. Dann heißt es wörtlich: „Es soll vor einem Verkauf der Liegenschaft geklärt werden, welche Möglichkeiten einer eventuellen Umwidmung bestehen, um zum Beispiel den Bau einer Garage oder eine bessere Ausnutzbarkeit des Bauplatzes zu ermöglichen." Na, das hätte ich auch ganz gern, dass man sagt... (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.)
Das steht da drin! Ich weiß, für Sozialisten ist das alles normal. Das ist ja der Horror, dass für Sozialisten solche Vorgangsweisen ganz normal sind! Die hätte jeder Private auch ganz gern, aber das ist eben nicht die Normalität, und Anlasswidmungen sind auch nicht Normalität. Für Sie schon - ich weiß, das macht Ihnen kein Stirnrunzeln! Das hätte jeder Private gern: Ich kaufe mir am besten irgendein Grünland, und dann sage ich, ich kaufe das Grünland nur dann, wenn sichergestellt ist, dass ich dort hurtig bauen darf. Das ist eben nicht das, was wir uns wünschen! (GR Christian Oxonitsch: Das ist genau das Gegenteil von dem, was Sie da erzählen! Das ist diametral das Gegenteil von dem, was Sie da sagen!) 

Dann steht drin: der Bau einer Garage. Das heißt, es wird ein Park umgewidmet, damit man nachher Parkplätze machen kann, Garagen und dergleichen. Das kann es ja wirklich nicht sein! Als Umweltsprecher habe ich mich da unbedingt auch zu Wort gemeldet. 

Hier steht dann: „21.10.2003. Derzeit wird mit dem Plan 7566 dieses Gebiet überarbeitet. Diese nördlich gelegene, riesengroße Fläche soll dem Ortcharakter entsprechen." Was sich der Magistrat alles leistet: Dass er sagt, die riesengroße Fläche soll dem Ortcharakter entsprechen und soll verbaut werden, daher war dort eine Wohnbauwidmung notwendig! Entschuldigung, wenn man sich den Plan von dort anschaut, Hohe Warte, Ruthgasse, hier ist ein Park... (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe. - GR Harry Kopietz: ...Farbabbildung?)
Mein Gott, das ist ein billiger Einwand! Schauen Sie sich eben den Akt an, dann sehen Sie es in Farbe, wenn Sie es brauchen. - Aber da ist ein Park, und dann sagt man: Diese riesengroße Fläche muss verbaut werden, damit sie dem Ortcharakter entspricht. Der Ortcharakter ist hier Park, und auf einmal entspricht der gegenüberliegende Park nicht mehr dem Ortcharakter? Also wenn die MA 69 solche Argumente braucht, dann ist das traurig! (GR Harry Kopietz: Der unmittelbare Ortcharakter ist eine Straße, bitte!) Herr Professor! Ich möchte heute wirklich nicht mit Ihnen über solche Spaßerln diskutieren. Das hat ja keinen Sinn. 

Warum sind wir dagegen? Die immerwährende Widmung wird aufgehoben, und dagegen sind wir. (GR Godwin Schuster: Das ist ein Widerspruch in sich!) Und dass wir gar keinen Zweck finden, dass wir dort etwas für die Waisen von Wien oder im Sinne der Stifterin finden, sodass wir sagen, wir müssen das Grundstück unbedingt verscherbeln, sehe ich nicht ein. 

Die Erben dieser Gräfin Andrassy haben auch Folgendes angekündigt: Wenn die Gemeinde Wien nichts mehr mit dem Grundstück anzufangen weiß, wenn sie den bedungenen Stiftungszweck nicht erfüllen will, wenn sie es jetzt einer Wohnbauwidmung zugeführt hat und es auch verscherbeln will, wenn gar nichts für die Kinder oder für die Waisen von Wien gemacht werden kann, dann werden sie die Stadt klagen. Ob wir dann als Stadt wirklich gut herauskommen, werden wir ja sehen. 

Wir sagen: Es ist nicht richtig, dieses Ding zu verkaufen. Denn nachher kann ja die Erbgemeinschaft von Frau Andrassy dieses Grundstück nicht mehr bekommen, weil der neue Eigentümer, diese Wohnbaugesellschaft, gutgläubiger Eigentümer wird. Auch im Grundbuch steht nichts drin, dort hat man alles rauslöschen lassen. Die Widmung ist gemacht, und die Erben können dieses Grundstück nicht mehr bekommen. Sie können höchstens einen Geldersatz durch die Stadt Wien bekommen.

Wie gesagt, mein Angebot wäre, dass man diese 14 Millionen EUR im Ressort Laska nicht irgendwie als Budgetauffettung im Zentralbudget versickern lassen soll. Wenn es unbedingt sein muss, soll ein Fonds gegründet werden, in den man diese Gelder einbringt und aus dem man dann für die Waisen von Wien gezielt Aktionen starten kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Über die Flächenwidmung werde ich mich nicht lange auslassen, weil sie tatsächlich nicht Gegenstand dieses Aktenstückes ist, obwohl es eine spannende Diskussion wäre. Aber die wurde schon geführt. 

Was ich schon interessant finde, ist, was am Ende der Ausführungen meines Vorredners noch kurz beleuchtet wurde, nämlich: Wie sicher ist es überhaupt, wenn der Verkauf über die Bühne geht, dass diese 14 Millionen EUR - die offensichtlich ein guter Preis sind, wenn man bedenkt, dass die Schätzung 7 Millionen EUR ergeben hat und die Versteigerung praktisch den doppelten Preis vom Richtwert erbracht hat - tatsächlich bei der Gemeinde Wien verbleiben? 

Jetzt könnte man sagen: Na ja, wo ist überhaupt das Problem? Es hat bei der Stiftung Glanzing funktioniert, dort hat man am Schluss ein Babynest Glanzing im Wilhelminenspital gehabt und ist zumindest damit durchgekommen, dass der Stiftungszweck aufrechterhalten wurde. Es scheint mir ein bisschen fraglich zu sein, hat aber rechtlich gehalten. Es hat auch bei der Stiftung Rothschild gehalten; das ist kein Spital mehr, sondern es wird, glaube ich, am Schluss eine Business School werden.

Aber dieses Geschäft für die Gemeinde Wien hat in Tribuswinkel nicht gehalten! Dort ist es um ein Stiftungskinderheim und um einen Schlossverkauf gegangen. Da haben die Erben gegen die Gemeinde Wien prozessiert und nicht nur in erster Instanz, sondern auch vor dem OGH gewonnen. Das heißt, vor dem OGH hat die Gemeinde Wien bei dem Verkauf verloren, und das ganze Geld war natürlich weg.

Die Erben in diesem Fall, die Andrassy-Erben, haben bereits angekündigt, aufgrund dieses Prozessergebnisses Ähnliches tun zu wollen. Kein Wunder: Wenn das um 14 Millionen EUR verkauft wird, und ich würde für mich als Einzelperson eine Chance sehen, auch nur einen Teil dieses Kuchens zu bekommen, dann würde ich es wahrscheinlich auch versuchen. 

Das wäre aber natürlich doppelt schade für die Stadt. Denn jetzt haben wir das Grundstück, jetzt ist es über viele Jahrzehnte verwendet worden, weil ja die Schenkung oder das Vererben ungefähr 100 Jahre zurückliegt. Es ist jahrzehntelang so verwendet worden, wie es die Erblasserin haben wollte - am Schluss nicht mehr, das war am Ende, glaube ich, eine Dienststelle des Jugendamts -, und jetzt eben nicht mehr. 

Es könnte also so laufen, dass die Gemeinde Wien das Grundstück verliert, die Widmung bereits gemacht hat und das Geld verliert, das hereinkommt! Diese Frage konnte mir - zwangsläufig nicht - auch im Wohnausschuss nicht beantwortet werden: Wie sicher sind wir, dass es in diesem Fall eher so abläuft wie in den Fällen Glanzing und Rothschild, aber nicht so, wie vor nicht allzu langer Zeit - das ist ja noch nicht lange her - in Tribuswinkel? Diese Frage hat man nicht beantworten können. Dieser Verkauf, diese Abwicklung ist ja auch schon länger eingeleitet, und da hat man noch nicht gewusst, dass man da auch verlieren kann und dass so ein Prozess vielleicht auch danebengeht. 

Ich finde, das ist nicht nur ein Restrisiko, sondern ein hohes Risiko, dass wir ein Grundstück in einer sehr guten Lage verlieren. Ganz abgesehen davon, dass ich nicht sehr glücklich darüber bin, dass dort, anstatt dem ursprünglichen Zweck nachzukommen, ausschließlich Luxuswohnungen entstehen, weil sich sonst die Investition von 14 Millionen EUR für Timehouse sicher nicht rentiert.

Kleines Bonmot am Rande: Bei den Plänen, die es bis jetzt gibt, stehen dort in der Garage nicht kleine Autos, sondern kleine BMWs, weil man davon ausgeht, dass Menschen, die andere Autos kaufen, dort vermutlich keine Wohnung werden kaufen können - was vermutlich stimmen wird. 

Wir haben dort also am Schluss Luxuswohnungen - unbenommen, sollen die Leute so wohnen dürfen, wenn sie es sich redlich erwirtschaftet haben -, aber es bleibt ein Restrisiko für die Gemeinde Wien bestehen. Daher wäre es mir recht, wenn jemand von der Sozialdemokratie mir erklären könnte, wie sicher es ist, dass wir davon ausgehen dürfen, dass dort am Ende nicht die Erben zum Zug kommen, sodass dann die Stadt Wien versucht hätte, ein rein vom finanziellen Standpunkt aus zugegebenermaßen gutes Geschäft zu machen, aber dieses Geld dann womöglich futsch wäre. Das wäre doppelt schade. 

Wir stimmen dem Geschäftsstück nicht zu. Uns scheint das rechtlich nicht geklärt zu sein, zumal das eben schon einmal schief gegangen ist und auch damals gesagt wurde: Das wird sicher gut gehen. Das war nicht so! Ich wünsche der Stadt Wien in dem Fall Besseres, aber es geht immerhin um 14 Millionen EUR, und ich wäre froh um eine entsprechende Auskunft. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Blind hat gesagt, das ist ein Horrorakt. Ich glaube, ein Horrorakt ist vor allem dann gegeben, wenn jemand den Akt überhaupt nicht versteht; dann ist es vielleicht wirklich ein Horrorakt. Aber so, wie er hier vorliegt, ist das ein sehr interessanter Akt und eigentlich nicht ungewöhnlich. 

Auch eine weitere interessante Meldung von Kollegen Blind sei fürs Protokoll noch einmal genannt und damit der Nachwelt erhalten, nämlich die "immerwährende Widmung". (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das ist doch auch etwas, was ich heute das erste Mal gehört habe. Insofern möchte ich das hier noch einmal betonen, wie Kollege Blind es ausgedrückt hat. 

Nun möchte ich doch einige Worte zur Widmung sagen, auch wenn es nicht unmittelbar Sache dieses Aktes ist. Aber wenn man es schon diskutiert: Die Widmung war früher Schutzgebiet Park, Spk, und ist nach wie vor Schutzgebiet Park. Es hat früher für das Kinderheim eine besondere Bebauungsbestimmung gegeben, und jetzt gibt es eine weitere besondere Bebauungsbestimmung, die eine Neubebauung zulässt, aber grundsätzlich ist es noch immer Schutzgebiet Park. Deshalb kann ich von einer Zweckentfremdung hier überhaupt nichts sehen. 

Ursprünglich war das Testament natürlich ausgerichtet auf Waisen - ich glaube, sogar ausschließlich "katholische Waisen" ist damals dringestanden -, vom Grafen Andrassy, der das nach dem Tod seiner Frau, der Gräfin Andrassy, eben testamentarisch so verfügt hat. Damals, und auch noch Jahrzehnte später, war natürlich das Konzept einsehbar, dass man den Waisen hilft. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg war das durchaus noch der Stand der Wissenschaft - es gab ja nach dem Zweiten Weltkrieg sehr, sehr viele Waisen -, dass hier ein Waisenhaus existiert. 

Aber doch schon seit einiger Zeit ist die Forschung weiter, ist die Pädagogik weiter, und man weiß - dem haben Sie ja auch nicht widersprochen, Herr Kollege Blind -, dass das Waisenhaus, wie es früher eben der Stand war, nicht mehr zeitgemäß ist. Wir haben jetzt die Konzepte von Pflegeeltern, den persönlichen Umgang und nicht eine unpersönliche Massenbetreuung. 

In dem Sinn, glaube ich, und vor diesem Hintergrund muss man jetzt eben hergehen und fragen: Wie können wir diese Liegenschaft - wobei übrigens die Bebauung, die darauf vorhanden ist, dieses Gebäude, einen sehr, sehr hohen Instandsetzungsaufwand haben wird, und deshalb ist auch die Sache mit dem SOS-Kinderdorf nicht stichhaltig - möglichst sinnvoll verwenden? Wie kann man hier auch dem ursprünglichen Zweck bestmöglich, wenn auch in weiterentwickelter Form, gerecht werden? 

Da kann man sagen, diese hochwertige Liegenschaft soll sinnvoll verwertet werden, diese Mittel sollen für Zwecke der Jugendwohlfahrt verwendet werden. Das muss man ja auch sagen: Das geht in die Jugendwohlfahrt, in die Geschäftsgruppe Jugend, Bildung und so weiter. 

Ich glaube, damit hat man auch - wenn auch in weiterentwickelter Form - dem ursprünglichen Willen des Grafen Andrassy jetzt weiter Rechnung getragen. Denn im buchstäblichen Sinn, so wie im Jahr 1903 - oder wann das war -, kann man dem nicht mehr Rechnung tragen, und deshalb muss man diese Idee weiterdenken. Die Idee ist sicherlich dadurch, dass das Geld in die Jugendwohlfahrt geht, sehr gut weiterentwickelt, und ich glaube, Graf Andrassy wäre damit auch - aber das ist jetzt natürlich nur eine Annahme, das lässt sich nicht verifizieren - sehr einverstanden. 

In dem Sinn meine ich: Man hat hier bei einer Schätzung 7,5 Millionen EUR festgeschrieben gehabt, wir haben 14 Millionen EUR eingenommen oder werden sie einnehmen, und es ist immerhin so, dass man damit für die Jugendwohlfahrt, für die Kinder und Jugendlichen sehr, sehr gut abschneidet. Das ist das wirklich Wichtige.

Wie das letztendlich vor Gericht ausgehen wird, Herr StR Ellensohn, weiß ich natürlich auch nicht hundertprozentig. Aber nach Ansicht unserer Juristen sieht es für uns sehr gut aus. Es sind auch die Fälle, die Sie genannt haben, juristisch nicht vergleichbar. Das möchte ich jetzt nicht im Detail ausführen, ich kann es aber einmal in kleinerem Kreis tun; hier ist jedoch beim vorletzten Tagesordnungspunkt nicht die Zeit dafür. Doch nach Ansicht unserer Juristen im Haus sieht es juristisch für uns sehr gut aus. Wie es, falls überhaupt eine Klage kommt, letztendlich ausgehen wird, weiß man nie hundertprozentig.

Wir beschließen hier aber, indem wir im Sinne des ursprünglichen Testaments des Grafen Andrassy und vor allem im Sinne der Jugendlichen in Wien handeln, diesen Akt sehr gerne. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich gemäß § 25 die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag der Berichterstatterin Folge leisten wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, gegen die GRÜNEN, angenommen (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, wir haben nicht mitgestimmt!); Entschuldigung, das habe ich übersehen: gegen GRÜNE und Freiheitliche. (GR Kurth-Bodo Blind: War ich zu wenig heftig?) 

Es waren so wenige Freiheitliche hier. (GR Christian Oxonitsch: Nachdem sie im Ausschuss noch mitgestimmt haben!)
Es gelangt nunmehr die Postnummer 76 der Tagesordnung zur Verhandlung - nein, nur noch zur Abstimmung. 

Ich stelle wieder die Anwesenheit von mehr als der 

Hälfte der Kolleginnen und Kollegen fest. 

Wer für die Post 76 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und FPÖ gegen die GRÜNEN angenommen.

Damit haben wir die Tagesordnung erledigt.

Die öffentliche Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 17.27 Uhr.)

